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Artikel 1
Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragstaat oder in beiden Vertragstaaten
ansässig sind.

Artikel 2
(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern

vom Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines der beiden
Vertragstaaten, der Länder, Kantone, Bezirke, Kreise, Gemeinden oder
Gemeindeverbände (auch in Form von Zuschlägen) erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle (ordentlichen und
außerordentlichen) Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen
oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben werden,
einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuer sowie der Steuern vom
Vermögenszuwachs. Das Abkommen gilt nicht für an der Quelle erhobene
Steuern von Lotteriegewinnen.

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören
insbesondere
1. in der Bundesrepublik Deutschland:

a) die Einkommensteuer einschließlich der Ergänzungsabgabe dazu,
b) die Körperschaftsteuer einschließlich der Ergänzungsabgabe dazu,
c) die Vermögensteuer,
d) die Grundsteuer und
e) die Gewerbesteuer (im folgenden als "deutsche Steuer" bezeichnet);

2. in der Schweiz: die von Bund, Kantonen, Bezirken, Kreisen, Gemeinden und
Gemeindeverbänden erhobenen Steuern
a) vom Einkommen (Gesamteinkommen, Erwerbseinkommen,

Vermögensertrag, Geschäftsertrag, Kapitalgewinn usw.) und
b) vom Vermögen (Gesamtvermögen, bewegliches und unbewegliches

Vermögen, Geschäftsvermögen, Kapital und Reserven usw.) (im
folgenden als "schweizerische Steuer" bezeichnet).



(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder ähnlicher Art, die
künftig neben den zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben
werden.

(5) Die Bestimmungen des Abkommens über die Besteuerung der
Unternehmensgewinne gelten entsprechend für die nicht nach dem Gewinn
oder dem Vermögen erhobene Gewerbesteuer.

Artikel 3
(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes

erfordert:
a) bedeutet der Ausdruck "Bundesrepublik Deutschland", im geographischen

Sinne verwendet, das Gebiet des Geltungsbereiches des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutschland sowie das an die Hoheitsgewässer der
Bundesrepublik Deutschland angrenzende und steuerrechtlich als Inland
bezeichnete Gebiet, in dem die Bundesrepublik Deutschland in
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht ihre Rechte hinsichtlich des
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer Naturschätze
ausüben darf;

b) bedeutet der Ausdruck "Schweiz" die Schweizerische Eidgenossenschaft;
c) bedeuten die Ausdrücke "ein Vertragstaat" und "der andere Vertragstaat", je

nach dem Zusammenhang, die Bundesrepublik Deutschland oder die
Schweiz;

d) umfaßt der Ausdruck "Person" natürliche Personen und Gesellschaften;
e) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder

Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristische Personen behandelt
werden;

f) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragstaates" und
"Unternehmen des anderen Vertragstaates", je nachdem, ein Unternehmen,
das von einer in einem Vertragstaat ansässigen Person betrieben wird, oder
ein Unternehmen, das von einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen
Person betrieben wird;

g) bedeutet der Ausdruck "Steuer", je nachdem, die deutsche oder die
schweizerische Steuer;

h) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehörige":
aa) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland": alle Deutschen im Sinne

des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland und alle juristischen Personen, Personengesellschaften
und anderen Personenvereinigungen, die nach dem in der
Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind;

bb) in bezug auf die Schweiz: alle natürlichen Personen, die die
schweizerische Staatsangehörigkeit besitzen, und alle juristischen
Personen, Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen,
die nach dem in der Schweiz geltenden Recht errichtet worden sind;

i) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde":
aa) in der Bundesrepublik Deutschland: der Bundesminister für Wirtschaft

und Finanzen;
bb) in der Schweiz: der Direktor der Eidgenössischen Steuerverwaltung oder

sein bevollmächtigter Vertreter.
(2) Bei Anwendung des Abkommens durch einen Vertragstaat hat, wenn der

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder nicht anders definierte
Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über die
Steuern zukommt, welche Gegenstand des Abkommens sind.

Artikel 4



(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragstaat
ansässige Person" eine Person, die nach dem in diesem Staat geltenden Recht
dort unbeschränkt steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so
gilt folgendes:
a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sie über eine

ständige Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden Vertragstaaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, zu dem
sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragstaat die Person den
Mittelpunkt der Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der
Vertragstaaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem
Vertragstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Vertragstaaten oder
in keinem der Vertragstaaten, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig,
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Vertragstaaten oder keines
Vertragstaates, so regeln die zuständigen Behörden der Vertragstaaten die
Frage in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Gilt eine natürliche Person, die in der Bundesrepublik Deutschland über eine
ständige Wohnstätte verfügt oder dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt von
mindestens sechs Monaten im Kalenderjahr hat, nach Absatz 2 als in der
Schweiz ansässig, so kann die Bundesrepublik Deutschland diese Person
ungeachtet anderer Bestimmungen dieses Abkommens nach den Vorschriften
über die unbeschränkte Steuerpflicht besteuern. Die Bundesrepublik
Deutschland wendet jedoch Artikel 24 Absatz 1 Nummer 1 auf die dort
genannten, aus der Schweiz stammenden Einkünfte und in der Schweiz
belegenen Vermögenswerte an; auf andere aus der Schweiz stammende
Einkünfte und in der Schweiz belegene Vermögenswerte rechnet die
Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern die von
diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf
die deutsche Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten an; bei den übrigen Einkünften und Vermögenswerten
rechnet die Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern
die in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von diesen Einkünften oder
Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen
Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser
Bestimmung von diesen Einkünften oder Vermögenswerten über die deutsche
Steuer hinaus erhoben wird, die nach den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben
werden dürfte.

(4) Bei einer in der Schweiz ansässigen natürlichen Person, die nicht die
schweizerische Staatsangehörigkeit besitzt und die in der Bundesrepublik
Deutschland insgesamt mindestens fünf Jahre unbeschränkt steuerpflichtig
war, kann die Bundesrepublik Deutschland in dem Jahr, in dem die
unbeschränkte Steuerpflicht zuletzt geendet hat, und in den folgenden fünf
Jahren die aus der Bundesrepublik Deutschland stammenden Einkünfte und
die in der Bundesrepublik Deutschland belegenen Vermögenswerte, ungeachtet
anderer Bestimmungen des Abkommens, besteuern. Die nach diesem
Abkommen zulässige Besteuerung dieser Einkünfte oder Vermögenswerte in der
Schweiz bleibt unberührt. Die Bundesrepublik Deutschland rechnet jedoch in
entsprechender Anwendung der Vorschriften des deutschen Rechts über die



Anrechnung ausländischer Steuern die in Übereinstimmung mit diesem
Abkommen von diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene
schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen Steuer (mit Ausnahme der
Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser Bestimmung von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten über die deutsche Steuer hinaus erhoben wird, die nach
den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben werden dürfte. Die Bestimmungen dieses
Absatzes gelten nicht, wenn die natürliche Person in der Schweiz ansässig
geworden ist, um hier eine echte unselbständige Arbeit für einen Arbeitgeber
auszuüben, an dem sie über das Arbeitsverhältnis hinaus weder unmittelbar
noch mittelbar durch Beteiligung oder in anderer Weise wirtschaftlich
wesentlich interessiert ist.

(5) Gilt eine natürliche Person nur für einen Teil des Jahres als im Sinne dieses
Artikels in einem Vertragstaat ansässig, für den Rest des gleichen Jahres aber
als in dem anderen Vertragstaat ansässig (Wohnsitzwechsel), so können in
jedem Staat die Steuern auf der Grundlage der unbeschränkten Steuerpflicht
nur nach Maßgabe der Zeit erhoben werden, während welcher diese Person als
in diesem Staat ansässig gilt.

(6) Nicht als "in einem Vertragstaat ansässig" gilt
a) eine natürliche Person, die in dem Vertragstaat, in dem sie nach den

vorstehenden Bestimmungen ansässig wäre, nicht mit allen nach dem
Steuerrecht dieses Staates allgemein steuerpflichtigen Einkünften aus dem
anderen Vertragstaat den allgemein erhobenen Steuern unterliegt;

b) für die Anwendung des Artikels 23 eine natürliche Person, die in dem
Vertragstaat, in dem sie nach den vorstehenden Bestimmungen ansässig
wäre, nicht mit allen nach dem Steuerrecht dieses Staates allgemein
steuerpflichtigen Einkünften den allgemein erhobenen Steuern unterliegt,
oder eine natürliche Person, auf die Absatz 4 Anwendung findet.

(7) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten auch für eine bevormundete Person.
(8) Ist nach Absatz 1 eine Gesellschaft in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie

als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich der Mittelpunkt ihrer
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. Die Tatsache allein, daß eine Person an
einer Gesellschaft beteiligt ist oder daß sie bei einer Gesellschaft, die einem
Konzern angehört, die konzernleitenden Entscheidungen trifft, begründet für
diese Gesellschaft keinen Mittelpunkt der tatsächlichen Geschäftsleitung an
dem Ort, an dem diese Entscheidungen getroffen werden oder diese Person
ansässig ist.

(9) Gilt eine Gesellschaft, die nach Absatz 1 in beiden Vertragstaaten ansässig ist,
nach Absatz 8 als in der Schweiz ansässig, so kann die Bundesrepublik
Deutschland diese Gesellschaft ungeachtet anderer Bestimmungen dieses
Abkommens nach den Vorschriften über die unbeschränkte Steuerpflicht
besteuern. Die Bundesrepublik Deutschland wendet jedoch Artikel 24 Absatz 1
Nummer 1 auf die dort genannten, aus der Schweiz stammenden Einkünfte
und in der Schweiz belegenen Vermögenswerte an; auf andere aus der Schweiz
stammende Einkünfte und in der Schweiz belegene Vermögenswerte rechnet die
Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern die von
diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf
die deutsche Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten an; bei den übrigen Einkünften und Vermögenswerten
rechnet die Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern
die in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von diesen Einkünften oder
Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen
Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser



Bestimmung von diesen Einkünften oder Vermögenswerten über die deutsche
Steuer hinaus erhoben wird, die nach den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben
werden dürfte.

(10)Absatz 8 berührt nicht die Vorschriften eines Vertragstaates über die
Besteuerung von Einkünften im Sinne der Artikel 10 bis 12 und 16, die daran
anknüpft, daß die Gesellschaft, von der diese Einkünfte stammen, in diesem
Staat ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz hat; jedoch sind auf diese Einkünfte
die Artikel 10 bis 12, 24 und 28 anzuwenden, wenn der Empfänger der
Einkünfte in dem anderen Vertragstaat ansässig ist.

(11)Nicht als in einem Vertragstaat ansässig gilt eine Person in bezug auf Einkünfte
und Vermögenswerte, die nicht ihr, sondern einer anderen Person zuzurechnen
sind.

Artikel 5
(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste

Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder
teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck "Betriebstätte" umfaßt insbesondere:
a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung von

Bodenschätzen,
g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf Monate

überschreitet.
(3) Als Betriebstätten gelten nicht:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder
Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur
Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu
dem Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet
oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder
Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, für das Unternehmen zu werben, Informationen zu
erteilen, wissenschaftliche Forschung zu betreiben oder ähnliche
Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit
darstellen.

(4) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des
Absatzes 5 - in einem Vertragstaat für ein Unternehmen des anderen
Vertragstaates tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat gelegene
Betriebstätte als gegeben, wenn die Person eine Vollmacht besitzt, im Namen
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von
Gütern oder Waren für das Unternehmen beschränkt.

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht schon deshalb so behandelt,
als habe es eine Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat, weil es dort seine
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen



Geschäftstätigkeit handeln. Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft
beherrscht wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist oder dort
(entweder durch eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt,
wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Betriebstätte der anderen.

Artikel 6
(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können in dem Vertragstaat besteuert

werden, in dem dieses Vermögen liegt.
(2) Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" bestimmt sich nach dem Recht des

Vertragstaates, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall
das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf die die Vorschriften des
Privatrechts über Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf veränderliche oder feste
Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und
Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung
oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen
Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
eines Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der
Ausübung eines freien Berufes dient.

Artikel 7
(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates können nur in diesem Staat

besteuert werden, es sei denn, daß das Unternehmen seine Tätigkeit im
anderen Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das
Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus, so können die Gewinne des
Unternehmens in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als
sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine Tätigkeit in dem anderen
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem
Vertragstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie hätte
erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen
oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte
und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig
unabhängig gewesen wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese
Betriebstätte entstandenen Aufwendungen, einschließlich der
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug
zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder
anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die einer Betriebsstätte
zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des
Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht
aus, daß dieser Vertragstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen
Aufteilung ermittelt; die Art der angewendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so
sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen
wird einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.



(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn,
daß ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren.

(7) Dieser Artikel gilt auch für Einkünfte aus der Beteiligung an einer
Personengesellschaft. Er erstreckt sich auch auf Vergütungen, die ein
Gesellschafter einer Personengesellschaft von der Gesellschaft für seine
Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft, für die Gewährung von Darlehen oder für
die Überlassung von Wirtschaftsgütern bezieht, wenn diese Vergütungen nach
dem Steuerrecht des Vertragstaates, in dem die Betriebstätte gelegen ist, den
Einkünften des Gesellschafters aus dieser Betriebstätte zugerechnet werden.

(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses
Abkommens behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht berührt.

Artikel 8
(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im

internationalen Verkehr können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens
befindet.

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen,
können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet.

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens
der See- oder Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem
Vertragstaat gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragstaat, in dem die Person, die
das Schiff betreibt, ansässig ist.

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch,
a) wenn der Betrieb der Schiff- oder Luftfahrt mit gecharterten oder gemieteten

Fahrzeugen durchgeführt wird,
b) für Agenturen, soweit deren Tätigkeit unmittelbar mit dem Betrieb der

Schiff- oder Luftfahrt oder dem Zubringerdienst zusammenhängt, und
c) für Beteiligungen von Unternehmen der Schiff- oder Luftfahrt an einem

Pool, einer gemeinsamen Betriebsorganisation oder einer internationalen
Betriebskörperschaft.

(5) Hat ein Unternehmen im Sinne dieses Artikels, das in Form einer
Personengesellschaft betrieben wird, den Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung
in einem Vertragstaat, ist aber einer der Teilhaber in dem anderen Vertragstaat
ansässig, so kann dieser andere Vertragstaat diesen Teilhaber für die Einkünfte
aus seiner Beteiligung an dieser Personengesellschaft besteuern, gewährt aber
für die im erstgenannten Vertragstaat erhobene Steuer Entlastung von seiner
Steuer im Rahmen des Artikels 24.

Artikel 9
Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar oder mittelbar an der

Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines Unternehmens des
anderen Vertragstaates beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der
Kontrolle oder am Kapital eines Unternehmens eines Vertragstaates und eines
Unternehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen
oder finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, die von denen
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die



Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und
entsprechend besteuert werden.

Artikel 10
(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft an eine in

dem anderen Vertragstaat ansässige Person zahlt, können in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertragstaat, in dem die die
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates
besteuert werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen:
a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn sie von einer

Gesellschaft gezahlt werden, die ein Kraftwerk zur Ausnutzung der
Wasserkraft des Rheinstromes zwischen dem Bodensee und Basel betreibt
(Grenzkraftwerk am Rhein);

b) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn der Empfänger
eine Gesellschaft ist, die unmittelbar über mindestens 20 vom Hundert des
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt;

c) 30 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn es sich um
Einnahmen aus Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als stiller
Gesellschafter im Sinne des deutschen Rechts, aus Genußrechten, aus
Gewinnobligationen oder aus partiarischen Darlehen handelt und wenn
diese Beträge bei der Gewinnermittlung des Schuldners abzugsfähig sind;

d) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden in Fällen, die nicht
unter Buchstabe a, b oder c fallen.

(3) Solange in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Anteilseigner die
Körperschaftsteuer, die von einer in der Bundesrepublik Deutschland
ansässigen Gesellschaft auf den ausgeschütteten Gewinn gezahlt wird, voll auf
ihre Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer anrechnen können, gewährt die
Bundesrepublik Deutschland in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe d
zusätzlich zu der in dieser Bestimmung vorgesehenen Entlastung eine
Entlastung in Höhe von 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einnahmen
aus Aktien, Genußrechten (wie zum Beispiel Genußaktien oder Genußscheine),
Anteilen an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Kuxen
Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen Forderungen - mit
Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende
Einnahmen, die nach dem Steuerrecht des Staates, in dem die ausschüttende
Gesellschaft ansässig ist, den Einnahmen aus Aktien gleichgestellt sind,
einschließlich der Einnahmen aus Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als
stiller Gesellschafter im Sinne des deutschen Rechts, aus Gewinnobligationen
oder aus partiarischen Darlehen sowie der Ausschüttungen auf die
Anteilscheine von Kapitalanlegegesellschaften (Investmentfonds).

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat
ansässige Empfänger der Dividenden in dem anderen Vertragstaat, in dem die
die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat und
die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(6) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder
Einkünfte aus dem anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat weder die
Dividenden besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem anderen Staat
ansässige Personen zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nicht
ausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden
oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus in dem anderen



Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. Artikel 4 Absatz 10 bleibt
vorbehalten. "

Artikel 11
(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine in dem anderen

Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden, können nur in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet, vorbehaltlich
Artikel 10 Absatz 4, Einnahmen aus öffentlichen Anleihen, aus
Schuldverschreibungen einschließlich Wandelanleihen, auch wenn sie durch
Pfandrechte an Grundstücken gesichert sind, und aus Forderungen jeder Art
sowie alle anderen Einnahmen, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem
sie stammen, den Einnahmen aus Darlehen gleichgestellt sind.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Zinsen in dem anderen Vertragstaat, aus dem die Zinsen
stammen, eine Betriebstätte hat und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7
anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die
gezahlten Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so
wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertragstaates und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert
werden.

Artikel 12
(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine in dem

anderen Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden, können nur in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet
Vergütungen jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung
von Urheberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen
Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten,
Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder
Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher,
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt
werden.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Lizenzgebühren in dem anderen Vertragstaat, aus dem die
Lizenzgebühren stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu
dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die
gezahlten Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen vereinbart
hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes
Vertragstaates und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.



Artikel 13
(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels

6 Absatz 2 können in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses
Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen
einer Betriebstätte darstellt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem
anderen Vertragstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, über die
eine in einem Vertragstaat ansässige Person für die Ausübung eines freien
Berufes in dem anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich derartiger Gewinne,
die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder zusammen mit
dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt
werden, können in dem anderen Staat besteuert werden. Jedoch können
Gewinne aus der Veräußerung des in Artikel 22 Absatz 3 genannten
beweglichen Vermögens nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem
dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten Artikel besteuert werden
kann.

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 und 2 nicht genannten
Vermögens können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der
Veräußerer ansässig ist.

(4) Ungeachtet des Absatzes 3 können Gewinne aus der vollen oder teilweisen
Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung an einer Gesellschaft in dem
Vertragstaat besteuert werden, in dem die Gesellschaft ansässig ist, sofern der
in dem anderen Vertragstaat ansässige Veräußerer eine natürliche Person ist,
a) die im Laufe der fünf Jahre vor der Veräußerung im Sinne des Artikels 4 im

erstgenannten Vertragstaat ansässig war und
b) die in dem anderen Staat für den Veräußerungsgewinn keiner Steuer

unterliegt. Eine wesentliche Beteiligung ist gegeben, wenn der Veräußerer
unmittelbar oder mittelbar zu mehr als einem Viertel am Kapital der
Gesellschaft beteiligt war.

(5) Besteuert ein Vertragstaat bei Wegzug einer in diesem Staat ansässigen
natürlichen Person den Vermögenszuwachs, der auf eine wesentliche
Beteiligung an einer in diesem Staat ansässigen Gesellschaft entstanden ist, so
wird bei späterer Veräußerung der Beteiligung, wenn der daraus erzielte
Gewinn in dem anderen Staat gemäß Absatz 3 besteuert wird, dieser Staat bei
der Ermittlung des Veräußerungsgewinns als Anschaffungskosten den Betrag
zugrunde legen, den der erstgenannte Staat im Zeitpunkt des Wegzugs als Erlös
angenommen hat.

Artikel 14
(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person aus einem freien

Beruf oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die Person für die
Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat regelmäßig über eine
feste Einrichtung verfügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrichtung, so
können die Einkünfte in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur
insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden können.

(2) Der Ausdruck "freier Beruf" umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte
wissenschaftliche, literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende
Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure,
Architekten, Zahnärzte und Bücherrevisoren.

Artikel 15
(1) Vorbehaltlich der Artikel 15a bis 19 können Gehälter, Löhne und ähnliche

Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person aus



unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Wird die
Arbeit dort ausgeübt, so können die dafür bezogenen Vergütungen in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person für eine in dem anderen Vertragstaat ausgeübte
unselbständige Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert
werden, wenn
a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt nicht länger als 183

Tage während des betreffenden Kalenderjahres aufhält,
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt

werden, der nicht in dem anderen Staat ansässig ist, und
c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung

getragen werden, die der Arbeitgeber in dem anderen Staat hat.
(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels können

Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder
Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr oder an Bord eines Schiffes, das der
Binnenschiffahrt dient, ausgeübt wird, in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens
befindet. Werden diese Vergütungen in diesem Staat nicht besteuert, so können
sie in dem anderen Vertragstaat besteuert werden.

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 15a kann eine natürliche Person, die in einem
Vertragstaat ansässig, aber als Vorstandsmitglied, Direktor, Geschäftsführer
oder Prokurist einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen Kapitalgesellschaft
tätig ist, mit den Einkünften aus dieser Tätigkeit in diesem anderen Staat
besteuert werden, sofern ihre Tätigkeit nicht so abgegrenzt ist, daß sie lediglich
Aufgaben außerhalb dieses anderen Staates umfaßt. Besteuert dieser andere
Vertragstaat diese Einkünfte nicht, so können sie in dem Staat besteuert
werden, in dem die natürliche Person ansässig ist.

Artikel 15a
(1) Ungeachtet des Artikels 15 können Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen,

die ein Grenzgänger aus unselbständiger Arbeit bezieht, in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem dieser ansässig ist. Zum Ausgleich kann der
Vertragstaat, in dem die Arbeit ausgeübt wird, von diesen Vergütungen eine
Steuer im Abzugsweg erheben. Diese Steuer darf 4,5 vom Hundert des
Bruttobetrages der Vergütungen nicht übersteigen, wenn die Ansässigkeit
durch eine amtliche Bescheinigung der zuständigen Finanzbehörde des
Vertragstaates, in dem der Steuerpflichtige ansässig ist, nachgewiesen wird.
Artikel 4 Absatz 4 bleibt vorbehalten.

(2) Grenzgänger im Sinne des Absatzes 1 ist jede in einem Vertragstaat ansässige
Person, die in dem anderen Vertragstaat ihren Arbeitsort hat und von dort
regelmäßig an ihren Wohnsitz zurückkehrt. Kehrt diese Person nicht jeweils
nach Arbeitsende an ihren Wohnsitz zurück, entfällt die
Grenzgängereigenschaft nur dann, wenn die Person bei einer Beschäftigung
während des gesamten Kalenderjahres an mehr als 60 Arbeitstagen auf Grund
ihrer Arbeitsausübung nicht an ihren Wohnsitz zurückkehrt.

(3) Der Vertragstaat, in dem der Grenzgänger ansässig ist, berücksichtigt die nach
Absatz 1 Satz 3 erhobene Steuer ungeachtet des Artikels 24 wie folgt:
a) in der Bundesrepublik Deutschland wird die Steuer entsprechend § 36

Einkommensteuergesetz unter Ausschluß von § 34c
Einkommensteuergesetz auf die deutsche Einkommensteuer angerechnet;
die Steuer wird auch bei der Festsetzung von Einkommensteuer-
Vorauszahlungen berücksichtigt;



b) in der Schweiz wird der Bruttobetrag der Vergütungen bei der Ermittlung
der Bemessungsgrundlage um ein Fünftel herabgesetzt.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten verständigen sich über die
weiteren Einzelheiten sowie die verfahrensmäßigen Voraussetzungen für die
Anwendung der vorstehenden Absätze.

Artikel 16
Bezüge und Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person von einer in dem
anderen Vertragstaat ansässigen Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts-
oder Verwaltungsrates der Gesellschaft bezieht, können in dem anderen Staat besteuert
werden.

Artikel 17
(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die berufsmäßige

Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler und Musiker,
sowie Sportler und Artisten für ihre in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübte
Tätigkeit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sie diese
Tätigkeit ausüben. Das gilt auch für die Einkünfte, die einer anderen Person für
die Tätigkeit oder Überlassung des Künstlers, Sportlers oder Artisten zufließen.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Einkünfte aus Tätigkeiten berufsmäßiger Künstler, die in
erheblichem Umfang unmittelbar oder mittelbar durch Zuwendungen aus
öffentlichen Mitteln des Staates, in dem der Künstler ansässig ist, gefördert
werden.

Artikel 18
Vorbehaltlich des Artikels 19 können Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in
einem Vertragstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur
in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 19
(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhegehälter, die von einem Vertragstaat,

einem Land, Kanton, Bezirk, Kreis, einer Gemeinde oder einem
Gemeindeverband oder von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts
dieses Staates unmittelbar oder aus einem Sondervermögen an eine natürliche
Person für erbrachte Dienste gewährt werden, können nur in diesem Staat
besteuert werden. Jedoch können Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter,
für Dienste, die in dem anderen Vertragstaat von einem Staatsangehörigen
dieses Staates erbracht werden, der nicht zugleich die Staatsangehörigkeit des
erstgenannten Staates besitzt, nur in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Auf Vergütungen für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer
kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit eines der Vertragstaaten, eines
Landes, Kantons, Bezirks, Kreises, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes
oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses Staates erbracht
werden, finden die Artikel 15 und 16 Anwendung.

(3) Absatz 1 findet ebenfalls Anwendung auf die Vergütungen, die von der
Deutschen Bundesbank, der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen
Bundespost sowie von der Schweizerischen Nationalbank, den Schweizerischen
Bundesbahnen, den schweizerischen Post-, Telephon- und
Telegraphenbetrieben und der schweizerischen Verkehrszentrale gezahlt
werden.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 können Vergütungen der dort genannten
Art, wenn sie von dem in den Grenzgebieten tätigen Personal der Bahn-, Post-,
Telegrafen- und Zollverwaltungen der beiden Vertragstaaten bezogen werden,



nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem diese Personen ansässig
sind.

(5) Artikel 15a gilt entsprechend für die in den Absätzen 1 und 3 genannten
Vergütungen.

(6) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für Bezüge aus öffentlichen Mitteln für
gegenwärtige oder frühere Erfüllung der Wehrpflicht, einschließlich der
Unterhaltsbeiträge, die Angehörigen zum Wehrdienst Eingezogener gewährt
werden.

(7) Ruhegehälter, Leibrenten und andere wiederkehrende oder nicht
wiederkehrende Bezüge, die von einem der beiden Vertragstaaten oder einer
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts eines der beiden
Vertragstaaten als Vergütung für einen Schaden gewährt werden, der als Folge
von Kriegshandlungen oder politischer Verfolgung entstanden ist, können nur
in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 20
Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Volontär oder Lehrling, der in einem Vertragstaat
ansässig ist oder vorher dort ansässig war und der sich in dem anderen Vertragstaat
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt, sein Studium
oder seine Ausbildung erhält, werden in dem anderen Staat nicht besteuert, sofern ihm diese
Zahlungen aus Quellen außerhalb des anderen Staates zufließen.

Artikel 21
Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich erwähnten Einkünfte einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 22
(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 kann in dem

Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.
(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte eines

Unternehmens darstellt oder das zu einer der Ausübung eines freien Berufes
dienenden festen Einrichtung gehört, kann in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem sich die Betriebstätte oder die feste Einrichtung befindet.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr und Schiffe, die der
Binnenschiffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser
Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des
Unternehmens befindet.

(4) Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter im Sinne des
deutschen Rechts, Gewinnobligationen und partiarische Darlehen können in
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der Schuldner ansässig ist.
Besteuert dieser Staat nicht, so können diese Vermögenswerte in dem anderen
Staat besteuert werden.

(5) Jeder der beiden Vertragstaaten behält sich das Recht vor, bewegliches
Vermögen, an dem eine Nutznießung besteht, nach seiner eigenen
Gesetzgebung zu besteuern. Sollte sich daraus eine Doppelbesteuerung
ergeben, so werden sich die zuständigen Behörden der beiden Staaten über die
Beseitigung dieser Doppelbesteuerung von Fall zu Fall verständigen.

(6) Alle anderen Vermögenswerte einer in einem Vertragstaat ansässigen Person
können nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 23
(1) Eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft, an der nicht in diesem Staat

ansässige Personen überwiegend, unmittelbar oder mittelbar, durch Beteiligung



oder in anderer Weise interessiert sind, kann die in den Artikeln 10 bis 12
vorgesehenen Entlastungen von den Steuern, die auf den aus dem anderen
Staat stammenden Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren erhoben werden,
nur beanspruchen, wenn
a) die auf nicht im ersten Staat ansässige Personen lautenden verzinslichen

Schuldkonten nicht mehr als das Sechsfache des Grund- oder
Stammkapitals und der offenen Reserven ausmachen; bei Banken und
bankähnlichen Institutionen gilt diese Bedingung nicht;

b) die gegenüber den gleichen Personen eingegangenen Schulden nicht zu
einem den normalen Satz übersteigenden Zinssatz verzinst werden; als
normaler Satz gilt:
aa) für die Bundesrepublik Deutschland: der um zwei Punkte erhöhte Satz

der Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer
Emittenten;

bb) für die Schweiz: der um zwei Punkte erhöhte Satz der
durchschnittlichen Rendite der von der Schweizerischen
Eidgenossenschaft ausgegebenen Obligationen;

c) höchstens 50 vom Hundert der in Rede stehenden und aus dem anderen
Vertragstaat stammenden Einkünfte zur Erfüllung von Ansprüchen
(Schuldzinsen, Lizenzgebühren, Entwicklungs-, Werbe-, Einführungs- und
Reisespesen, Abschreibungen auf Vermögenswerten jeder Art, einschließlich
immaterieller Güterrechte, Verfahren usw.) von nicht im ersten Staat
ansässigen Personen verwendet werden;

d) Aufwendungen, die mit den in Rede stehenden und aus dem anderen
Vertragstaat stammenden Einkünften zusammenhängen, ausschließlich
aus diesen Einkünften gedeckt werden; und

e) die Gesellschaft mindestens 25 vom Hundert der in Rede stehenden und
aus dem anderen Vertragstaat stammenden Einkünften ausschüttet.
Weitergehende Maßnahmen, die ein Vertragstaat zur Vermeidung der
mißbräuchlichen Inanspruchnahme von Entlastungen von den im anderen
Vertragstaat an der Quelle erhobenen Steuern ergriffen hat oder noch
ergreifen wird, bleiben vorbehalten.

(2) Eine in der Schweiz ansässige Gesellschaft, an der nicht in der Schweiz
ansässige Personen überwiegend, unmittelbar oder mittelbar, durch Beteiligung
oder in anderer Weise interessiert sind, kann, selbst wenn sie die in Absatz 1
genannten Bedingungen erfüllt, die Entlastung von den Steuern, die die
Bundesrepublik Deutschland von den aus der Bundesrepublik Deutschland
stammenden Zinsen (Artikel 11 Absatz 1) und Lizenzgebühren (Artikel 12
Absatz 1) und von Veräußerungsgewinnen (Artikel 13 Absatz 3) erhebt, nur
beanspruchen, wenn diese Zinsen, Lizenzgebühren oder Veräußerungsgewinne
in dem Kanton, in dem diese Gesellschaft ihren Sitz hat, der kantonalen Steuer
vom Einkommen unter den gleichen oder ähnlichen Bedingungen unterliegen,
wie sie in den Vorschriften über die eidgenössische Wehrsteuer vorgesehen
sind.

(3) Eine in der Schweiz ansässige Familienstiftung kann die Entlastung von den
Steuern, die die Bundesrepublik Deutschland von den aus der Bundesrepublik
Deutschland stammenden Dividenden (Artikel 10 Absätze 2 bis 4), Zinsen
(Artikel 11 Absatz 1) und Lizenzgebühren (Artikel 12 Absatz 1) und von
Veräußerungsgewinnen (Artikel 13 Absatz 3) erhebt, nicht beanspruchen, wenn
der Stifter oder die Mehrheit der Begünstigten nicht in der Schweiz ansässige
Personen sind und mehr als ein Drittel der in Rede stehenden Einkünfte nicht
in der Schweiz ansässigen Personen zugute kommen oder kommen sollen.

(4) Haben die Behörden des Vertragstaates, aus dem die Einkünfte stammen,
Anhaltspunkte, die stichhaltig scheinen, um die Erklärungen, die der



Empfänger dieser Einkünfte in seinem Antrag auf Steuerentlastung abgegeben
hat und die von den Behörden des anderen Staates bestätigt worden sind, in
Zweifel zu ziehen, so unterbreitet die zuständige Behörde des erstgenannten
Staates diese Anhaltspunkte der zuständigen Behörde des anderen Staates;
diese stellt neue Ermittlungen an und unterrichtet die zuständige Behörde des
erstgenannten Staates vom Ergebnis. Im Falle von Meinungsverschiedenheiten
zwischen den zuständigen Behörden der beiden Staaten findet Artikel 26
Anwendung.

Artikel 24
(1) Bei einer Person, die in der Bundesrepublik Deutschland ansässig ist, wird die

Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:
1. Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer werden die folgenden

aus der Schweiz stammenden Einkünfte, die nach den vorstehenden
Artikeln in der Schweiz besteuert werden können, ausgenommen:
a) Gewinne im Sinne des Artikels 7 aus eigener Tätigkeit einer

Betriebstätte, soweit die Gewinne nachweislich durch Herstellung,
Bearbeitung, Verarbeitung oder Montage von Gegenständen, Aufsuchen
und Gewinnung von Bodenschätzen, Bank- und
Versicherungsgeschäfte, Handel oder Erbringung von Dienstleistungen
unter Teilnahme am allgemeinen Wirtschaftsverkehr erzielt werden;
gleiches gilt für die Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das einer
solchen Betriebstätte dient (Artikel 6 Absatz 4), sowie für die Gewinne
aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel 13
Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen der
Betriebstätte darstellt (Artikel 13 Absatz 2). Dies gilt nicht für Einkünfte
aus einer stillen Beteiligung als Mitunternehmer an einem in der
Schweiz ansässigen Unternehmen, soweit die Schweiz diese Einkünfte
nicht nach Artikel 7 besteuert.

b) Dividenden im Sinne des Artikels 10, die eine in der Schweiz ansässige
Kapitalgesellschaft an eine in der Bundesrepublik Deutschland
ansässige Gesellschaft ausschüttet,
- wenn die in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft

über mindestens 20 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden
zahlenden Gesellschaft verfügt und

- wenn die in der Schweiz ansässige Gesellschaft in dem
Wirtschaftsjahr, für das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre
Bruttoerträge ausschließlich oder fast ausschließlich aus unter § 8
Absatz 1 Nr, 1 bis 6 des deutschen Außensteuergesetzes fallenden
Tätigkeiten oder aus unter § 8 Absatz 2 dieses Gesetzes fallenden
Beteiligungen bezieht; maßgeblich ist die am 1. Januar 1990 geltende
Fassung dieses Gesetzes;"

c) Einkünfte aus einem freien Beruf oder sonstiger selbständiger Tätigkeit
im Sinne des Artikels 14, soweit sie nicht unter Artikel 17 fallen;
gleiches gilt für die Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der
Ausübung des freien Berufes dient (Artikel 6 Absatz 4), sowie für die
Gewinne aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel
13 Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das zur festen
Einrichtung gehört (Artikel 13 Absatz 2);

d) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen im Sinne des Artikels 15,
soweit sie nicht unter Artikel 17 fallen, vorausgesetzt, die Arbeit wird in
der Schweiz ausgeübt. Die Bundesrepublik Deutschland wird jedoch
diese Einkünfte bei der Festsetzung des Satzes ihrer Steuer auf die
Einkünfte, die nach dieser Vorschrift nicht von der



Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer auszunehmen sind,
einbeziehen. Das Vorstehende gilt entsprechend für die in der Schweiz
belegenen Vermögenswerte, wenn die daraus erzielten Einkünfte nach
den Buchstaben a bis c von der Bemessungsgrundlage der deutschen
Steuer auszunehmen sind oder auszunehmen wären.

2. Soweit Nummer 1 nicht anzuwenden ist, wird bei den aus der Schweiz
stammenden Einkünften und bei den dort belegenen Vermögenswerten die
in Übereinstimmung mit diesem Abkommen erhobene und nicht zu
erstattende schweizerische Steuer nach Maßgabe der Vorschriften des
deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern auf den Teil
der deutschen Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) angerechnet, der
auf diese Einkünfte oder Vermögenswerte entfällt.

3. Bei einer nach deutschem Recht errichteten Offenen Handelsgesellschaft
oder Kommanditgesellschaft, an der neben in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Personen auch Personen beteiligt sind, die nicht in
der Bundesrepublik Deutschland ansässig sind, und die ihre
Geschäftsleitung in der Bundesrepublik Deutschland hat, finden
hinsichtlich der aus der Schweiz stammenden Einkünfte die Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern auch
auf den Teil der Einkünfte entsprechend Anwendung, der der deutschen
Besteuerung unterliegt und der auf die nicht in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Personen entfällt.

4. Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft
Einkünfte aus Quellen innerhalb der Schweiz zur Ausschüttung, so stehen
die Nummern 1 bis 3 der Herstellung der Ausschüttungsbelastung nach
den Vorschriften des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland nicht
entgegen.

(2) Bei einer Person, die in der Schweiz ansässig ist, wird die Doppelbesteuerung
wie folgt vermieden:
1. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Einkünfte oder hat sie

Vermögen und können diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem
Abkommen (ausgenommen Artikel 4 Absätze 3, 4 und 9 und Artikel 23) in
der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden, so nimmt die Schweiz
diese Einkünfte (ausgenommen Dividenden) oder dieses Vermögen von der
Besteuerung aus; die Schweiz kann aber bei der Festsetzung der Steuer für
das übrige Einkommen oder das übrige Vermögen dieser ansässigen Person
den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die betreffenden
Einkünfte oder das betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

2. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Dividenden, die nach Artikel
10 in der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können, so
gewährt die Schweiz dieser Person auf Antrag eine Entlastung. Diese
Entlastung besteht
a) in der Anrechnung der nach Artikel 10 in der Bundesrepublik

Deutschland erhobenen Steuer auf die vom Einkommen dieser Person
geschuldete schweizerische Steuer, wobei der anzurechnende Betrag
jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten schweizerischen
Steuer nicht übersteigen darf, der auf die Dividenden entfällt, oder

b) in einer pauschalen Ermäßigung der schweizerischen Steuer oder
c) in einer vollen oder teilweisen Befreiung der Dividenden von der

schweizerischen Steuer, mindestens aber im Abzug der in der
Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttobetrag der
Dividenden. Die Entlastung besteht jedoch im Abzug der in der
Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttoertrag der



Dividenden, wenn der in der Schweiz ansässige Empfänger gemäß
Artikel 23 die in Artikel 10 vorgesehene Begrenzung der deutschen
Steuer von den Dividenden nicht beanspruchen kann.

3. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Dividenden, die nach Artikel
10 in der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können und für
die die Bundesrepublik Deutschland eine Entlastung nach Artikel 10 Abs. 3
gewährt, so gewährt die Schweiz dieser Person auf Antrag eine Entlastung.
Diese Entlastung besteht in der Anrechnung der nach Artikel 10 Abs. 2 in
der Bundesrepublik Deutschland zulässigen Steuer von 15 vom Hundert
auf die vom Einkommen dieser Person geschuldete schweizerische Steuer,
wobei der anzurechnende Betrag jedoch den Teil der vor der Anrechnung
ermittelten schweizerischen Steuer nicht übersteigen darf, der auf die
Dividenden einschließlich der zusätzlichen Entlastung entfällt.

4. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Zinsen, Lizenzgebühren oder
Veräußerungsgewinne, die nach Artikel 23 in der Bundesrepublik
Deutschland besteuert werden können, so gewährt die Schweiz den Abzug
der in der Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttoertrag
der Zinsen, Lizenzgebühren oder Veräußerungsgewinne.

5. Ungeachtet der Nummer 1 nimmt die Schweiz die einer in der Schweiz
ansässigen Person gehörenden Anteile an einer in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung noch
während fünf Jahren vom Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung dieses
Abkommens an gerechnet von der schweizerischen Steuer vom Vermögen
aus; sie behält aber das Recht, bei der Festsetzung der Steuer für das
übrige Vermögen dieser ansässigen Person den Steuersatz anzuwenden, der
anzuwenden wäre, wenn diese Anteile nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

6. Die Schweiz wird gemäß den Vorschriften über die Durchführung von
zwischenstaatlichen Abkommen des Bundes zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung die Art der nach den Nummern 2 und 3 vorgesehenen
Entlastung bestimmen und das Verfahren ordnen.

Artikel 25
(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates dürfen in dem anderen Vertragstaat

weder einer Besteuerung noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung
unterworfen werden, die anders oder belastender sind als die Besteuerung und
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen
des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder
unterworfen werden können.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragstaates
in dem anderen Vertragstaat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche
Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie
einen Vertragstaat, den in dem anderen Vertragstaat ansässigen Personen
Steuerfreibeträge, Steuervergünstigungen und Steuerermäßigungen auf Grund
des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die er den in seinem
Gebiet ansässigen Personen gewährt.

(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren Kapital ganz oder teilweise,
unmittelbar oder mittelbar, einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen
Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt,
dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat weder einer Besteuerung noch einer
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder
belastender sind als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden



Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten
Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können.

(4) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck "Besteuerung" Steuern jeder Art und
Bezeichnung.

Artikel 26
(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Person der Auffassung, daß die

Maßnahmen eines Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie zu einer
Besteuerung geführt haben oder führen werden, die diesem Abkommen nicht
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem Recht dieser
Staaten vorgesehenen Rechtsbehelfe ihren Fall der zuständigen Behörde des
Vertragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst
nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des
anderen Vertragstaates so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten werden sich bemühen,
Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des
Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie
können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in
Fällen, die in den Abkommen nicht behandelt sind, vermieden werden kann.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten können zur Herbeiführung einer
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander
verkehren. Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die Herbeiführung
der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaustausch in einer
Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen
Behörden der Vertragstaaten besteht.

Artikel 27
(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten können auf Verlangen diejenigen

(gemäß den Steuergesetzgebungen der beiden Staaten im Rahmen der normalen
Verwaltungspraxis erhältlichen) Auskünfte austauschen, die notwendig sind für
eine richtige Durchführung dieses Abkommens. Dies gilt auch für Auskünfte
zur Feststellung der Voraussetzungen für die Besteuerung nach Artikel 15a.
Jede auf diese Weise ausgetauschte Auskunft soll geheimgehalten und
niemandem zugänglich gemacht werden, der sich nicht mit der Veranlagung,
der Erhebung, der Rechtsprechung oder der Strafverfolgung hinsichtlich der
unter dieses Abkommen fallenden Steuern befaßt. Auskünfte, die irgendein
Handels- oder Bank-, gewerbliches oder Berufsgeheimnis oder ein
Geschäftsverfahren offenbaren würden, dürfen nicht ausgetauscht werden.

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels dürfen auf keinen Fall dahin ausgelegt
werden, daß sie einem der Vertragstaaten die Verpflichtung auferlegen,
Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von seinen eigenen Vorschriften
oder von seiner Verwaltungspraxis abweichen oder die seiner Souveränität,
seiner Sicherheit, seinen allgemeinen Interessen oder dem Ordre public
widersprechen, oder Angaben zu vermitteln, die nicht auf Grund seiner eigenen
und auf Grund der Gesetzgebung des ersuchenden Staates beschafft werden
können.

Artikel 28
(1) Werden in einem der beiden Vertragstaaten die Steuern von Dividenden, Zinsen

oder Lizenzgebühren im Abzugswege (an der Quelle) erhoben, so wird das Recht
zur Vornahme des Steuerabzugs durch dieses Abkommen nicht berührt.



(2) Die im Abzugswege (an der Quelle) einbehaltene Steuer ist jedoch auf Antrag zu
erstatten, soweit ihre Erhebung durch das Abkommen eingeschränkt wird.
Anstelle einer Erstattung kann bei Lizenzgebühren auf Antrag vom Abzug der
Steuer abgesehen werden.

(3) Die Frist für den Antrag auf Erstattung beträgt drei Jahre nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die Dividenden, Zinsen oder Lizenzgebühren fällig
geworden sind.

(4) Die Anträge müssen stets eine amtliche Bescheinigung des Staates, in dem der
Steuerpflichtige ansässig ist, über die Erfüllung der Voraussetzungen für die
unbeschränkte Steuerpflicht in diesem Staat enthalten.

(5) Die zuständigen Behörden werden sich über die weiteren Einzelheiten des
Verfahrens gemäß Artikel 26 verständigen.

Artikel 29
(1) Dieses Abkommen berührt nicht die diplomatischen und konsularischen

Vorrechte, die nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund
besonderer Vereinbarungen gewährt werden.

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögenswerte wegen der einer Person nach den
allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer
zwischenstaatlicher Verträge zustehenden diplomatischen oder konsularischen
Vorrechte im Empfangsstaat nicht besteuert werden, steht das
Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu.

(3) Bei Anwendung des Abkommens gelten die Angehörigen einer diplomatischen
oder konsularischen Vertretung, die ein Vertragstaat in dem anderen
Vertragstaat oder in einem dritten Staat unterhält, und ihnen nahestehende
Personen als im Entsendestaat ansässig, wenn sie die Staatsangehörigkeit des
Entsendestaates besitzen und dort zu den Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen wie in diesem Staat ansässige Personen herangezogen werden.

(4) Das Abkommen gilt nicht für zwischenstaatliche Organisationen, ihre Organe
oder Beamten sowie nicht für Angehörige diplomatischer oder konsularischer
Vertretungen eines dritten Staates und ihnen nahestehende Personen, die in
einem Vertragstaat anwesend sind, aber in keinem der beiden Vertragstaaten
für Zwecke der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen wie dort ansässige
Personen behandelt werden.

Artikel 30
(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen zwischen dem

Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern und der
Erbschaftssteuern vom 15. Juli 1931 in der Fassung des Zusatzprotokolls vom
20. März 1959 außer Kraft, soweit es sich nach seinem Abschnitt I auf die
direkten Steuern bezieht. Seine diesbezüglichen Bestimmungen finden nicht
mehr Anwendung auf Steuern, auf die dieses Abkommen nach seinem Artikel
32 anzuwenden ist.

(2) Das Zusatzprotokoll vom 6. Juli 1956 zum Abkommen zwischen dem
Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 15. Juli
1931 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten
Steuern und der Erbschaftssteuern bleibt neben diesem Abkommen bestehen.

Artikel 31
Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von drei
Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt.



Artikel 32
(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen so bald

wie möglich in Bern ausgetauscht werden.
(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft

und ist anzuwenden:
a) auf die im Abzugswege (an der Quelle) erhobenen Steuern von den nach

dem 31. Dezember 1971 zugeflossenen Einkünften;
b) auf die sonstigen für das Jahr 1972 und die folgenden Jahre erhobenen

Steuern.
(3) Jeder der beiden Vertragstaaten erläßt die für die Durchführung des Absatzes 2

notwendigen Vorschriften.

Artikel 33
Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem der Vertragstaaten gekündigt
wird. Jeder Vertragstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Wege unter Einhaltung
einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. In diesem Falle
findet das Abkommen letztmals Anwendung:
a) auf die im Abzugswege (an der Quelle) erhobenen Steuern von den Einkünften,

die bis Ablauf des Jahres, auf dessen Ende die Kündigung ausgesprochen
worden ist, zugeflossen sind;

b) auf die sonstigen Steuern, die für das Jahr erhoben werden, auf dessen Ende
die Kündigung ausgesprochen worden ist.

Doppelbesteuerungsabkommen mit der Schweiz
einschließlich Änderungsprotokoll vom 30. November 1990
Datum: 17.10.1989

Fundstelle: BStBl 1972 I S. 518, BGBl. 1972 II S. 1021, BStBl 1990 I S.
409, BGBl. 1990 II S. 766

Jahr: 1990
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
vom 11. August 1971
mit integriertem Änderungsprotokoll vom 30. November 1990

Artikel 1
Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragstaat oder in beiden Vertragstaaten
ansässig sind.

Artikel 2
(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern

vom Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines der beiden
Vertragstaaten, der Länder, Kantone, Bezirke, Kreise, Gemeinden oder
Gemeindeverbände (auch in Form von Zuschlägen) erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle (ordentlichen und
außerordentlichen) Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen
oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben werden,
einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuer sowie der Steuern vom
Vermögenszuwachs. Das Abkommen gilt nicht für an der Quelle erhobene
Steuern von Lotteriegewinnen.



(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören
insbesondere
1. in der Bundesrepublik Deutschland:

a) die Einkommensteuer einschließlich der Ergänzungsabgabe dazu,
b) die Körperschaftsteuer einschließlich der Ergänzungsabgabe dazu,
c) die Vermögensteuer,
d) die Grundsteuer und
e) die Gewerbesteuer (im folgenden als "deutsche Steuer" bezeichnet);

2. in der Schweiz: die von Bund, Kantonen, Bezirken, Kreisen, Gemeinden und
Gemeindeverbänden erhobenen Steuern
a) vom Einkommen (Gesamteinkommen, Erwerbseinkommen,

Vermögensertrag, Geschäftsertrag, Kapitalgewinn usw.) und
b) vom Vermögen (Gesamtvermögen, bewegliches und unbewegliches

Vermögen, Geschäftsvermögen, Kapital und Reserven usw.) (im
folgenden als "schweizerische Steuer" bezeichnet).

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder ähnlicher Art, die
künftig neben den zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben
werden.

(5) Die Bestimmungen des Abkommens über die Besteuerung der
Unternehmensgewinne gelten entsprechend für die nicht nach dem Gewinn
oder dem Vermögen erhobene Gewerbesteuer.

Artikel 3
(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes

erfordert:
a) bedeutet der Ausdruck "Bundesrepublik Deutschland", im geographischen

Sinne verwendet, das Gebiet des Geltungsbereiches des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutschland sowie das an die Hoheitsgewässer der
Bundesrepublik Deutschland angrenzende und steuerrechtlich als Inland
bezeichnete Gebiet, in dem die Bundesrepublik Deutschland in
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht ihre Rechte hinsichtlich des
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer Naturschätze
ausüben darf;

b) bedeutet der Ausdruck "Schweiz" die Schweizerische Eidgenossenschaft;
c) bedeuten die Ausdrücke "ein Vertragstaat" und "der andere Vertragstaat", je

nach dem Zusammenhang, die Bundesrepublik Deutschland oder die
Schweiz;

d) umfaßt der Ausdruck "Person" natürliche Personen und Gesellschaften;
e) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder

Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristische Personen behandelt
werden;

f) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragstaates" und
"Unternehmen des anderen Vertragstaates", je nachdem, ein Unternehmen,
das von einer in einem Vertragstaat ansässigen Person betrieben wird, oder
ein Unternehmen, das von einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen
Person betrieben wird;

g) bedeutet der Ausdruck "Steuer", je nachdem, die deutsche oder die
schweizerische Steuer;

h) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehörige":
aa) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland": alle Deutschen im Sinne

des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland und alle juristischen Personen, Personengesellschaften
und anderen Personenvereinigungen, die nach dem in der
Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind;



bb) in bezug auf die Schweiz: alle natürlichen Personen, die die
schweizerische Staatsangehörigkeit besitzen, und alle juristischen
Personen, Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen,
die nach dem in der Schweiz geltenden Recht errichtet worden sind;

i) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde":
aa) in der Bundesrepublik Deutschland: der Bundesminister für Wirtschaft

und Finanzen;
bb) in der Schweiz: der Direktor der Eidgenössischen Steuerverwaltung oder

sein bevollmächtigter Vertreter.
(2) Bei Anwendung des Abkommens durch einen Vertragstaat hat, wenn der

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder nicht anders definierte
Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über die
Steuern zukommt, welche Gegenstand des Abkommens sind.

Artikel 4
(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragstaat

ansässige Person" eine Person, die nach dem in diesem Staat geltenden Recht
dort unbeschränkt steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so
gilt folgendes:
a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sie über eine

ständige Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden Vertragstaaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, zu dem
sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragstaat die Person den
Mittelpunkt der Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der
Vertragstaaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem
Vertragstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Vertragstaaten oder
in keinem der Vertragstaaten, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig,
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Vertragstaaten oder keines
Vertragstaates, so regeln die zuständigen Behörden der Vertragstaaten die
Frage in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Gilt eine natürliche Person, die in der Bundesrepublik Deutschland über eine
ständige Wohnstätte verfügt oder dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt von
mindestens sechs Monaten im Kalenderjahr hat, nach Absatz 2 als in der
Schweiz ansässig, so kann die Bundesrepublik Deutschland diese Person
ungeachtet anderer Bestimmungen dieses Abkommens nach den Vorschriften
über die unbeschränkte Steuerpflicht besteuern. Die Bundesrepublik
Deutschland wendet jedoch Artikel 24 Absatz 1 Nummer 1 auf die dort
genannten, aus der Schweiz stammenden Einkünfte und in der Schweiz
belegenen Vermögenswerte an; auf andere aus der Schweiz stammende
Einkünfte und in der Schweiz belegene Vermögenswerte rechnet die
Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern die von
diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf
die deutsche Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten an; bei den übrigen Einkünften und Vermögenswerten
rechnet die Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern
die in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von diesen Einkünften oder
Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen



Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser
Bestimmung von diesen Einkünften oder Vermögenswerten über die deutsche
Steuer hinaus erhoben wird, die nach den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben
werden dürfte.

(4) Bei einer in der Schweiz ansässigen natürlichen Person, die nicht die
schweizerische Staatsangehörigkeit besitzt und die in der Bundesrepublik
Deutschland insgesamt mindestens fünf Jahre unbeschränkt steuerpflichtig
war, kann die Bundesrepublik Deutschland in dem Jahr, in dem die
unbeschränkte Steuerpflicht zuletzt geendet hat, und in den folgenden fünf
Jahren die aus der Bundesrepublik Deutschland stammenden Einkünfte und
die in der Bundesrepublik Deutschland belegenen Vermögenswerte, ungeachtet
anderer Bestimmungen des Abkommens, besteuern. Die nach diesem
Abkommen zulässige Besteuerung dieser Einkünfte oder Vermögenswerte in der
Schweiz bleibt unberührt. Die Bundesrepublik Deutschland rechnet jedoch in
entsprechender Anwendung der Vorschriften des deutschen Rechts über die
Anrechnung ausländischer Steuern die in Übereinstimmung mit diesem
Abkommen von diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene
schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen Steuer (mit Ausnahme der
Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser Bestimmung von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten über die deutsche Steuer hinaus erhoben wird, die nach
den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben werden dürfte. Die Bestimmungen dieses
Absatzes gelten nicht, wenn die natürliche Person in der Schweiz ansässig
geworden ist, um hier eine echte unselbständige Arbeit für einen Arbeitgeber
auszuüben, an dem sie über das Arbeitsverhältnis hinaus weder unmittelbar
noch mittelbar durch Beteiligung oder in anderer Weise wirtschaftlich
wesentlich interessiert ist.

(5) Gilt eine natürliche Person nur für einen Teil des Jahres als im Sinne dieses
Artikels in einem Vertragstaat ansässig, für den Rest des gleichen Jahres aber
als in dem anderen Vertragstaat ansässig (Wohnsitzwechsel), so können in
jedem Staat die Steuern auf der Grundlage der unbeschränkten Steuerpflicht
nur nach Maßgabe der Zeit erhoben werden, während welcher diese Person als
in diesem Staat ansässig gilt.

(6) Nicht als "in einem Vertragstaat ansässig" gilt
a) eine natürliche Person, die in dem Vertragstaat, in dem sie nach den

vorstehenden Bestimmungen ansässig wäre, nicht mit allen nach dem
Steuerrecht dieses Staates allgemein steuerpflichtigen Einkünften aus dem
anderen Vertragstaat den allgemein erhobenen Steuern unterliegt;

b) für die Anwendung des Artikels 23 eine natürliche Person, die in dem
Vertragstaat, in dem sie nach den vorstehenden Bestimmungen ansässig
wäre, nicht mit allen nach dem Steuerrecht dieses Staates allgemein
steuerpflichtigen Einkünften den allgemein erhobenen Steuern unterliegt,
oder eine natürliche Person, auf die Absatz 4 Anwendung findet.

(7) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten auch für eine bevormundete Person.
(8) Ist nach Absatz 1 eine Gesellschaft in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie

als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich der Mittelpunkt ihrer
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. Die Tatsache allein, daß eine Person an
einer Gesellschaft beteiligt ist oder daß sie bei einer Gesellschaft, die einem
Konzern angehört, die konzernleitenden Entscheidungen trifft, begründet für
diese Gesellschaft keinen Mittelpunkt der tatsächlichen Geschäftsleitung an
dem Ort, an dem diese Entscheidungen getroffen werden oder diese Person
ansässig ist.

(9) Gilt eine Gesellschaft, die nach Absatz 1 in beiden Vertragstaaten ansässig ist,
nach Absatz 8 als in der Schweiz ansässig, so kann die Bundesrepublik
Deutschland diese Gesellschaft ungeachtet anderer Bestimmungen dieses



Abkommens nach den Vorschriften über die unbeschränkte Steuerpflicht
besteuern. Die Bundesrepublik Deutschland wendet jedoch Artikel 24 Absatz 1
Nummer 1 auf die dort genannten, aus der Schweiz stammenden Einkünfte
und in der Schweiz belegenen Vermögenswerte an; auf andere aus der Schweiz
stammende Einkünfte und in der Schweiz belegene Vermögenswerte rechnet die
Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern die von
diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf
die deutsche Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten an; bei den übrigen Einkünften und Vermögenswerten
rechnet die Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern
die in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von diesen Einkünften oder
Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen
Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser
Bestimmung von diesen Einkünften oder Vermögenswerten über die deutsche
Steuer hinaus erhoben wird, die nach den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben
werden dürfte.

(10)Absatz 8 berührt nicht die Vorschriften eines Vertragstaates über die
Besteuerung von Einkünften im Sinne der Artikel 10 bis 12 und 16, die daran
anknüpft, daß die Gesellschaft, von der diese Einkünfte stammen, in diesem
Staat ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz hat; jedoch sind auf diese Einkünfte
die Artikel 10 bis 12, 24 und 28 anzuwenden, wenn der Empfänger der
Einkünfte in dem anderen Vertragstaat ansässig ist.

(11)Nicht als in einem Vertragstaat ansässig gilt eine Person in bezug auf Einkünfte
und Vermögenswerte, die nicht ihr, sondern einer anderen Person zuzurechnen
sind.

Artikel 5
(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste

Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder
teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck "Betriebstätte" umfaßt insbesondere:
a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung von

Bodenschätzen,
g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf Monate

überschreitet.
(3) Als Betriebstätten gelten nicht:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder
Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur
Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu
dem Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet
oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder
Informationen zu beschaffen;



e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, für das Unternehmen zu werben, Informationen zu
erteilen, wissenschaftliche Forschung zu betreiben oder ähnliche
Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit
darstellen.

(4) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des
Absatzes 5 - in einem Vertragstaat für ein Unternehmen des anderen
Vertragstaates tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat gelegene
Betriebstätte als gegeben, wenn die Person eine Vollmacht besitzt, im Namen
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von
Gütern oder Waren für das Unternehmen beschränkt.

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht schon deshalb so behandelt,
als habe es eine Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat, weil es dort seine
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen
Geschäftstätigkeit handeln. Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft
beherrscht wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist oder dort
(entweder durch eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt,
wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Betriebstätte der anderen.

Artikel 6
(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können in dem Vertragstaat besteuert

werden, in dem dieses Vermögen liegt.
(2) Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" bestimmt sich nach dem Recht des

Vertragstaates, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall
das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf die die Vorschriften des
Privatrechts über Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf veränderliche oder feste
Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und
Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung
oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen
Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
eines Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der
Ausübung eines freien Berufes dient.

Artikel 7
(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates können nur in diesem Staat

besteuert werden, es sei denn, daß das Unternehmen seine Tätigkeit im
anderen Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das
Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus, so können die Gewinne des
Unternehmens in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als
sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine Tätigkeit in dem anderen
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem
Vertragstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie hätte
erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen
oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte



und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig
unabhängig gewesen wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese
Betriebstätte entstandenen Aufwendungen, einschließlich der
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug
zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder
anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die einer Betriebsstätte
zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des
Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht
aus, daß dieser Vertragstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen
Aufteilung ermittelt; die Art der angewendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so
sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen
wird einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn,
daß ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren.

(7) Dieser Artikel gilt auch für Einkünfte aus der Beteiligung an einer
Personengesellschaft. Er erstreckt sich auch auf Vergütungen, die ein
Gesellschafter einer Personengesellschaft von der Gesellschaft für seine
Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft, für die Gewährung von Darlehen oder für
die Überlassung von Wirtschaftsgütern bezieht, wenn diese Vergütungen nach
dem Steuerrecht des Vertragstaates, in dem die Betriebstätte gelegen ist, den
Einkünften des Gesellschafters aus dieser Betriebstätte zugerechnet werden.

(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses
Abkommens behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht berührt.

Artikel 8
(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im

internationalen Verkehr können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens
befindet.

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen,
können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet.

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens
der See- oder Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem
Vertragstaat gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragstaat, in dem die Person, die
das Schiff betreibt, ansässig ist.

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch,
a) wenn der Betrieb der Schiff- oder Luftfahrt mit gecharterten oder gemieteten

Fahrzeugen durchgeführt wird,
b) für Agenturen, soweit deren Tätigkeit unmittelbar mit dem Betrieb der

Schiff- oder Luftfahrt oder dem Zubringerdienst zusammenhängt, und
c) für Beteiligungen von Unternehmen der Schiff- oder Luftfahrt an einem

Pool, einer gemeinsamen Betriebsorganisation oder einer internationalen
Betriebskörperschaft.

(5) Hat ein Unternehmen im Sinne dieses Artikels, das in Form einer
Personengesellschaft betrieben wird, den Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung
in einem Vertragstaat, ist aber einer der Teilhaber in dem anderen Vertragstaat
ansässig, so kann dieser andere Vertragstaat diesen Teilhaber für die Einkünfte



aus seiner Beteiligung an dieser Personengesellschaft besteuern, gewährt aber
für die im erstgenannten Vertragstaat erhobene Steuer Entlastung von seiner
Steuer im Rahmen des Artikels 24.

Artikel 9
Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar oder mittelbar an der

Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines Unternehmens des
anderen Vertragstaates beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der
Kontrolle oder am Kapital eines Unternehmens eines Vertragstaates und eines
Unternehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen
oder finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, die von denen
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und
entsprechend besteuert werden.

Artikel 10
(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft an eine in

dem anderen Vertragstaat ansässige Person zahlt, können in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertragstaat, in dem die die
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates
besteuert werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen:
a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn sie von einer

Gesellschaft gezahlt werden, die ein Kraftwerk zur Ausnutzung der
Wasserkraft des Rheinstromes zwischen dem Bodensee und Basel betreibt
(Grenzkraftwerk am Rhein);

b) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn der Empfänger
eine Gesellschaft ist, die unmittelbar über mindestens 20 vom Hundert des
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt;

c) 30 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn es sich um
Einnahmen aus Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als stiller
Gesellschafter im Sinne des deutschen Rechts, aus Genußrechten, aus
Gewinnobligationen oder aus partiarischen Darlehen handelt und wenn
diese Beträge bei der Gewinnermittlung des Schuldners abzugsfähig sind;

d) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden in Fällen, die nicht
unter Buchstabe a, b oder c fallen.

(3) Solange in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Anteilseigner die
Körperschaftsteuer, die von einer in der Bundesrepublik Deutschland
ansässigen Gesellschaft auf den ausgeschütteten Gewinn gezahlt wird, voll auf
ihre Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer anrechnen können, gewährt die
Bundesrepublik Deutschland in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe d
zusätzlich zu der in dieser Bestimmung vorgesehenen Entlastung eine
Entlastung in Höhe von 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einnahmen
aus Aktien, Genußrechten (wie zum Beispiel Genußaktien oder Genußscheine),
Anteilen an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Kuxen
Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen Forderungen - mit
Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende
Einnahmen, die nach dem Steuerrecht des Staates, in dem die ausschüttende
Gesellschaft ansässig ist, den Einnahmen aus Aktien gleichgestellt sind,



einschließlich der Einnahmen aus Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als
stiller Gesellschafter im Sinne des deutschen Rechts, aus Gewinnobligationen
oder aus partiarischen Darlehen sowie der Ausschüttungen auf die
Anteilscheine von Kapitalanlegegesellschaften (Investmentfonds).

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat
ansässige Empfänger der Dividenden in dem anderen Vertragstaat, in dem die
die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat und
die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(6) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder
Einkünfte aus dem anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat weder die
Dividenden besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem anderen Staat
ansässige Personen zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nicht
ausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden
oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus in dem anderen
Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. Artikel 4 Absatz 10 bleibt
vorbehalten. "

Artikel 11
(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine in dem anderen

Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden, können nur in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet, vorbehaltlich
Artikel 10 Absatz 4, Einnahmen aus öffentlichen Anleihen, aus
Schuldverschreibungen einschließlich Wandelanleihen, auch wenn sie durch
Pfandrechte an Grundstücken gesichert sind, und aus Forderungen jeder Art
sowie alle anderen Einnahmen, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem
sie stammen, den Einnahmen aus Darlehen gleichgestellt sind.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Zinsen in dem anderen Vertragstaat, aus dem die Zinsen
stammen, eine Betriebstätte hat und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7
anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die
gezahlten Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so
wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertragstaates und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert
werden.

Artikel 12
(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine in dem

anderen Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden, können nur in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet
Vergütungen jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung
von Urheberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen
Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten,
Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder
Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher,
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung



gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt
werden.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Lizenzgebühren in dem anderen Vertragstaat, aus dem die
Lizenzgebühren stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu
dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die
gezahlten Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen vereinbart
hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes
Vertragstaates und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.

Artikel 13
(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels

6 Absatz 2 können in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses
Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen
einer Betriebstätte darstellt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem
anderen Vertragstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, über die
eine in einem Vertragstaat ansässige Person für die Ausübung eines freien
Berufes in dem anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich derartiger Gewinne,
die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder zusammen mit
dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt
werden, können in dem anderen Staat besteuert werden. Jedoch können
Gewinne aus der Veräußerung des in Artikel 22 Absatz 3 genannten
beweglichen Vermögens nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem
dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten Artikel besteuert werden
kann.

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 und 2 nicht genannten
Vermögens können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der
Veräußerer ansässig ist.

(4) Ungeachtet des Absatzes 3 können Gewinne aus der vollen oder teilweisen
Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung an einer Gesellschaft in dem
Vertragstaat besteuert werden, in dem die Gesellschaft ansässig ist, sofern der
in dem anderen Vertragstaat ansässige Veräußerer eine natürliche Person ist,
a) die im Laufe der fünf Jahre vor der Veräußerung im Sinne des Artikels 4 im

erstgenannten Vertragstaat ansässig war und
b) die in dem anderen Staat für den Veräußerungsgewinn keiner Steuer

unterliegt. Eine wesentliche Beteiligung ist gegeben, wenn der Veräußerer
unmittelbar oder mittelbar zu mehr als einem Viertel am Kapital der
Gesellschaft beteiligt war.

(5) Besteuert ein Vertragstaat bei Wegzug einer in diesem Staat ansässigen
natürlichen Person den Vermögenszuwachs, der auf eine wesentliche
Beteiligung an einer in diesem Staat ansässigen Gesellschaft entstanden ist, so
wird bei späterer Veräußerung der Beteiligung, wenn der daraus erzielte
Gewinn in dem anderen Staat gemäß Absatz 3 besteuert wird, dieser Staat bei
der Ermittlung des Veräußerungsgewinns als Anschaffungskosten den Betrag
zugrunde legen, den der erstgenannte Staat im Zeitpunkt des Wegzugs als Erlös
angenommen hat.



Artikel 14
(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person aus einem freien

Beruf oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die Person für die
Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat regelmäßig über eine
feste Einrichtung verfügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrichtung, so
können die Einkünfte in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur
insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden können.

(2) Der Ausdruck "freier Beruf" umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte
wissenschaftliche, literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende
Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure,
Architekten, Zahnärzte und Bücherrevisoren.

Artikel 15
(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 19 können Gehälter, Löhne und ähnliche

Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person aus
unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Wird die
Arbeit dort ausgeübt, so können die dafür bezogenen Vergütungen in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person für eine in dem anderen Vertragstaat ausgeübte
unselbständige Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert
werden, wenn
a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt nicht länger als 183

Tage während des betreffenden Kalenderjahres aufhält,
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt

werden, der nicht in dem anderen Staat ansässig ist, und
c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung

getragen werden, die der Arbeitgeber in dem anderen Staat hat.
(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels können

Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder
Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr oder an Bord eines Schiffes, das der
Binnenschiffahrt dient, ausgeübt wird, in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens
befindet. Werden diese Vergütungen in diesem Staat nicht besteuert, so können
sie in dem anderen Vertragstaat besteuert werden.

(4) Wer als Grenzgänger in einem Vertragstaat in der Nähe der Grenze ansässig ist
und in dem anderen Vertragstaat in der Nähe der Grenze seinen Arbeitsort hat,
kann mit seinen Einkünften aus unselbständiger Tätigkeit nur in dem Staat
besteuert werden, in dem er ansässig ist. Über die Einzelheiten der Anwendung
dieser Bestimmung werden sich die zuständigen Behörden der beiden
Vertragstaaten verständigen.

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 4 kann eine natürliche Person, die in einem
Vertragstaat ansässig, aber als Vorstandsmitglied, Direktor, Geschäftsführer
oder Prokurist einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen Kapitalgesellschaft
tätig ist, mit den Einkünften aus dieser Tätigkeit in diesem anderen Staat
besteuert werden, sofern ihre Tätigkeit nicht so abgegrenzt ist, daß sie lediglich
Aufgaben außerhalb dieses anderen Staates umfaßt. Besteuert dieser andere
Vertragstaat diese Einkünfte nicht, so können sie in dem Staat besteuert
werden, in dem die natürliche Person ansässig ist.

Artikel 16



Bezüge und Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person von einer in dem
anderen Vertragstaat ansässigen Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts-
oder Verwaltungsrates der Gesellschaft bezieht, können in dem anderen Staat besteuert
werden.

Artikel 17
(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die berufsmäßige

Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler und Musiker,
sowie Sportler und Artisten für ihre in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübte
Tätigkeit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sie diese
Tätigkeit ausüben. Das gilt auch für die Einkünfte, die einer anderen Person für
die Tätigkeit oder Überlassung des Künstlers, Sportlers oder Artisten zufließen.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Einkünfte aus Tätigkeiten berufsmäßiger Künstler, die in
erheblichem Umfang unmittelbar oder mittelbar durch Zuwendungen aus
öffentlichen Mitteln gefördert werden.

Artikel 18
Vorbehaltlich des Artikels 19 können Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in
einem Vertragstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur
in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 19
(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhegehälter, die von einem Vertragstaat,

einem Land, Kanton, Bezirk, Kreis, einer Gemeinde oder einem
Gemeindeverband oder von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts
dieses Staates unmittelbar oder aus einem Sondervermögen an eine natürliche
Person für erbrachte Dienste gewährt werden, können nur in diesem Staat
besteuert werden. Jedoch können Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter,
für Dienste, die in dem anderen Vertragstaat von einem Staatsangehörigen
dieses Staates erbracht werden, der nicht zugleich die Staatsangehörigkeit des
erstgenannten Staates besitzt, nur in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Auf Vergütungen für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer
kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit eines der Vertragstaaten, eines
Landes, Kantons, Bezirks, Kreises, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes
oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses Staates erbracht
werden, finden die Artikel 15 und 16 Anwendung.

(3) Absatz 1 findet ebenfalls Anwendung auf die Vergütungen, die von der
Deutschen Bundesbank, der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen
Bundespost sowie von der Schweizerischen Nationalbank, den Schweizerischen
Bundesbahnen, den schweizerischen Post-, Telephon- und
Telegraphenbetrieben und der schweizerischen Verkehrszentrale gezahlt
werden.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 können Vergütungen der dort genannten
Art, wenn sie von dem in den Grenzgebieten tätigen Personal der Bahn-, Post-,
Telegrafen- und Zollverwaltungen der beiden Vertragstaaten bezogen werden,
nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem diese Personen ansässig
sind.

(5) Artikel 15 Absatz 4 gilt entsprechend für die in den Absätzen 1 und 3
genannten Vergütungen.

(6) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für Bezüge aus öffentlichen Mitteln für
gegenwärtige oder frühere Erfüllung der Wehrpflicht, einschließlich der
Unterhaltsbeiträge, die Angehörigen zum Wehrdienst Eingezogener gewährt
werden.



(7) Ruhegehälter, Leibrenten und andere wiederkehrende oder nicht
wiederkehrende Bezüge, die von einem der beiden Vertragstaaten oder einer
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts eines der beiden
Vertragstaaten als Vergütung für einen Schaden gewährt werden, der als Folge
von Kriegshandlungen oder politischer Verfolgung entstanden ist, können nur
in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 20
Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Volontär oder Lehrling, der in einem Vertragstaat
ansässig ist oder vorher dort ansässig war und der sich in dem anderen Vertragstaat
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt, sein Studium
oder seine Ausbildung erhält, werden in dem anderen Staat nicht besteuert, sofern ihm diese
Zahlungen aus Quellen außerhalb des anderen Staates zufließen.

Artikel 21
Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich erwähnten Einkünfte einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 22
(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 kann in dem

Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.
(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte eines

Unternehmens darstellt oder das zu einer der Ausübung eines freien Berufes
dienenden festen Einrichtung gehört, kann in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem sich die Betriebstätte oder die feste Einrichtung befindet.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr und Schiffe, die der
Binnenschiffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser
Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des
Unternehmens befindet.

(4) Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter im Sinne des
deutschen Rechts, Gewinnobligationen und partiarische Darlehen können in
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der Schuldner ansässig ist.
Besteuert dieser Staat nicht, so können diese Vermögenswerte in dem anderen
Staat besteuert werden.

(5) Jeder der beiden Vertragstaaten behält sich das Recht vor, bewegliches
Vermögen, an dem eine Nutznießung besteht, nach seiner eigenen
Gesetzgebung zu besteuern. Sollte sich daraus eine Doppelbesteuerung
ergeben, so werden sich die zuständigen Behörden der beiden Staaten über die
Beseitigung dieser Doppelbesteuerung von Fall zu Fall verständigen.

(6) Alle anderen Vermögenswerte einer in einem Vertragstaat ansässigen Person
können nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 23
(1) Eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft, an der nicht in diesem Staat

ansässige Personen überwiegend, unmittelbar oder mittelbar, durch Beteiligung
oder in anderer Weise interessiert sind, kann die in den Artikeln 10 bis 12
vorgesehenen Entlastungen von den Steuern, die auf den aus dem anderen
Staat stammenden Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren erhoben werden,
nur beanspruchen, wenn
a) die auf nicht im ersten Staat ansässige Personen lautenden verzinslichen

Schuldkonten nicht mehr als das Sechsfache des Grund- oder
Stammkapitals und der offenen Reserven ausmachen; bei Banken und
bankähnlichen Institutionen gilt diese Bedingung nicht;



b) die gegenüber den gleichen Personen eingegangenen Schulden nicht zu
einem den normalen Satz übersteigenden Zinssatz verzinst werden; als
normaler Satz gilt:
aa) für die Bundesrepublik Deutschland: der um zwei Punkte erhöhte Satz

der Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer
Emittenten;

bb) für die Schweiz: der um zwei Punkte erhöhte Satz der
durchschnittlichen Rendite der von der Schweizerischen
Eidgenossenschaft ausgegebenen Obligationen;

c) höchstens 50 vom Hundert der in Rede stehenden und aus dem anderen
Vertragstaat stammenden Einkünfte zur Erfüllung von Ansprüchen
(Schuldzinsen, Lizenzgebühren, Entwicklungs-, Werbe-, Einführungs- und
Reisespesen, Abschreibungen auf Vermögenswerten jeder Art, einschließlich
immaterieller Güterrechte, Verfahren usw.) von nicht im ersten Staat
ansässigen Personen verwendet werden;

d) Aufwendungen, die mit den in Rede stehenden und aus dem anderen
Vertragstaat stammenden Einkünften zusammenhängen, ausschließlich
aus diesen Einkünften gedeckt werden; und

e) die Gesellschaft mindestens 25 vom Hundert der in Rede stehenden und
aus dem anderen Vertragstaat stammenden Einkünften ausschüttet.
Weitergehende Maßnahmen, die ein Vertragstaat zur Vermeidung der
mißbräuchlichen Inanspruchnahme von Entlastungen von den im anderen
Vertragstaat an der Quelle erhobenen Steuern ergriffen hat oder noch
ergreifen wird, bleiben vorbehalten.

(2) Eine in der Schweiz ansässige Gesellschaft, an der nicht in der Schweiz
ansässige Personen überwiegend, unmittelbar oder mittelbar, durch Beteiligung
oder in anderer Weise interessiert sind, kann, selbst wenn sie die in Absatz 1
genannten Bedingungen erfüllt, die Entlastung von den Steuern, die die
Bundesrepublik Deutschland von den aus der Bundesrepublik Deutschland
stammenden Zinsen (Artikel 11 Absatz 1) und Lizenzgebühren (Artikel 12
Absatz 1) und von Veräußerungsgewinnen (Artikel 13 Absatz 3) erhebt, nur
beanspruchen, wenn diese Zinsen, Lizenzgebühren oder Veräußerungsgewinne
in dem Kanton, in dem diese Gesellschaft ihren Sitz hat, der kantonalen Steuer
vom Einkommen unter den gleichen oder ähnlichen Bedingungen unterliegen,
wie sie in den Vorschriften über die eidgenössische Wehrsteuer vorgesehen
sind.

(3) Eine in der Schweiz ansässige Familienstiftung kann die Entlastung von den
Steuern, die die Bundesrepublik Deutschland von den aus der Bundesrepublik
Deutschland stammenden Dividenden (Artikel 10 Absätze 2 bis 4), Zinsen
(Artikel 11 Absatz 1) und Lizenzgebühren (Artikel 12 Absatz 1) und von
Veräußerungsgewinnen (Artikel 13 Absatz 3) erhebt, nicht beanspruchen, wenn
der Stifter oder die Mehrheit der Begünstigten nicht in der Schweiz ansässige
Personen sind und mehr als ein Drittel der in Rede stehenden Einkünfte nicht
in der Schweiz ansässigen Personen zugute kommen oder kommen sollen.

(4) Haben die Behörden des Vertragstaates, aus dem die Einkünfte stammen,
Anhaltspunkte, die stichhaltig scheinen, um die Erklärungen, die der
Empfänger dieser Einkünfte in seinem Antrag auf Steuerentlastung abgegeben
hat und die von den Behörden des anderen Staates bestätigt worden sind, in
Zweifel zu ziehen, so unterbreitet die zuständige Behörde des erstgenannten
Staates diese Anhaltspunkte der zuständigen Behörde des anderen Staates;
diese stellt neue Ermittlungen an und unterrichtet die zuständige Behörde des
erstgenannten Staates vom Ergebnis. Im Falle von Meinungsverschiedenheiten
zwischen den zuständigen Behörden der beiden Staaten findet Artikel 26
Anwendung.



Artikel 24
(1) Bei einer Person, die in der Bundesrepublik Deutschland ansässig ist, wird die

Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:
1. Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer werden die folgenden

aus der Schweiz stammenden Einkünfte, die nach den vorstehenden
Artikeln in der Schweiz besteuert werden können, ausgenommen:
a) Gewinne im Sinne des Artikels 7 aus eigener Tätigkeit einer

Betriebstätte, soweit die Gewinne nachweislich durch Herstellung,
Bearbeitung, Verarbeitung oder Montage von Gegenständen, Aufsuchen
und Gewinnung von Bodenschätzen, Bank- und
Versicherungsgeschäfte, Handel oder Erbringung von Dienstleistungen
unter Teilnahme am allgemeinen Wirtschaftsverkehr erzielt werden;
gleiches gilt für die Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das einer
solchen Betriebstätte dient (Artikel 6 Absatz 4), sowie für die Gewinne
aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel 13
Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen der
Betriebstätte darstellt (Artikel 13 Absatz 2);

b) Dividenden im Sinne des Artikels 10, die eine in der Schweiz ansässige
Kapitalgesellschaft an eine in der Bundesrepublik Deutschland
ansässige Gesellschaft ausschüttet,
- wenn die in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft

über mindestens 20 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden
zahlenden Gesellschaft verfügt und

- wenn die in der Schweiz ansässige Gesellschaft in dem
Wirtschaftsjahr, für das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre
Bruttoerträge ausschließlich oder fast ausschließlich aus unter § 8
Absatz 1 Nr, 1 bis 6 des deutschen Außensteuergesetzes fallenden
Tätigkeiten oder aus unter § 8 Absatz 2 dieses Gesetzes fallenden
Beteiligungen bezieht; maßgeblich ist die am 1. Januar 1990 geltende
Fassung dieses Gesetzes;"

c) Einkünfte aus einem freien Beruf oder sonstiger selbständiger Tätigkeit
im Sinne des Artikels 14, soweit sie nicht unter Artikel 17 fallen;
gleiches gilt für die Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der
Ausübung des freien Berufes dient (Artikel 6 Absatz 4), sowie für die
Gewinne aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel
13 Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das zur festen
Einrichtung gehört (Artikel 13 Absatz 2);

d) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen im Sinne des Artikels 15,
soweit sie nicht unter Artikel 17 fallen, vorausgesetzt, die Arbeit wird in
der Schweiz ausgeübt. Die Bundesrepublik Deutschland wird jedoch
diese Einkünfte bei der Festsetzung des Satzes ihrer Steuer auf die
Einkünfte, die nach dieser Vorschrift nicht von der
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer auszunehmen sind,
einbeziehen. Das Vorstehende gilt entsprechend für die in der Schweiz
belegenen Vermögenswerte, wenn die daraus erzielten Einkünfte nach
den Buchstaben a bis c von der Bemessungsgrundlage der deutschen
Steuer auszunehmen sind oder auszunehmen wären.

2. Soweit Nummer 1 nicht anzuwenden ist, wird bei den aus der Schweiz
stammenden Einkünften und bei den dort belegenen Vermögenswerten die
in Übereinstimmung mit diesem Abkommen erhobene und nicht zu
erstattende schweizerische Steuer nach Maßgabe der Vorschriften des
deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern auf den Teil
der deutschen Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) angerechnet, der
auf diese Einkünfte oder Vermögenswerte entfällt.



3. Bei einer nach deutschem Recht errichteten Offenen Handelsgesellschaft
oder Kommanditgesellschaft, an der neben in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Personen auch Personen beteiligt sind, die nicht in
der Bundesrepublik Deutschland ansässig sind, und die ihre
Geschäftsleitung in der Bundesrepublik Deutschland hat, finden
hinsichtlich der aus der Schweiz stammenden Einkünfte die Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern auch
auf den Teil der Einkünfte entsprechend Anwendung, der der deutschen
Besteuerung unterliegt und der auf die nicht in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Personen entfällt.

4. Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft
Einkünfte aus Quellen innerhalb der Schweiz zur Ausschüttung, so stehen
die Nummern 1 bis 3 der Herstellung der Ausschüttungsbelastung nach
den Vorschriften des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland nicht
entgegen.

(2) Bei einer Person, die in der Schweiz ansässig ist, wird die Doppelbesteuerung
wie folgt vermieden:
1. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Einkünfte oder hat sie

Vermögen und können diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem
Abkommen (ausgenommen Artikel 4 Absätze 3, 4 und 9 und Artikel 23) in
der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden, so nimmt die Schweiz
diese Einkünfte (ausgenommen Dividenden) oder dieses Vermögen von der
Besteuerung aus; die Schweiz kann aber bei der Festsetzung der Steuer für
das übrige Einkommen oder das übrige Vermögen dieser ansässigen Person
den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die betreffenden
Einkünfte oder das betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

2. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Dividenden, die nach Artikel
10 in der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können, so
gewährt die Schweiz dieser Person auf Antrag eine Entlastung. Diese
Entlastung besteht
a) in der Anrechnung der nach Artikel 10 in der Bundesrepublik

Deutschland erhobenen Steuer auf die vom Einkommen dieser Person
geschuldete schweizerische Steuer, wobei der anzurechnende Betrag
jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten schweizerischen
Steuer nicht übersteigen darf, der auf die Dividenden entfällt, oder

b) in einer pauschalen Ermäßigung der schweizerischen Steuer oder
c) in einer vollen oder teilweisen Befreiung der Dividenden von der

schweizerischen Steuer, mindestens aber im Abzug der in der
Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttobetrag der
Dividenden. Die Entlastung besteht jedoch im Abzug der in der
Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttoertrag der
Dividenden, wenn der in der Schweiz ansässige Empfänger gemäß
Artikel 23 die in Artikel 10 vorgesehene Begrenzung der deutschen
Steuer von den Dividenden nicht beanspruchen kann.

3. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Dividenden, die nach Artikel
10 in der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können und für
die die Bundesrepublik Deutschland eine Entlastung nach Artikel 10 Abs. 3
gewährt, so gewährt die Schweiz dieser Person auf Antrag eine Entlastung.
Diese Entlastung besteht in der Anrechnung der nach Artikel 10 Abs. 2 in
der Bundesrepublik Deutschland zulässigen Steuer von 15 vom Hundert
auf die vom Einkommen dieser Person geschuldete schweizerische Steuer,
wobei der anzurechnende Betrag jedoch den Teil der vor der Anrechnung



ermittelten schweizerischen Steuer nicht übersteigen darf, der auf die
Dividenden einschließlich der zusätzlichen Entlastung entfällt.

4. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Zinsen, Lizenzgebühren oder
Veräußerungsgewinne, die nach Artikel 23 in der Bundesrepublik
Deutschland besteuert werden können, so gewährt die Schweiz den Abzug
der in der Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttoertrag
der Zinsen, Lizenzgebühren oder Veräußerungsgewinne.

5. Ungeachtet der Nummer 1 nimmt die Schweiz die einer in der Schweiz
ansässigen Person gehörenden Anteile an einer in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung noch
während fünf Jahren vom Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung dieses
Abkommens an gerechnet von der schweizerischen Steuer vom Vermögen
aus; sie behält aber das Recht, bei der Festsetzung der Steuer für das
übrige Vermögen dieser ansässigen Person den Steuersatz anzuwenden, der
anzuwenden wäre, wenn diese Anteile nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

6. Die Schweiz wird gemäß den Vorschriften über die Durchführung von
zwischenstaatlichen Abkommen des Bundes zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung die Art der nach den Nummern 2 und 3 vorgesehenen
Entlastung bestimmen und das Verfahren ordnen.

Artikel 25
(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates dürfen in dem anderen Vertragstaat

weder einer Besteuerung noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung
unterworfen werden, die anders oder belastender sind als die Besteuerung und
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen
des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder
unterworfen werden können.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragstaates
in dem anderen Vertragstaat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche
Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie
einen Vertragstaat, den in dem anderen Vertragstaat ansässigen Personen
Steuerfreibeträge, Steuervergünstigungen und Steuerermäßigungen auf Grund
des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die er den in seinem
Gebiet ansässigen Personen gewährt.

(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren Kapital ganz oder teilweise,
unmittelbar oder mittelbar, einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen
Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt,
dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat weder einer Besteuerung noch einer
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder
belastender sind als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten
Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können.

(4) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck "Besteuerung" Steuern jeder Art und
Bezeichnung.

Artikel 26
(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Person der Auffassung, daß die

Maßnahmen eines Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie zu einer
Besteuerung geführt haben oder führen werden, die diesem Abkommen nicht
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem Recht dieser
Staaten vorgesehenen Rechtsbehelfe ihren Fall der zuständigen Behörde des
Vertragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist.



(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst
nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des
anderen Vertragstaates so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten werden sich bemühen,
Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des
Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie
können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in
Fällen, die in den Abkommen nicht behandelt sind, vermieden werden kann.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten können zur Herbeiführung einer
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander
verkehren. Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die Herbeiführung
der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaustausch in einer
Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen
Behörden der Vertragstaaten besteht.

Artikel 27
(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten können auf Verlangen diejenigen

(gemäß den Steuergesetzgebungen der beiden Staaten im Rahmen der normalen
Verwaltungspraxis erhältlichen) Auskünfte austauschen, die notwendig sind für
eine richtige Durchführung dieses Abkommens. Jede auf diese Weise
ausgetauschte Auskunft soll geheimgehalten und niemandem zugänglich
gemacht werden, der sich nicht mit der Veranlagung, der Erhebung, der
Rechtsprechung oder der Strafverfolgung hinsichtlich der unter dieses
Abkommen fallenden Steuern befaßt. Auskünfte, die irgendein Handels- oder
Bank-, gewerbliches oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren
offenbaren würden, dürfen nicht ausgetauscht werden.

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels dürfen auf keinen Fall dahin ausgelegt
werden, daß sie einem der Vertragstaaten die Verpflichtung auferlegen,
Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von seinen eigenen Vorschriften
oder von seiner Verwaltungspraxis abweichen oder die seiner Souveränität,
seiner Sicherheit, seinen allgemeinen Interessen oder dem Ordre public
widersprechen, oder Angaben zu vermitteln, die nicht auf Grund seiner eigenen
und auf Grund der Gesetzgebung des ersuchenden Staates beschafft werden
können.

Artikel 28
(1) Werden in einem der beiden Vertragstaaten die Steuern von Dividenden, Zinsen

oder Lizenzgebühren im Abzugswege (an der Quelle) erhoben, so wird das Recht
zur Vornahme des Steuerabzugs durch dieses Abkommen nicht berührt.

(2) Die im Abzugswege (an der Quelle) einbehaltene Steuer ist jedoch auf Antrag zu
erstatten, soweit ihre Erhebung durch das Abkommen eingeschränkt wird.
Anstelle einer Erstattung kann bei Lizenzgebühren auf Antrag vom Abzug der
Steuer abgesehen werden.

(3) Die Frist für den Antrag auf Erstattung beträgt drei Jahre nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die Dividenden, Zinsen oder Lizenzgebühren fällig
geworden sind.

(4) Die Anträge müssen stets eine amtliche Bescheinigung des Staates, in dem der
Steuerpflichtige ansässig ist, über die Erfüllung der Voraussetzungen für die
unbeschränkte Steuerpflicht in diesem Staat enthalten.

(5) Die zuständigen Behörden werden sich über die weiteren Einzelheiten des
Verfahrens gemäß Artikel 26 verständigen.



Artikel 29
(1) Dieses Abkommen berührt nicht die diplomatischen und konsularischen

Vorrechte, die nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund
besonderer Vereinbarungen gewährt werden.

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögenswerte wegen der einer Person nach den
allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer
zwischenstaatlicher Verträge zustehenden diplomatischen oder konsularischen
Vorrechte im Empfangsstaat nicht besteuert werden, steht das
Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu.

(3) Bei Anwendung des Abkommens gelten die Angehörigen einer diplomatischen
oder konsularischen Vertretung, die ein Vertragstaat in dem anderen
Vertragstaat oder in einem dritten Staat unterhält, und ihnen nahestehende
Personen als im Entsendestaat ansässig, wenn sie die Staatsangehörigkeit des
Entsendestaates besitzen und dort zu den Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen wie in diesem Staat ansässige Personen herangezogen werden.

(4) Das Abkommen gilt nicht für zwischenstaatliche Organisationen, ihre Organe
oder Beamten sowie nicht für Angehörige diplomatischer oder konsularischer
Vertretungen eines dritten Staates und ihnen nahestehende Personen, die in
einem Vertragstaat anwesend sind, aber in keinem der beiden Vertragstaaten
für Zwecke der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen wie dort ansässige
Personen behandelt werden.

Artikel 30
(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen zwischen dem

Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern und der
Erbschaftssteuern vom 15. Juli 1931 in der Fassung des Zusatzprotokolls vom
20. März 1959 außer Kraft, soweit es sich nach seinem Abschnitt I auf die
direkten Steuern bezieht. Seine diesbezüglichen Bestimmungen finden nicht
mehr Anwendung auf Steuern, auf die dieses Abkommen nach seinem Artikel
32 anzuwenden ist.

(2) Das Zusatzprotokoll vom 6. Juli 1956 zum Abkommen zwischen dem
Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 15. Juli
1931 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten
Steuern und der Erbschaftssteuern bleibt neben diesem Abkommen bestehen.

Artikel 31
Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von drei
Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt.

Artikel 32
(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen so bald

wie möglich in Bern ausgetauscht werden.
(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft

und ist anzuwenden:
a) auf die im Abzugswege (an der Quelle) erhobenen Steuern von den nach

dem 31. Dezember 1971 zugeflossenen Einkünften;
b) auf die sonstigen für das Jahr 1972 und die folgenden Jahre erhobenen

Steuern.
(3) Jeder der beiden Vertragstaaten erläßt die für die Durchführung des Absatzes 2

notwendigen Vorschriften.

Artikel 33



Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem der Vertragstaaten gekündigt
wird. Jeder Vertragstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Wege unter Einhaltung
einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. In diesem Falle
findet das Abkommen letztmals Anwendung:
a) auf die im Abzugswege (an der Quelle) erhobenen Steuern von den Einkünften,

die bis Ablauf des Jahres, auf dessen Ende die Kündigung ausgesprochen
worden ist, zugeflossen sind;

b) auf die sonstigen Steuern, die für das Jahr erhoben werden, auf dessen Ende
die Kündigung ausgesprochen worden ist.

Doppelbesteuerungsabkommen mit der Schweiz
Datum: 11.08.1971

Fundstelle: BStBl 1972 I S. 518, BGBl. 1972 II S. 1021

Jahr: 1971
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen

Artikel 1
Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragstaat oder in beiden Vertragstaaten
ansässig sind.

Artikel 2
(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern

vom Einkommen und vom Vermögen, die für Rechnung eines der beiden
Vertragstaaten, der Länder, Kantone, Bezirke, Kreise, Gemeinden oder
Gemeindeverbände (auch in Form von Zuschlägen) erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle (ordentlichen und
außerordentlichen) Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen
oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben werden,
einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuer sowie der Steuern vom
Vermögenszuwachs. Das Abkommen gilt nicht für an der Quelle erhobene
Steuern von Lotteriegewinnen.

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören
insbesondere
1. in der Bundesrepublik Deutschland:

a) die Einkommensteuer einschließlich der Ergänzungsabgabe dazu,
b) die Körperschaftsteuer einschließlich der Ergänzungsabgabe dazu,
c) die Vermögensteuer,
d) die Grundsteuer und
e) die Gewerbesteuer (im folgenden als "deutsche Steuer" bezeichnet);

2. in der Schweiz: die von Bund, Kantonen, Bezirken, Kreisen, Gemeinden und
Gemeindeverbänden erhobenen Steuern
a) vom Einkommen (Gesamteinkommen, Erwerbseinkommen,

Vermögensertrag, Geschäftsertrag, Kapitalgewinn usw.) und
b) vom Vermögen (Gesamtvermögen, bewegliches und unbewegliches

Vermögen, Geschäftsvermögen, Kapital und Reserven usw.) (im
folgenden als "schweizerische Steuer" bezeichnet).

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder ähnlicher Art, die
künftig neben den zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben
werden.



(5) Die Bestimmungen des Abkommens über die Besteuerung der
Unternehmensgewinne gelten entsprechend für die nicht nach dem Gewinn
oder dem Vermögen erhobene Gewerbesteuer.

Artikel 3
(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes

erfordert:
a) bedeutet der Ausdruck "Bundesrepublik Deutschland", im geographischen

Sinne verwendet, das Gebiet des Geltungsbereiches des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutschland sowie das an die Hoheitsgewässer der
Bundesrepublik Deutschland angrenzende und steuerrechtlich als Inland
bezeichnete Gebiet, in dem die Bundesrepublik Deutschland in
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht ihre Rechte hinsichtlich des
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer Naturschätze
ausüben darf;

b) bedeutet der Ausdruck "Schweiz" die Schweizerische Eidgenossenschaft;
c) bedeuten die Ausdrücke "ein Vertragstaat" und "der andere Vertragstaat", je

nach dem Zusammenhang, die Bundesrepublik Deutschland oder die
Schweiz;

d) umfaßt der Ausdruck "Person" natürliche Personen und Gesellschaften;
e) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristische Personen oder

Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristische Personen behandelt
werden;

f) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines Vertragstaates" und
"Unternehmen des anderen Vertragstaates", je nachdem, ein Unternehmen,
das von einer in einem Vertragstaat ansässigen Person betrieben wird, oder
ein Unternehmen, das von einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen
Person betrieben wird;

g) bedeutet der Ausdruck "Steuer", je nachdem, die deutsche oder die
schweizerische Steuer;

h) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehörige":
aa) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland": alle Deutschen im Sinne

des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland und alle juristischen Personen, Personengesellschaften
und anderen Personenvereinigungen, die nach dem in der
Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind;

bb) in bezug auf die Schweiz: alle natürlichen Personen, die die
schweizerische Staatsangehörigkeit besitzen, und alle juristischen
Personen, Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen,
die nach dem in der Schweiz geltenden Recht errichtet worden sind;

i) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde":
aa) in der Bundesrepublik Deutschland: der Bundesminister für Wirtschaft

und Finanzen;
bb) in der Schweiz: der Direktor der Eidgenössischen Steuerverwaltung oder

sein bevollmächtigter Vertreter.
(2) Bei Anwendung des Abkommens durch einen Vertragstaat hat, wenn der

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder nicht anders definierte
Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über die
Steuern zukommt, welche Gegenstand des Abkommens sind.

Artikel 4
(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "eine in einem Vertragstaat

ansässige Person" eine Person, die nach dem in diesem Staat geltenden Recht
dort unbeschränkt steuerpflichtig ist.



(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so
gilt folgendes:
a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sie über eine

ständige Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden Vertragstaaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, zu dem
sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragstaat die Person den
Mittelpunkt der Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in keinem der
Vertragstaaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem
Vertragstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Vertragstaaten oder
in keinem der Vertragstaaten, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig,
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Vertragstaaten oder keines
Vertragstaates, so regeln die zuständigen Behörden der Vertragstaaten die
Frage in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Gilt eine natürliche Person, die in der Bundesrepublik Deutschland über eine
ständige Wohnstätte verfügt oder dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt von
mindestens sechs Monaten im Kalenderjahr hat, nach Absatz 2 als in der
Schweiz ansässig, so kann die Bundesrepublik Deutschland diese Person
ungeachtet anderer Bestimmungen dieses Abkommens nach den Vorschriften
über die unbeschränkte Steuerpflicht besteuern. Die Bundesrepublik
Deutschland wendet jedoch Artikel 24 Absatz 1 Nummer 1 auf die dort
genannten, aus der Schweiz stammenden Einkünfte und in der Schweiz
belegenen Vermögenswerte an; auf andere aus der Schweiz stammende
Einkünfte und in der Schweiz belegene Vermögenswerte rechnet die
Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern die von
diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf
die deutsche Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten an; bei den übrigen Einkünften und Vermögenswerten
rechnet die Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern
die in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von diesen Einkünften oder
Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen
Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser
Bestimmung von diesen Einkünften oder Vermögenswerten über die deutsche
Steuer hinaus erhoben wird, die nach den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben
werden dürfte.

(4) Bei einer in der Schweiz ansässigen natürlichen Person, die nicht die
schweizerische Staatsangehörigkeit besitzt und die in der Bundesrepublik
Deutschland insgesamt mindestens fünf Jahre unbeschränkt steuerpflichtig
war, kann die Bundesrepublik Deutschland in dem Jahr, in dem die
unbeschränkte Steuerpflicht zuletzt geendet hat, und in den folgenden fünf
Jahren die aus der Bundesrepublik Deutschland stammenden Einkünfte und
die in der Bundesrepublik Deutschland belegenen Vermögenswerte, ungeachtet
anderer Bestimmungen des Abkommens, besteuern. Die nach diesem
Abkommen zulässige Besteuerung dieser Einkünfte oder Vermögenswerte in der
Schweiz bleibt unberührt. Die Bundesrepublik Deutschland rechnet jedoch in
entsprechender Anwendung der Vorschriften des deutschen Rechts über die
Anrechnung ausländischer Steuern die in Übereinstimmung mit diesem
Abkommen von diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene
schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen Steuer (mit Ausnahme der



Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser Bestimmung von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten über die deutsche Steuer hinaus erhoben wird, die nach
den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben werden dürfte. Die Bestimmungen dieses
Absatzes gelten nicht, wenn die natürliche Person in der Schweiz ansässig
geworden ist, um hier eine echte unselbständige Arbeit für einen Arbeitgeber
auszuüben, an dem sie über das Arbeitsverhältnis hinaus weder unmittelbar
noch mittelbar durch Beteiligung oder in anderer Weise wirtschaftlich
wesentlich interessiert ist.

(5) Gilt eine natürliche Person nur für einen Teil des Jahres als im Sinne dieses
Artikels in einem Vertragstaat ansässig, für den Rest des gleichen Jahres aber
als in dem anderen Vertragstaat ansässig (Wohnsitzwechsel), so können in
jedem Staat die Steuern auf der Grundlage der unbeschränkten Steuerpflicht
nur nach Maßgabe der Zeit erhoben werden, während welcher diese Person als
in diesem Staat ansässig gilt.

(6) Nicht als "in einem Vertragstaat ansässig" gilt
a) eine natürliche Person, die in dem Vertragstaat, in dem sie nach den

vorstehenden Bestimmungen ansässig wäre, nicht mit allen nach dem
Steuerrecht dieses Staates allgemein steuerpflichtigen Einkünften aus dem
anderen Vertragstaat den allgemein erhobenen Steuern unterliegt;

b) für die Anwendung des Artikels 23 eine natürliche Person, die in dem
Vertragstaat, in dem sie nach den vorstehenden Bestimmungen ansässig
wäre, nicht mit allen nach dem Steuerrecht dieses Staates allgemein
steuerpflichtigen Einkünften den allgemein erhobenen Steuern unterliegt,
oder eine natürliche Person, auf die Absatz 4 Anwendung findet.

(7) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten auch für eine bevormundete Person.
(8) Ist nach Absatz 1 eine Gesellschaft in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie

als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich der Mittelpunkt ihrer
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. Die Tatsache allein, daß eine Person an
einer Gesellschaft beteiligt ist oder daß sie bei einer Gesellschaft, die einem
Konzern angehört, die konzernleitenden Entscheidungen trifft, begründet für
diese Gesellschaft keinen Mittelpunkt der tatsächlichen Geschäftsleitung an
dem Ort, an dem diese Entscheidungen getroffen werden oder diese Person
ansässig ist.

(9) Gilt eine Gesellschaft, die nach Absatz 1 in beiden Vertragstaaten ansässig ist,
nach Absatz 8 als in der Schweiz ansässig, so kann die Bundesrepublik
Deutschland diese Gesellschaft ungeachtet anderer Bestimmungen dieses
Abkommens nach den Vorschriften über die unbeschränkte Steuerpflicht
besteuern. Die Bundesrepublik Deutschland wendet jedoch Artikel 24 Absatz 1
Nummer 1 auf die dort genannten, aus der Schweiz stammenden Einkünfte
und in der Schweiz belegenen Vermögenswerte an; auf andere aus der Schweiz
stammende Einkünfte und in der Schweiz belegene Vermögenswerte rechnet die
Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern die von
diesen Einkünften oder Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf
die deutsche Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) von diesen Einkünften
oder Vermögenswerten an; bei den übrigen Einkünften und Vermögenswerten
rechnet die Bundesrepublik Deutschland in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern
die in Übereinstimmung mit diesem Abkommen von diesen Einkünften oder
Vermögenswerten erhobene schweizerische Steuer auf den Teil der deutschen
Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) an, der auf Grund dieser
Bestimmung von diesen Einkünften oder Vermögenswerten über die deutsche
Steuer hinaus erhoben wird, die nach den Artikeln 6 bis 22 hierfür erhoben
werden dürfte.



(10)Absatz 8 berührt nicht die Vorschriften eines Vertragstaates über die
Besteuerung von Einkünften im Sinne der Artikel 10 bis 12 und 16, die daran
anknüpft, daß die Gesellschaft, von der diese Einkünfte stammen, in diesem
Staat ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz hat; jedoch sind auf diese Einkünfte
die Artikel 10 bis 12, 24 und 28 anzuwenden, wenn der Empfänger der
Einkünfte in dem anderen Vertragstaat ansässig ist.

(11)Nicht als in einem Vertragstaat ansässig gilt eine Person in bezug auf Einkünfte
und Vermögenswerte, die nicht ihr, sondern einer anderen Person zuzurechnen
sind.

Artikel 5
(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck "Betriebstätte" eine feste

Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder
teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck "Betriebstätte" umfaßt insbesondere:
a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung von

Bodenschätzen,
g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf Monate

überschreitet.
(3) Als Betriebstätten gelten nicht:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder
Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur
Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu
dem Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet
oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder
Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, für das Unternehmen zu werben, Informationen zu
erteilen, wissenschaftliche Forschung zu betreiben oder ähnliche
Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit
darstellen.

(4) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des
Absatzes 5 - in einem Vertragstaat für ein Unternehmen des anderen
Vertragstaates tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat gelegene
Betriebstätte als gegeben, wenn die Person eine Vollmacht besitzt, im Namen
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von
Gütern oder Waren für das Unternehmen beschränkt.

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht schon deshalb so behandelt,
als habe es eine Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat, weil es dort seine
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen
Geschäftstätigkeit handeln. Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesellschaft
beherrscht wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist oder dort



(entweder durch eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt,
wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Betriebstätte der anderen.

Artikel 6
(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können in dem Vertragstaat besteuert

werden, in dem dieses Vermögen liegt.
(2) Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" bestimmt sich nach dem Recht des

Vertragstaates, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall
das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf die die Vorschriften des
Privatrechts über Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf veränderliche oder feste
Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und
Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung
oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen
Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
eines Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der
Ausübung eines freien Berufes dient.

Artikel 7
(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates können nur in diesem Staat

besteuert werden, es sei denn, daß das Unternehmen seine Tätigkeit im
anderen Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das
Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus, so können die Gewinne des
Unternehmens in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als
sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine Tätigkeit in dem anderen
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem
Vertragstaat dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie hätte
erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen
oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte
und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig
unabhängig gewesen wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese
Betriebstätte entstandenen Aufwendungen, einschließlich der
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug
zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder
anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die einer Betriebsstätte
zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des
Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht
aus, daß dieser Vertragstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen
Aufteilung ermittelt; die Art der angewendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so
sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen
wird einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte
zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn,
daß ausreichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren.

(7) Dieser Artikel gilt auch für Einkünfte aus der Beteiligung an einer
Personengesellschaft. Er erstreckt sich auch auf Vergütungen, die ein



Gesellschafter einer Personengesellschaft von der Gesellschaft für seine
Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft, für die Gewährung von Darlehen oder für
die Überlassung von Wirtschaftsgütern bezieht, wenn diese Vergütungen nach
dem Steuerrecht des Vertragstaates, in dem die Betriebstätte gelegen ist, den
Einkünften des Gesellschafters aus dieser Betriebstätte zugerechnet werden.

(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses
Abkommens behandelt werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht berührt.

Artikel 8
(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im

internationalen Verkehr können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens
befindet.

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Binnenschiffahrt dienen,
können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet.

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens
der See- oder Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem
Vertragstaat gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragstaat, in dem die Person, die
das Schiff betreibt, ansässig ist.

(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch,
a) wenn der Betrieb der Schiff- oder Luftfahrt mit gecharterten oder gemieteten

Fahrzeugen durchgeführt wird,
b) für Agenturen, soweit deren Tätigkeit unmittelbar mit dem Betrieb der

Schiff- oder Luftfahrt oder dem Zubringerdienst zusammenhängt, und
c) für Beteiligungen von Unternehmen der Schiff- oder Luftfahrt an einem

Pool, einer gemeinsamen Betriebsorganisation oder einer internationalen
Betriebskörperschaft.

(5) Hat ein Unternehmen im Sinne dieses Artikels, das in Form einer
Personengesellschaft betrieben wird, den Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung
in einem Vertragstaat, ist aber einer der Teilhaber in dem anderen Vertragstaat
ansässig, so kann dieser andere Vertragstaat diesen Teilhaber für die Einkünfte
aus seiner Beteiligung an dieser Personengesellschaft besteuern, gewährt aber
für die im erstgenannten Vertragstaat erhobene Steuer Entlastung von seiner
Steuer im Rahmen des Artikels 24.

Artikel 9
Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar oder mittelbar an der

Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines Unternehmens des
anderen Vertragstaates beteiligt ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der
Kontrolle oder am Kapital eines Unternehmens eines Vertragstaates und eines
Unternehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen
oder finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, die von denen
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und
entsprechend besteuert werden.

Artikel 10



(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft an eine in
dem anderen Vertragstaat ansässige Person zahlt, können in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertragstaat, in dem die die
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates
besteuert werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen:
a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn sie von einer

Gesellschaft gezahlt werden, die ein Kraftwerk zur Ausnutzung der
Wasserkraft des Rheinstromes zwischen dem Bodensee und Basel betreibt
(Grenzkraftwerk am Rhein);

b) 30 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn es sich um
Einnahmen aus Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als stiller
Gesellschafter im Sinne des deutschen Rechts, aus Gewinnobligationen
oder aus partiarischen Darlehen handelt;

c) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden in Fällen, die nicht
unter Buchstabe a oder b fallen.

(3) Solange in der Bundesrepublik Deutschland der Satz der Körperschaftsteuer für
ausgeschüttete Gewinne niedriger ist als der Steuersatz für nicht
ausgeschüttete Gewinne und der Unterschied 20 vom Hundert oder mehr
beträgt, darf abweichend von Absatz 2 Buchstabe c die deutsche Steuer 25 vom
Hundert des Bruttobetrages der Dividenden nicht übersteigen, wenn die
Dividenden an eine in der Schweiz ansässige Gesellschaft gezahlt werden, der
mindestens 20 vom Hundert der stimmberechtigten Anteile der die Dividenden
zahlenden deutschen Gesellschaft gehören; gleiches gilt, wenn der in der
Schweiz ansässigen Gesellschaft zusammen mit anderen Gesellschaften, von
denen sie beherrscht wird, die sie beherrscht oder die mit ihr gemeinsam
beherrscht werden, 20 vom Hundert der stimmberechtigten Anteile der die
Dividenden zahlenden Gesellschaft gehören, sofern die in der Schweiz ansässige
Gesellschaft für diese Dividenden bei der kantonalen Steuer vom Einkommen
eine Ermäßigung erhält. Eine Beherrschung wird bei einer Beteiligung von
mehr als 50 vom Hundert der stimmberechtigten Anteile vermittelt. Sind jedoch
diese Dividenden bei der sie zahlenden Gesellschaft keine
"berücksichtigungsfähigen Ausschüttungen" im Sinne des deutschen
Körperschaftsteuerrechts, so darf die deutsche Steuer 10 vom Hundert des
Bruttobetrages der Dividenden nicht übersteigen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht
für Dividenden, die unter Absatz 2 Buchstabe a fallen.

(4) Sobald in der Bundesrepublik Deutschland der Satz der Körperschaftsteuer für
ausgeschüttete Gewinne nicht mehr niedriger ist als der Steuersatz für nicht
ausgeschüttete Gewinne, oder sich der Unterschied zwischen den beiden
Steuersätzen auf 5 vom Hundert oder weniger verringert, ermäßigt sich der in
Absatz 2 Buchstabe c festgesetzte Satz auf 10 vom Hundert.

(5) Sollte in der Bundesrepublik Deutschland das geltende System der
Körperschaftbesteuerung geändert werden, so können die zuständigen
Behörden der beiden Vertragstaaten zwecks Entscheidung der Frage, ob
deswegen die Absätze 2 bis 4 und die damit zusammenhängenden
Bestimmungen des Abkommens zu ändern sind, Fühlung aufnehmen. Nach
erfolgter Fühlungnahme kann jeder der Vertragstaaten durch auf
diplomatischem Wege zuzustellende Mitteilung die vorgenannten
Bestimmungen kündigen. In diesem Fall sind sie, sofern die Kündigung nicht
für einen späteren Zeitpunkt ausgesprochen wird, von dem Zeitpunkt an nicht
mehr anzuwenden, von dem an die maßgebende Änderung der
Körperschaftbesteuerung anzuwenden ist.

(6) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einnahmen
aus Aktien, Genußaktien oder Genußscheinen, Anteilen an einer Gesellschaft



mit beschränkter Haftung, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten -
ausgenommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen
Gesellschaftsanteilen stammenden Einnahmen, die nach dem Steuerrecht des
Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einnahmen
aus Aktien gleichgestellt sind, einschließlich der Einnahmen aus Beteiligungen
an einem Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter im Sinne des deutschen
Rechts, aus Gewinnobligationen oder aus partiarischen Darlehen sowie der
Ausschüttungen auf die Anteilscheine von Kapitalanlagegesellschaften
(Investmentfonds).

(7) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat
ansässige Empfänger der Dividenden in dem anderen Vertragstaat, in dem die
die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat und
die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(8) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder
Einkünfte aus dem anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat weder die
Dividenden besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem anderen Staat
ansässige Personen zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nicht
ausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden
oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus in dem anderen
Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. Artikel 4 Absatz 10 bleibt
vorbehalten.

Artikel 11
(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine in dem anderen

Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden, können nur in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet, vorbehaltlich
Artikel 10 Absatz 6, Einnahmen aus öffentlichen Anleihen, aus
Schuldverschreibungen einschließlich Wandelanleihen, auch wenn sie durch
Pfandrechte an Grundstücken gesichert sind, und aus Forderungen jeder Art
sowie alle anderen Einnahmen, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem
sie stammen, den Einnahmen aus Darlehen gleichgestellt sind.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Zinsen in dem anderen Vertragstaat, aus dem die Zinsen
stammen, eine Betriebstätte hat und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7
anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die
gezahlten Zinsen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so
wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertragstaates und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert
werden.

Artikel 12
(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stammen und an eine in dem

anderen Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden, können nur in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Lizenzgebühren" bedeutet
Vergütungen jeder Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung
von Urheberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen



Werken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten,
Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder
Verfahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher,
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt
werden.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat ansässige
Empfänger der Lizenzgebühren in dem anderen Vertragstaat, aus dem die
Lizenzgebühren stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu
dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die
gezahlten Lizenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen vereinbart
hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes
Vertragstaates und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.

Artikel 13
(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne des Artikels

6 Absatz 2 können in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses
Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen
einer Betriebstätte darstellt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem
anderen Vertragstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, über die
eine in einem Vertragstaat ansässige Person für die Ausübung eines freien
Berufes in dem anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich derartiger Gewinne,
die bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder zusammen mit
dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung erzielt
werden, können in dem anderen Staat besteuert werden. Jedoch können
Gewinne aus der Veräußerung des in Artikel 22 Absatz 3 genannten
beweglichen Vermögens nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem
dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten Artikel besteuert werden
kann.

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 und 2 nicht genannten
Vermögens können nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der
Veräußerer ansässig ist.

(4) Ungeachtet des Absatzes 3 können Gewinne aus der vollen oder teilweisen
Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung an einer Gesellschaft in dem
Vertragstaat besteuert werden, in dem die Gesellschaft ansässig ist, sofern der
in dem anderen Vertragstaat ansässige Veräußerer eine natürliche Person ist,
a) die im Laufe der fünf Jahre vor der Veräußerung im Sinne des Artikels 4 im

erstgenannten Vertragstaat ansässig war und
b) die in dem anderen Staat für den Veräußerungsgewinn keiner Steuer

unterliegt. Eine wesentliche Beteiligung ist gegeben, wenn der Veräußerer
unmittelbar oder mittelbar zu mehr als einem Viertel am Kapital der
Gesellschaft beteiligt war.

(5) Besteuert ein Vertragstaat bei Wegzug einer in diesem Staat ansässigen
natürlichen Person den Vermögenszuwachs, der auf eine wesentliche
Beteiligung an einer in diesem Staat ansässigen Gesellschaft entstanden ist, so
wird bei späterer Veräußerung der Beteiligung, wenn der daraus erzielte
Gewinn in dem anderen Staat gemäß Absatz 3 besteuert wird, dieser Staat bei



der Ermittlung des Veräußerungsgewinns als Anschaffungskosten den Betrag
zugrunde legen, den der erstgenannte Staat im Zeitpunkt des Wegzugs als Erlös
angenommen hat.

Artikel 14
(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person aus einem freien

Beruf oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die Person für die
Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat regelmäßig über eine
feste Einrichtung verfügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrichtung, so
können die Einkünfte in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur
insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden können.

(2) Der Ausdruck "freier Beruf" umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte
wissenschaftliche, literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende
Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure,
Architekten, Zahnärzte und Bücherrevisoren.

Artikel 15
(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 19 können Gehälter, Löhne und ähnliche

Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person aus
unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Wird die
Arbeit dort ausgeübt, so können die dafür bezogenen Vergütungen in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person für eine in dem anderen Vertragstaat ausgeübte
unselbständige Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert
werden, wenn
a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt nicht länger als 183

Tage während des betreffenden Kalenderjahres aufhält,
b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt

werden, der nicht in dem anderen Staat ansässig ist, und
c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung

getragen werden, die der Arbeitgeber in dem anderen Staat hat.
(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels können

Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder
Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr oder an Bord eines Schiffes, das der
Binnenschiffahrt dient, ausgeübt wird, in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens
befindet. Werden diese Vergütungen in diesem Staat nicht besteuert, so können
sie in dem anderen Vertragstaat besteuert werden.

(4) Wer als Grenzgänger in einem Vertragstaat in der Nähe der Grenze ansässig ist
und in dem anderen Vertragstaat in der Nähe der Grenze seinen Arbeitsort hat,
kann mit seinen Einkünften aus unselbständiger Tätigkeit nur in dem Staat
besteuert werden, in dem er ansässig ist. Über die Einzelheiten der Anwendung
dieser Bestimmung werden sich die zuständigen Behörden der beiden
Vertragstaaten verständigen.

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 4 kann eine natürliche Person, die in einem
Vertragstaat ansässig, aber als Vorstandsmitglied, Direktor, Geschäftsführer
oder Prokurist einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen Kapitalgesellschaft
tätig ist, mit den Einkünften aus dieser Tätigkeit in diesem anderen Staat
besteuert werden, sofern ihre Tätigkeit nicht so abgegrenzt ist, daß sie lediglich
Aufgaben außerhalb dieses anderen Staates umfaßt. Besteuert dieser andere



Vertragstaat diese Einkünfte nicht, so können sie in dem Staat besteuert
werden, in dem die natürliche Person ansässig ist.

Artikel 16
Bezüge und Vergütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige Person von einer in dem
anderen Vertragstaat ansässigen Gesellschaft in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts-
oder Verwaltungsrates der Gesellschaft bezieht, können in dem anderen Staat besteuert
werden.

Artikel 17
(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die berufsmäßige

Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler und Musiker,
sowie Sportler und Artisten für ihre in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübte
Tätigkeit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sie diese
Tätigkeit ausüben. Das gilt auch für die Einkünfte, die einer anderen Person für
die Tätigkeit oder Überlassung des Künstlers, Sportlers oder Artisten zufließen.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Einkünfte aus Tätigkeiten berufsmäßiger Künstler, die in
erheblichem Umfang unmittelbar oder mittelbar durch Zuwendungen aus
öffentlichen Mitteln gefördert werden.

Artikel 18
Vorbehaltlich des Artikels 19 können Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in
einem Vertragstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur
in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 19
(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhegehälter, die von einem Vertragstaat,

einem Land, Kanton, Bezirk, Kreis, einer Gemeinde oder einem
Gemeindeverband oder von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts
dieses Staates unmittelbar oder aus einem Sondervermögen an eine natürliche
Person für erbrachte Dienste gewährt werden, können nur in diesem Staat
besteuert werden. Jedoch können Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter,
für Dienste, die in dem anderen Vertragstaat von einem Staatsangehörigen
dieses Staates erbracht werden, der nicht zugleich die Staatsangehörigkeit des
erstgenannten Staates besitzt, nur in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Auf Vergütungen für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer
kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit eines der Vertragstaaten, eines
Landes, Kantons, Bezirks, Kreises, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes
oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts dieses Staates erbracht
werden, finden die Artikel 15 und 16 Anwendung.

(3) Absatz 1 findet ebenfalls Anwendung auf die Vergütungen, die von der
Deutschen Bundesbank, der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen
Bundespost sowie von der Schweizerischen Nationalbank, den Schweizerischen
Bundesbahnen, den schweizerischen Post-, Telephon- und
Telegraphenbetrieben und der schweizerischen Verkehrszentrale gezahlt
werden.

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 können Vergütungen der dort genannten
Art, wenn sie von dem in den Grenzgebieten tätigen Personal der Bahn-, Post-,
Telegrafen- und Zollverwaltungen der beiden Vertragstaaten bezogen werden,
nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem diese Personen ansässig
sind.

(5) Artikel 15 Absatz 4 gilt entsprechend für die in den Absätzen 1 und 3
genannten Vergütungen.



(6) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für Bezüge aus öffentlichen Mitteln für
gegenwärtige oder frühere Erfüllung der Wehrpflicht, einschließlich der
Unterhaltsbeiträge, die Angehörigen zum Wehrdienst Eingezogener gewährt
werden.

(7) Ruhegehälter, Leibrenten und andere wiederkehrende oder nicht
wiederkehrende Bezüge, die von einem der beiden Vertragstaaten oder einer
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts eines der beiden
Vertragstaaten als Vergütung für einen Schaden gewährt werden, der als Folge
von Kriegshandlungen oder politischer Verfolgung entstanden ist, können nur
in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 20
Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Volontär oder Lehrling, der in einem Vertragstaat
ansässig ist oder vorher dort ansässig war und der sich in dem anderen Vertragstaat
ausschließlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt, sein Studium
oder seine Ausbildung erhält, werden in dem anderen Staat nicht besteuert, sofern ihm diese
Zahlungen aus Quellen außerhalb des anderen Staates zufließen.

Artikel 21
Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich erwähnten Einkünfte einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 22
(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 kann in dem

Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.
(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte eines

Unternehmens darstellt oder das zu einer der Ausübung eines freien Berufes
dienenden festen Einrichtung gehört, kann in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem sich die Betriebstätte oder die feste Einrichtung befindet.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr und Schiffe, die der
Binnenschiffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser
Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des
Unternehmens befindet.

(4) Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter im Sinne des
deutschen Rechts, Gewinnobligationen und partiarische Darlehen können in
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der Schuldner ansässig ist.
Besteuert dieser Staat nicht, so können diese Vermögenswerte in dem anderen
Staat besteuert werden.

(5) Jeder der beiden Vertragstaaten behält sich das Recht vor, bewegliches
Vermögen, an dem eine Nutznießung besteht, nach seiner eigenen
Gesetzgebung zu besteuern. Sollte sich daraus eine Doppelbesteuerung
ergeben, so werden sich die zuständigen Behörden der beiden Staaten über die
Beseitigung dieser Doppelbesteuerung von Fall zu Fall verständigen.

(6) Alle anderen Vermögenswerte einer in einem Vertragstaat ansässigen Person
können nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 23
(1) Eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft, an der nicht in diesem Staat

ansässige Personen überwiegend, unmittelbar oder mittelbar, durch Beteiligung
oder in anderer Weise interessiert sind, kann die in den Artikeln 10 bis 12
vorgesehenen Entlastungen von den Steuern, die auf den aus dem anderen
Staat stammenden Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren erhoben werden,
nur beanspruchen, wenn



a) die auf nicht im ersten Staat ansässige Personen lautenden verzinslichen
Schuldkonten nicht mehr als das Sechsfache des Grund- oder
Stammkapitals und der offenen Reserven ausmachen; bei Banken und
bankähnlichen Institutionen gilt diese Bedingung nicht;

b) die gegenüber den gleichen Personen eingegangenen Schulden nicht zu
einem den normalen Satz übersteigenden Zinssatz verzinst werden; als
normaler Satz gilt:
aa) für die Bundesrepublik Deutschland: der um zwei Punkte erhöhte Satz

der Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer
Emittenten;

bb) für die Schweiz: der um zwei Punkte erhöhte Satz der
durchschnittlichen Rendite der von der Schweizerischen
Eidgenossenschaft ausgegebenen Obligationen;

c) höchstens 50 vom Hundert der in Rede stehenden und aus dem anderen
Vertragstaat stammenden Einkünfte zur Erfüllung von Ansprüchen
(Schuldzinsen, Lizenzgebühren, Entwicklungs-, Werbe-, Einführungs- und
Reisespesen, Abschreibungen auf Vermögenswerten jeder Art, einschließlich
immaterieller Güterrechte, Verfahren usw.) von nicht im ersten Staat
ansässigen Personen verwendet werden;

d) Aufwendungen, die mit den in Rede stehenden und aus dem anderen
Vertragstaat stammenden Einkünften zusammenhängen, ausschließlich
aus diesen Einkünften gedeckt werden; und

e) die Gesellschaft mindestens 25 vom Hundert der in Rede stehenden und
aus dem anderen Vertragstaat stammenden Einkünften ausschüttet.
Weitergehende Maßnahmen, die ein Vertragstaat zur Vermeidung der
mißbräuchlichen Inanspruchnahme von Entlastungen von den im anderen
Vertragstaat an der Quelle erhobenen Steuern ergriffen hat oder noch
ergreifen wird, bleiben vorbehalten.

(2) Eine in der Schweiz ansässige Gesellschaft, an der nicht in der Schweiz
ansässige Personen überwiegend, unmittelbar oder mittelbar, durch Beteiligung
oder in anderer Weise interessiert sind, kann, selbst wenn sie die in Absatz 1
genannten Bedingungen erfüllt, die Entlastung von den Steuern, die die
Bundesrepublik Deutschland von den aus der Bundesrepublik Deutschland
stammenden Zinsen (Artikel 11 Absatz 1) und Lizenzgebühren (Artikel 12
Absatz 1) und von Veräußerungsgewinnen (Artikel 13 Absatz 3) erhebt, nur
beanspruchen, wenn diese Zinsen, Lizenzgebühren oder Veräußerungsgewinne
in dem Kanton, in dem diese Gesellschaft ihren Sitz hat, der kantonalen Steuer
vom Einkommen unter den gleichen oder ähnlichen Bedingungen unterliegen,
wie sie in den Vorschriften über die eidgenössische Wehrsteuer vorgesehen
sind.

(3) Eine in der Schweiz ansässige Familienstiftung kann die Entlastung von den
Steuern, die die Bundesrepublik Deutschland von den aus der Bundesrepublik
Deutschland stammenden Dividenden (Artikel 10 Absätze 2 bis 4), Zinsen
(Artikel 11 Absatz 1) und Lizenzgebühren (Artikel 12 Absatz 1) und von
Veräußerungsgewinnen (Artikel 13 Absatz 3) erhebt, nicht beanspruchen, wenn
der Stifter oder die Mehrheit der Begünstigten nicht in der Schweiz ansässige
Personen sind und mehr als ein Drittel der in Rede stehenden Einkünfte nicht
in der Schweiz ansässigen Personen zugute kommen oder kommen sollen.

(4) Haben die Behörden des Vertragstaates, aus dem die Einkünfte stammen,
Anhaltspunkte, die stichhaltig scheinen, um die Erklärungen, die der
Empfänger dieser Einkünfte in seinem Antrag auf Steuerentlastung abgegeben
hat und die von den Behörden des anderen Staates bestätigt worden sind, in
Zweifel zu ziehen, so unterbreitet die zuständige Behörde des erstgenannten
Staates diese Anhaltspunkte der zuständigen Behörde des anderen Staates;



diese stellt neue Ermittlungen an und unterrichtet die zuständige Behörde des
erstgenannten Staates vom Ergebnis. Im Falle von Meinungsverschiedenheiten
zwischen den zuständigen Behörden der beiden Staaten findet Artikel 26
Anwendung.

Artikel 24
(1) Bei einer Person, die in der Bundesrepublik Deutschland ansässig ist, wird die

Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:
1. Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer werden die folgenden

aus der Schweiz stammenden Einkünfte, die nach den vorstehenden
Artikeln in der Schweiz besteuert werden können, ausgenommen:
a) Gewinne im Sinne des Artikels 7 aus eigener Tätigkeit einer

Betriebstätte, soweit die Gewinne nachweislich durch Herstellung,
Bearbeitung, Verarbeitung oder Montage von Gegenständen, Aufsuchen
und Gewinnung von Bodenschätzen, Bank- und
Versicherungsgeschäfte, Handel oder Erbringung von Dienstleistungen
unter Teilnahme am allgemeinen Wirtschaftsverkehr erzielt werden;
gleiches gilt für die Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das einer
solchen Betriebstätte dient (Artikel 6 Absatz 4), sowie für die Gewinne
aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel 13
Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen der
Betriebstätte darstellt (Artikel 13 Absatz 2);

b) Dividenden im Sinne des Artikels 10, die eine in der Schweiz ansässige
Kapitalgesellschaft an eine in der Bundesrepublik Deutschland
unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaft ausschüttet, wenn
nach deutschem Steuerrecht auf eine davon zu erhebende deutsche
Körperschaftsteuer auch eine vom Gewinn der ausschüttenden
Gesellschaft erhobene schweizerische Steuer angerechnet werden
könnte;

c) Einkünfte aus einem freien Beruf oder sonstiger selbständiger Tätigkeit
im Sinne des Artikels 14, soweit sie nicht unter Artikel 17 fallen;
gleiches gilt für die Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der
Ausübung des freien Berufes dient (Artikel 6 Absatz 4), sowie für die
Gewinne aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel
13 Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das zur festen
Einrichtung gehört (Artikel 13 Absatz 2);

d) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen im Sinne des Artikels 15,
soweit sie nicht unter Artikel 17 fallen, vorausgesetzt, die Arbeit wird in
der Schweiz ausgeübt. Die Bundesrepublik Deutschland wird jedoch
diese Einkünfte bei der Festsetzung des Satzes ihrer Steuer auf die
Einkünfte, die nach dieser Vorschrift nicht von der
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer auszunehmen sind,
einbeziehen. Das Vorstehende gilt entsprechend für die in der Schweiz
belegenen Vermögenswerte, wenn die daraus erzielten Einkünfte nach
den Buchstaben a bis c von der Bemessungsgrundlage der deutschen
Steuer auszunehmen sind oder auszunehmen wären.

2. Soweit Nummer 1 nicht anzuwenden ist, wird bei den aus der Schweiz
stammenden Einkünften und bei den dort belegenen Vermögenswerten die
in Übereinstimmung mit diesem Abkommen erhobene und nicht zu
erstattende schweizerische Steuer nach Maßgabe der Vorschriften des
deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern auf den Teil
der deutschen Steuer (mit Ausnahme der Gewerbesteuer) angerechnet, der
auf diese Einkünfte oder Vermögenswerte entfällt.



3. Bei einer nach deutschem Recht errichteten Offenen Handelsgesellschaft
oder Kommanditgesellschaft, an der neben in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Personen auch Personen beteiligt sind, die nicht in
der Bundesrepublik Deutschland ansässig sind, und die ihre
Geschäftsleitung in der Bundesrepublik Deutschland hat, finden
hinsichtlich der aus der Schweiz stammenden Einkünfte die Vorschriften
des deutschen Rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern auch
auf den Teil der Einkünfte entsprechend Anwendung, der der deutschen
Besteuerung unterliegt und der auf die nicht in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Personen entfällt.

(2) Bei einer Person, die in der Schweiz ansässig ist, wird die Doppelbesteuerung
wie folgt vermieden:
1. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Einkünfte oder hat sie

Vermögen und können diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem
Abkommen (ausgenommen Artikel 4 Absätze 3, 4 und 9 und Artikel 23) in
der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden, so nimmt die Schweiz
diese Einkünfte (ausgenommen Dividenden) oder dieses Vermögen von der
Besteuerung aus; die Schweiz kann aber bei der Festsetzung der Steuer für
das übrige Einkommen oder das übrige Vermögen dieser ansässigen Person
den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die betreffenden
Einkünfte oder das betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

2. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Dividenden, die nach Artikel
10 in der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können, so
gewährt die Schweiz dieser Person auf Antrag eine Entlastung. Diese
Entlastung besteht
a) in der Anrechnung der nach Artikel 10 in der Bundesrepublik

Deutschland erhobenen Steuer auf die vom Einkommen dieser Person
geschuldete schweizerische Steuer, wobei der anzurechnende Betrag
jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten schweizerischen
Steuer nicht übersteigen darf, der auf die Dividenden entfällt, oder

b) in einer pauschalen Ermäßigung der schweizerischen Steuer oder
c) in einer vollen oder teilweisen Befreiung der Dividenden von der

schweizerischen Steuer, mindestens aber im Abzug der in der
Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttobetrag der
Dividenden. Die Entlastung besteht jedoch im Abzug der in der
Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttoertrag der
Dividenden, wenn der in der Schweiz ansässige Empfänger gemäß
Artikel 23 die in Artikel 10 vorgesehene Begrenzung der deutschen
Steuer von den Dividenden nicht beanspruchen kann. Die Schweiz wird
gemäß den Vorschriften über die Durchführung von
zwischenstaatlichen Abkommen des Bundes zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung die Art der Entlastung bestimmen und das
Verfahren ordnen.

3. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Zinsen, Lizenzgebühren oder
Veräußerungsgewinne, die nach Artikel 23 in der Bundesrepublik
Deutschland besteuert werden können, so gewährt die Schweiz den Abzug
der in der Bundesrepublik Deutschland erhobenen Steuer vom Bruttoertrag
der Zinsen, Lizenzgebühren oder Veräußerungsgewinne.

4. Ungeachtet der Nummer 1 nimmt die Schweiz die einer in der Schweiz
ansässigen Person gehörenden Anteile an einer in der Bundesrepublik
Deutschland ansässigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung noch
während fünf Jahren vom Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung dieses
Abkommens an gerechnet von der schweizerischen Steuer vom Vermögen



aus; sie behält aber das Recht, bei der Festsetzung der Steuer für das
übrige Vermögen dieser ansässigen Person den Steuersatz anzuwenden, der
anzuwenden wäre, wenn diese Anteile nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

Artikel 25
(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates dürfen in dem anderen Vertragstaat

weder einer Besteuerung noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung
unterworfen werden, die anders oder belastender sind als die Besteuerung und
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen
des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder
unterworfen werden können.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragstaates
in dem anderen Vertragstaat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche
Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie
einen Vertragstaat, den in dem anderen Vertragstaat ansässigen Personen
Steuerfreibeträge, Steuervergünstigungen und Steuerermäßigungen auf Grund
des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die er den in seinem
Gebiet ansässigen Personen gewährt.

(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren Kapital ganz oder teilweise,
unmittelbar oder mittelbar, einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen
Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt,
dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat weder einer Besteuerung noch einer
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder
belastender sind als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten
Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können.

(4) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck "Besteuerung" Steuern jeder Art und
Bezeichnung.

Artikel 26
(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Person der Auffassung, daß die

Maßnahmen eines Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie zu einer
Besteuerung geführt haben oder führen werden, die diesem Abkommen nicht
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem Recht dieser
Staaten vorgesehenen Rechtsbehelfe ihren Fall der zuständigen Behörde des
Vertragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst
nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des
anderen Vertragstaates so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten werden sich bemühen,
Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des
Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie
können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in
Fällen, die in den Abkommen nicht behandelt sind, vermieden werden kann.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten können zur Herbeiführung einer
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander
verkehren. Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die Herbeiführung
der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaustausch in einer
Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen
Behörden der Vertragstaaten besteht.



Artikel 27
(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten können auf Verlangen diejenigen

(gemäß den Steuergesetzgebungen der beiden Staaten im Rahmen der normalen
Verwaltungspraxis erhältlichen) Auskünfte austauschen, die notwendig sind für
eine richtige Durchführung dieses Abkommens. Jede auf diese Weise
ausgetauschte Auskunft soll geheimgehalten und niemandem zugänglich
gemacht werden, der sich nicht mit der Veranlagung, der Erhebung, der
Rechtsprechung oder der Strafverfolgung hinsichtlich der unter dieses
Abkommen fallenden Steuern befaßt. Auskünfte, die irgendein Handels- oder
Bank-, gewerbliches oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren
offenbaren würden, dürfen nicht ausgetauscht werden.

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels dürfen auf keinen Fall dahin ausgelegt
werden, daß sie einem der Vertragstaaten die Verpflichtung auferlegen,
Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von seinen eigenen Vorschriften
oder von seiner Verwaltungspraxis abweichen oder die seiner Souveränität,
seiner Sicherheit, seinen allgemeinen Interessen oder dem Ordre public
widersprechen, oder Angaben zu vermitteln, die nicht auf Grund seiner eigenen
und auf Grund der Gesetzgebung des ersuchenden Staates beschafft werden
können.

Artikel 28
(1) Werden in einem der beiden Vertragstaaten die Steuern von Dividenden, Zinsen

oder Lizenzgebühren im Abzugswege (an der Quelle) erhoben, so wird das Recht
zur Vornahme des Steuerabzugs durch dieses Abkommen nicht berührt.

(2) Die im Abzugswege (an der Quelle) einbehaltene Steuer ist jedoch auf Antrag zu
erstatten, soweit ihre Erhebung durch das Abkommen eingeschränkt wird.
Anstelle einer Erstattung kann bei Lizenzgebühren auf Antrag vom Abzug der
Steuer abgesehen werden.

(3) Die Frist für den Antrag auf Erstattung beträgt drei Jahre nach Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die Dividenden, Zinsen oder Lizenzgebühren fällig
geworden sind.

(4) Die Anträge müssen stets eine amtliche Bescheinigung des Staates, in dem der
Steuerpflichtige ansässig ist, über die Erfüllung der Voraussetzungen für die
unbeschränkte Steuerpflicht in diesem Staat enthalten.

(5) Die zuständigen Behörden werden sich über die weiteren Einzelheiten des
Verfahrens gemäß Artikel 26 verständigen.

Artikel 29
(1) Dieses Abkommen berührt nicht die diplomatischen und konsularischen

Vorrechte, die nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund
besonderer Vereinbarungen gewährt werden.

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögenswerte wegen der einer Person nach den
allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer
zwischenstaatlicher Verträge zustehenden diplomatischen oder konsularischen
Vorrechte im Empfangsstaat nicht besteuert werden, steht das
Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu.

(3) Bei Anwendung des Abkommens gelten die Angehörigen einer diplomatischen
oder konsularischen Vertretung, die ein Vertragstaat in dem anderen
Vertragstaat oder in einem dritten Staat unterhält, und ihnen nahestehende
Personen als im Entsendestaat ansässig, wenn sie die Staatsangehörigkeit des
Entsendestaates besitzen und dort zu den Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen wie in diesem Staat ansässige Personen herangezogen werden.

(4) Das Abkommen gilt nicht für zwischenstaatliche Organisationen, ihre Organe
oder Beamten sowie nicht für Angehörige diplomatischer oder konsularischer



Vertretungen eines dritten Staates und ihnen nahestehende Personen, die in
einem Vertragstaat anwesend sind, aber in keinem der beiden Vertragstaaten
für Zwecke der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen wie dort ansässige
Personen behandelt werden.

Artikel 30
(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen zwischen dem

Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern und der
Erbschaftssteuern vom 15. Juli 1931 in der Fassung des Zusatzprotokolls vom
20. März 1959 außer Kraft, soweit es sich nach seinem Abschnitt I auf die
direkten Steuern bezieht. Seine diesbezüglichen Bestimmungen finden nicht
mehr Anwendung auf Steuern, auf die dieses Abkommen nach seinem Artikel
32 anzuwenden ist.

(2) Das Zusatzprotokoll vom 6. Juli 1956 zum Abkommen zwischen dem
Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 15. Juli
1931 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten
Steuern und der Erbschaftssteuern bleibt neben diesem Abkommen bestehen.

Artikel 31
Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von drei
Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt.

Artikel 32
(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen so bald

wie möglich in Bern ausgetauscht werden.
(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft

und ist anzuwenden:
a) auf die im Abzugswege (an der Quelle) erhobenen Steuern von den nach

dem 31. Dezember 1971 zugeflossenen Einkünften;
b) auf die sonstigen für das Jahr 1972 und die folgenden Jahre erhobenen

Steuern.
(3) Jeder der beiden Vertragstaaten erläßt die für die Durchführung des Absatzes 2

notwendigen Vorschriften.

Artikel 33
Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem der Vertragstaaten gekündigt
wird. Jeder Vertragstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Wege unter Einhaltung
einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. In diesem Falle
findet das Abkommen letztmals Anwendung:
a) auf die im Abzugswege (an der Quelle) erhobenen Steuern von den Einkünften,

die bis Ablauf des Jahres, auf dessen Ende die Kündigung ausgesprochen
worden ist, zugeflossen sind;

b) auf die sonstigen Steuern, die für das Jahr erhoben werden, auf dessen Ende
die Kündigung ausgesprochen worden ist.

Revision des Doppelbesteuerungsabkommen mit der Schweiz
Die langjährigen Verhandlungen zur Revision des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen
der schweizerischen Eidgenossenschaft und der Bundesrepublik Deutschland wurden mit der
Paraphierung eines Zusatzprotokolls abgeschlossen. Das Zusatzprotokoll wurde am 18. Mai
1989 in Bern von Direktor Metzger für die Schweiz und von Ministerialdirektor Dr. Uelner
für die Bundesrepublik Deutschland paraphiert.



Das Protokoll soll möglichst bald unterzeichnet und in beiden Staaten den gesetzgebenden
Körperschaften zur Ratifizierung vorgelegt werden. Der offizielle Wortlaut wird nach
Unterzeichnung bekanntgegeben.
Die neuen Bestimmungen des Protokolls sollen ab 1. Januar 1990 angewendet werden. Für
einzelne Bestimmungen sind allerdings Übergangsregelungen bis zum 31. Dezember 1992
vorgesehen.
Der im geltenden Abkommen bei Dividenden vorgesehene Quellensteuersatz auf 15 v.H. für
Ausschüttungen einer Tochtergesellschaft in dem einen Staat an ihre Muttergesellschaft in
dem anderen Staat wird in den Jahren 1990 und 1991 auf 10 v.H. und ab 1992 auf 5 v.H.
gesenkt. Der Quellensteuersatz für Ausschüttungen an sogenannte Streubesitzer wird von 15
v.H. auf 10 v.H. ermäßigt; eine Sonderregelung bei der schweizerischen Besteuerung stellt
sicher, daß die deutsche Steuersatzminderung in Höhe von 5 v.H. dem Anteilsinhaber fast
ungeschmälert zugute kommt.
Nach dem geltenden Abkommen sind Ausschüttungen auf Genußrechte zwar Dividenden, sie
können jedoch im Quellenstaat - auch wenn sie abzugsfähige Betriebsausgaben sind - nur mit
einem Satz von 15 % besteuert werden. Nach dem neuen Protokoll können Ausschüttungen
auf Genußrechte - wie bereits bisher gewinnabhängige Vergütungen - nunmehr im
Quellenstaat bis zu höchstens 30 % besteuert werden; dies erlaubt auf deutscher Seite die
Erhebung der vollen Quellensteuer von 25 %. Für Ausschüttungen auf Genußrechte, die vor
dem 19.05.1989 begründet worden sind, ist eine Übergangsregelung bis zum 31. 12.1992
vereinbart worden. Bis dahin unterliegen sie weiter dem im geltenden Abkommen enthaltenen
Steuersatz von 15 %.
(BMF-Finanznachrichten 29/89)

Zusatzabkommen zum Doppelbesteuerungsabkommen mit der
Schweiz
Datum: 17.10.1989

Fundstelle: BStBl 1990 I S. 409, BGBl. 1990 II S. 766

Jahr: 1990
DBA Schweiz mit integriertem Zusatzabkommen
Gesetz zu dem Protokoll vom 17. Oktober 1989 zu dem Abkommen vom 11. August
1971 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen in der Fassung des Protokolls vom 30. November
1978

Das Protokoll ist am 30. November 1990 in Kraft getreten (vgl. Bekanntmachung des
Bundesministers des Auswärtigen vom 05.12.1990 - BStBl 1991 I S. 93).
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Dem in Bonn am 17. Oktober 1989 unterzeichneten Protokoll zu dem Abkommen vom 11.
August 1971 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen (BGBl. 1972 II S. 1021) in der Fassung des Protokolls vom
30. November 1978 (BGBl. 1980 II S. 751) sowie dem dazugehörigen Notenwechsel vom
selben Tag wird zugestimmt. Das Protokoll und der Notenwechsel werden nachstehend
veröffentlicht.

Artikel 2



Soweit das Protokoll aufgrund seines Artikels VIII Abs. 2 für die Zeit vor seinem
Inkrafttreten anzuwenden ist, sind bereits ergangene Steuerfestsetzungen aufzuheben oder zu
ändern. Steuerfestsetzungen sowie ihre Aufhebung und Änderung sind insoweit auch
zulässig, wenn die Festsetzungsfrist abgelaufen ist; dies gilt nur bis zum Ablauf des vierten
Kalenderjahrs, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem das Protokoll in Kraft getreten ist.
Soweit sich bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Protokolls unter Berücksichtigung der
jeweiligen Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland und in der Schweizerischen
Eidgenossenschaft insgesamt eine höhere Belastung ergibt, als sie nach den
Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten des Protokolls bestand, wird der Steuermehrbetrag nicht
festgesetzt.

Artikel 3
Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land Berlin die Anwendung dieses
Gesetzes feststellt.

Artikel 4
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel VIII Abs. 2 und der

Notenwechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. Das
vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetzblatt
verkündet.

Bonn, den 10. August 1990
Für den Bundespräsidenten Der Präsident des Bundesrates Björn Engholm
Der Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl
Der Bundesminister der Finanzen Waigel
Der Bundesminister des Auswärtigen Genscher

Protokoll
zu dem Abkommen vom 11. August 1971 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der Fassung des Protokolls vom 30.
November 1978
Die Bundesrepublik Deutschland und die Schweizerische Eidgenossenschaft
haben folgendes vereinbart:

Artikel I
Artikel 10 des Abkommens wird wie folgt gefaßt:

"Artikel 10
(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft an eine in

dem anderen Vertragstaat ansässige Person zahlt, können in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertragstaat, in dem die die
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates
besteuert werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen:
a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn sie von einer

Gesellschaft gezahlt werden, die ein Kraftwerk zur Ausnutzung der
Wasserkraft des Rheinstromes zwischen dem Bodensee und Basel betreibt
(Grenzkraftwerk am Rhein);

b) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn der Empfänger
eine Gesellschaft ist, die unmittelbar über mindestens 20 vom Hundert des
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt;



c) 30 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn es sich um
Einnahmen aus Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als stiller
Gesellschafter im Sinne des deutschen Rechts, aus Genußrechten, aus
Gewinnobligationen oder aus partiarischen Darlehen handelt und wenn
diese Beträge bei der Gewinnermittlung des Schuldners abzugsfähig sind;

d) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden in Fällen, die nicht
unter Buchstabe a, b oder c fallen.

(3) Solange in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Anteilseigner die
Körperschaftsteuer, die von einer in der Bundesrepublik Deutschland
ansässigen Gesellschaft auf den ausgeschütteten Gewinn gezahlt wird, voll auf
ihre Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer anrechnen können, gewährt die
Bundesrepublik Deutschland in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe d
zusätzlich zu der in dieser Bestimmung vorgesehenen Entlastung eine
Entlastung in Höhe von 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" bedeutet Einnahmen
aus Aktien, Genußrechten (wie zum Beispiel Genußaktien oder Genußscheine),
Anteilen an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Kuxen
Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen Forderungen - mit
Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende
Einnahmen, die nach dem Steuerrecht des Staates, in dem die ausschüttende
Gesellschaft ansässig ist, den Einnahmen aus Aktien gleichgestellt sind,
einschließlich der Einnahmen aus Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als
stiller Gesellschafter im Sinne des deutschen Rechts, aus Gewinnobligationen
oder aus partiarischen Darlehen sowie der Ausschüttungen auf die
Anteilscheine von Kapitalanlegegesellschaften (Investmentfonds).

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragstaat
ansässige Empfänger der Dividenden in dem anderen Vertragstaat, in dem die
die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat und
die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(6) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder
Einkünfte aus dem anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat weder die
Dividenden besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem anderen Staat
ansässige Personen zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nicht
ausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden
oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus in dem anderen
Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. Artikel 4 Absatz 10 bleibt
vorbehalten. "

Artikel II
In Artikel 11 Absatz 2 werden die Worte "vorbehaltlich Artikel 10 Absatz 6"
durch die Worte "vorbehaltlich Artikel 10 Absatz 4" ersetzt.

Artikel III
Artikel 24 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b des Abkommens wird wie folgt gefaßt:
"b) Dividenden im Sinne des Artikels 10, die eine in der Schweiz ansässige

Gesellschaft an eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft
ausschüttet,
- wenn die in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft über

mindestens 20 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden
Gesellschaft verfügt und

- wenn die in der Schweiz ansässige Gesellschaft in dem Wirtschaftsjahr, für
das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre Bruttoerträge
ausschließlich oder fast ausschließlich aus unter § 8 Absatz 1 Nr. 1 bis 6



des deutschen Außensteuergesetzes fallenden Tätigkeiten oder aus unter §
8 Absatz 2 dieses Gesetzes fallenden Beteiligungen bezieht; maßgeblich ist
die am 1. Januar 1990 geltende Fassung dieses Gesetzes;"

Artikel IV
In Artikel 24 Absatz 1 des Abkommens wird nach Nummer 3 folgende Nummer 4 angefügt:
"4. Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft

Einkünfte aus Quellen innerhalb der Schweiz zur Ausschüttung, so stehen die
Nummern 1 bis 3 der Herstellung der Ausschüttungsbelastung nach den
Vorschriften des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland nicht entgegen.
"

Artikel V
Artikel 24 Absatz 2 Nummer 1 des Abkommens wird Nummer 1 Buchstabe a. Der folgende
Buchstabe b wird angefügt:
"b) Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Dividenden, für die die

Bundesrepublik Deutschland eine Entlastung nach Artikel 10 Absatz 3
gewährt, so wird diese Entlastung in der Schweiz in die
Steuerbemessungsgrundlage einbezogen."

Artikel VI
In Artikel 24 Absatz 2 Nummer 2 des Abkommens wird der letzte Absatz gestrichen.
Nach der Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt:
"3. Bezieht eine in der Schweiz ansässige Person Dividenden, die nach Artikel 10 in

der Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können und für die die
Bundesrepublik Deutschland eine Entlastung nach Artikel 10 Abs. 3 gewährt,
so gewährt die Schweiz dieser Person auf Antrag eine Entlastung. Diese
Entlastung besteht in der Anrechnung der nach Artikel 10 Abs. 2 in der
Bundesrepublik Deutschland zulässigen Steuer von 15 vom Hundert auf die
vom Einkommen dieser Person geschuldete schweizerische Steuer, wobei der
anzurechnende Betrag jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten
schweizerischen Steuer nicht übersteigen darf, der auf die Dividenden
einschließlich der zusätzlichen Entlastung entfällt. "

Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden Nummern 4 und 5.
Nach der Nummer 5 wird folgende Nummer 6 eingefügt:
"6. Die Schweiz wird gemäß den Vorschriften über die Durchführung von

zwischenstaatlichen Abkommen des Bundes zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung die Art der nach den Nummern 2 und 3 vorgesehenen
Entlastung bestimmen und das Verfahren ordnen. "

Artikel VII
Dieses Protokoll gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von drei Monaten nach
dem Inkrafttreten des Protokolls eine gegenteilige Erklärung abgibt.

Artikel VIII
(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so

bald wie möglich in Bern ausgetauscht.
(2) Das Protokoll tritt einen Monat nach Austausch der Ratifikationsurkunden in

Kraft und ist anzuwenden:
a) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von den nach dem 31. Dezember

1989 zugeflossenen Dividenden;
b) auf die sonstigen für das Jahr 1990 und die folgenden Jahre erhobenen

Steuern.



Abweichend von Artikel I und Absatz 2 dieses Artikels darf
a) bei Dividenden im Sinne des Artikels 10 Absatz 2 Buchstabe b des

Abkommens in der Fassung dieses Protokolls für bis zum 31. Dezember
1991 zugeflossene Dividenden die Steuer den Betrag von 10 vom Hundert
des Bruttobetrages der Dividenden nicht übersteigen;

b) bei Einnahmen aus Genußrechten im Sinne des Artikels 10 Absatz 2
Buchstabe c des Abkommens in der Fassung dieses Protokolls für bis zum
31. Dezember 1992 zugeflossene Einnahmen die Steuer den Betrag von 15
vom Hundert des Bruttobetrages der Einnahmen nicht übersteigen, wenn
die Genußrechte vor dem 19. Mai 1989 begründet worden sind. Geschehen
zu Bonn am 17. Oktober 1989 in zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Bundesrepublik Deutschland Dr. Hans Werner Lautenschlager Dr. Theo Waigel
Für die Schweizerische Eidgenossenschaft Dr. Jürgen Leutert
Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts Bonn, 17. Oktober 1989

Herr Gesandter,
anläßlich der heutigen Unterzeichnung des Protokolls zu dem am 11. August 1971 in Bonn
unterzeichneten Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der Fassung des Protokolls vom 30.
November 1978 beehre ich mich, Ihnen im Namen der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland folgendes mitzuteilen:
Mit Bezug auf Artikel I des Protokolls besteht Einverständnis darüber, daß, falls die
Bundesrepublik Deutschland in einem Abkommen mit einem anderen Staat, der Mitglied der
Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung ist, ihre Besteuerung von
Dividenden an der Quelle auf Sätze begrenzt, die unter den im genannten Artikel
vorgesehenen Sätzen liegen, oder eine Körperschaftsteuergutschrift über die Grenze gewährt,
die beiden Regierungen unverzüglich die Bestimmungen des genannten Artikels überprüfen
werden, um - unter sonst gleichen Bedingungen, bezogen auf die Dividendenbesteuerung -
die gleiche Behandlung vorzusehen.
Ich wäre dankbar, wenn Sie mir das Einverständnis Ihrer Regierung mit dem Vorstehenden
bestätigen; in diesem Fall werden diese Note und Ihre Antwortnote als Bestandteil des
Abkommens gelten.
Genehmigen Sie die Versicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.
Dr. Hans Werner Lautenschlager

An den Gesandten der Schweizerischen Eidgenossenschaft Herrn Dr. Jürg Leutert Bonn
Der Gesandte der Schweizerischen Botschaft Bonn, 17. Oktober 1989
Exzellenz,
ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom heutigen Tag zu bestätigen, die wie folgt
lautet:
(Es folgt der Text der einleitenden Note).
Ich beehre mich, Ihnen bekanntzugeben, daß dieser Vorschlag die Billigung des
Schweizerischen Bundesrates findet. Ihre heutige Note und meine Antwortnote sind somit
Bestandteil des Abkommens.
Genehmigen Sie die Versicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.
Dr. Jürgen Leutert

Seiner Exzellenz, dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts Dr. Hans Werner Lautenschlager
Bonn



Revisionsprotokoll zum Doppelbesteuerungsabkommen mit der
Schweiz mit Begründung zum Vertragsgesetz
Datum: 07.05.1993

Fundstelle: BStBl 1993 I S. 927, BGBl. 1993 II S. 1886

Jahr: 1993
Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 21. Dezember 1992 zu dem Abkommen
vom 11. August 1971 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der Fassung des Protokolls
vom 17. Oktober 1989 mit - Begründung zum Vertragsgesetz, - Protokoll und -
Denkschrift zum Protokoll
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Dem in Bern am 21. Dezember 1992 unterzeichneten Protokoll zu dem Abkommen vom 11.
August 1971 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen und Vermögen (BGBl. 1972 II S. 1021) in der Fassung des Protokolls vom 17.
Oktober 1989 (BGBl. 1990 II S. 766) und dem Verhandlungsprotokoll vom 18. Dezember
1991 wird zugestimmt. Das Protokoll und das Verhandlungsprotokoll werden nachstehend
veröffentlicht.

Artikel 2
Zur Anwendung des Artikels 4 Absatz 5 des Abkommens gilt folgendes: Endet nach Artikel 4
Abs. 5 des Abkommens die unbeschränkte Steuerpflicht und ist von diesem Zeitpunkt an nur
noch Vermögensteuer für das Inlandsvermögen im Sinne des § 121 Abs. 2 des
Bewertungsgesetzes zu erheben, ist eine Nachveranlagung auf den Zeitpunkt vorzunehmen,
der dem Tage folgt, an dem die unbeschränkte Vermögensteuerpflicht endet. Die auf die
Dauer der unbeschränkten und der beschränkten Steuerpflicht entfallende Vermögensteuer ist
nach der jeweiligen Jahressteuer zeitanteilig zu berechnen.

Artikel 3
Zur Anwendung des Artikels 15 a des Abkommens gilt folgendes:
(1) Bei Arbeitnehmern, die Grenzgänger im Sinne des Artikels 15 a Abs. 1 und 2

des Abkommens und in der Schweizerischen Eidgenossenschaft ansässig sind,
sind die Vorschriften über den Lohnsteuerabzug mit der Maßgabe anzuwenden,
daß die Lohnsteuer höchstens 4,5 v. H. des steuerpflichtigen Arbeitslohns des
jeweiligen Lohnzahlungszeitraums ohne Berücksichtigung von Freibeträgen
oder Werbungskosten beträgt. Dies gilt auch bei der Pauschalierung der
Lohnsteuer. Voraussetzung hierfür ist, daß der Grenzgänger die Ansässigkeit in
der Schweizerischen Eidgenossenschaft durch eine amtliche Bescheinigung der
zuständigen schweizerischen Finanzbehörde nachweist
(Ansässigkeitsbescheinigung). Der Arbeitgeber hat die
Ansässigkeitsbescheinigung als Beleg zum Lohnkonto aufzubewahren.

(2) Liegt dem Arbeitgeber eine Ansässigkeitsbescheinigung vor, so ist die
Lohnsteuerbescheinigung auf Antrag des Grenzgängers auszustellen. Wird der
Antrag gestellt, so ist eine Lohnsteuerbescheinigung auch für pauschal
besteuerten Arbeitslohn auszustellen. In der Lohnsteuerbescheinigung ist der
Arbeitslohn und der pauschal besteuerte Arbeitslohn (gesondert oder in einer
Summe oder in einer angefügten Erklärung) zu bescheinigen; das gleiche gilt
für die Lohnsteuer. Zusätzlich hat der Arbeitgeber steuerfreie Abfindungen nach



§ 3 Nr. 9 des Einkommensteuergesetzes sowie steuerfreie Zuschläge nach § 3b
des Einkommensteuergesetzes zu bescheinigen. Der Arbeitgeber hat nach
amtlich vorgeschriebenem Vordruck die Tage der Nichtrückkehr auf Grund der
Arbeitsausübung zu bescheinigen, wenn der Arbeitnehmer wegen
Nichtrückkehr nicht mehr Grenzgänger ist (Artikel 15 a Abs. 2 des
Abkommens). Diese Bescheinigung hat der Arbeitgeber dem
Betriebsstättenfinanzamt vorzulegen; das Betriebsstättenfinanzamt bestätigt die
Vorlage mit einem Sichtvermerk. Der Arbeitgeber hat diese Bescheinigung und
die Lohnsteuerbescheinigung dem Grenzgänger auszuhändigen.

(3) Ist der Arbeitnehmer wegen Nichtrückkehr nicht mehr Grenzgänger, so ist der
Arbeitgeber abweichend von § 41c des Einkommensteuergesetzes verpflichtet,
bei der jeweils nächstfolgenden Lohnzahlung noch nicht erhobene Lohnsteuer
nachträglich einzubehalten.

(4) In der Bundesrepublik Deutschland ansässige Grenzgänger haben der
Einkommensteuererklärung die Bescheinigung des Arbeitgebers über den
Lohnausweis (nach schweizerischem Muster) und über die erhobene
Abzugssteuer beizufügen.

Artikel 4
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel VII Abs. 2 in Kraft tritt, ist

im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben.
(3) Artikel 3 dieses Gesetzes ist beim Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals auf

den laufenden Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach dem 31. Dezember
1993 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge,
die nach dem 31. Dezember 1993 zufließen.

Begründung zum Vertragsgesetz
Zu Artikel 1
Auf das Protokoll findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, weil es sich
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Da das Verhandlungsprotokoll rechtlich
erhebliche Vereinbarungen zur Auslegung des Protokolls enthält, wird es in die
Zustimmungsformel aufgenommen und gemeinsam mit dem Protokoll im Bundesgesetzblatt
veröffentlicht. Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des
Grundgesetzes erforderlich, weil das Aufkommen aus den vom Protokoll betroffenen Steuern
gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern oder Gemeinden
zufließt.
Zu Artikel 2
Nach Artikel 4 Absatz 5 des Abkommens darf bei der Beendigung der unbeschränkten
Vermögensteuerpflicht durch Wohnsitzwechsel von diesem Zeitpunkt an nur noch
Vermögensteuer für das Inlandsvermögen erhoben werden. Für eine Steuerfestsetzung, die
auf diesen Zeitpunkt abstellt, fehlt es jedoch in der Bundesrepublik Deutschland an einer
innerstaatlichen Rechtsgrundlage; denn nach § 17 des Vermögensteuergesetzes kann eine
Nachveranlagung erst mit Wirkung vom Beginn des Kalenderjahres an erfolgen, das diesem
Ereignis folgt. Dadurch entsteht bei Wohnsitzwechsel von der Bundesrepublik Deutschland in
die Schweiz während eines Kalenderjahres eine Besteuerungslücke. Diese Lücke wird durch
Artikel 2 geschlossen.
Zu Artikel 3
Absatz 1 regelt die Begrenzung des Lohnsteuerabzugs bei einem in der Schweizerischen
Eidgenossenschaft ansässigen Grenzgänger. Er verpflichtet den deutschen Arbeitgeber, vom
steuerpflichtigen Arbeitslohn eine Lohnsteuer von höchstens 4,5 v.H. einzubehalten. Dies
wird der Regelfall sein. Persönliche Abzüge, wie Werbungskosten und Unterhaltsleistungen



an Kinder, werden bei dieser Lohnsteuerbegrenzung nicht berücksichtigt. Dies gilt nicht bei
der ebenfalls möglichen Berechnung der Lohnsteuer nach der Lohnsteuertabelle, die bei
geringen Arbeitslöhnen niedriger sein kann als die höchstens zulässige Lohnsteuer von 4,5
v.H. Damit wird ein schweizerischer Grenzgänger in keinem Fall schlechter gestellt als ein
anderer beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer. Absatz 2 enthält verfahrensrechtliche
Bestimmungen zur Durchführung des Artikels 15a des Abkommens zur
Grenzgängerbesteuerung. Die Aufzeichnungs- und Bescheinigungspflichten für den
deutschen Arbeitgeber sind für die deutsche bzw. schweizerische Besteuerung erforderlich.
Absatz 3 betrifft den Sonderfall, daß bei einem schweizerischen Arbeitnehmer der
Grenzgängerstatus wegfällt, weil er an mehr als 60 Arbeitstagen im Kalenderjahr aus
beruflichen Gründen nicht zum Wohnsitz in die Schweiz zurückgekehrt ist. Der deutsche
Arbeitgeber wird verpflichtet, die wegen der Lohnsteuerbegrenzung zu wenig erhobene
Lohnsteuer nachträglich einzubehalten. Die Verpflichtung zur Nachberechnung der
Lohnsteuer ist erforderlich, da eine Nachforderung durch das Finanzamt nicht auf Grund
eines Rechtsschutzabkommens mit der Schweizerischen Eidgenossenschaft verwirklicht
werden könnte. Sie ist dem Arbeitgeber zumutbar, weil in erster Linie er davon Kenntnis hat,
ob die Voraussetzung für den Wegfall des Grenzgängerstatus eingetreten ist. Absatz 4
bestimmt in Ergänzung zu den Regelungen im Einkommensteuerrecht, daß der in der Schweiz
tätige deutsche Grenzgänger seiner Einkommensteuererklärung die Bescheinigung des
schweizerischen Arbeitgebers über den Lohnausweis und über die in der Schweiz erhobene
Abzugssteuer beizufügen hat.
Zu Artikel 4
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des
Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Protokoll nach seinem Artikel
VII Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt Teil II bekanntzugeben.
Schlußbemerkung
Von der den Hauptgegenstand des Protokolls darstellenden neuen Grenzgängerregelung sind
derzeit etwa 40.000 in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Pendler, die in der
Schweiz arbeiten, sowie etwa 1.000 in der Schweiz wohnende Pendler mit Arbeitsplatz in der
Bundesrepublik Deutschland betroffen. Die Zahl der in der Bundesrepublik wohnenden
Pendler dürfte sich nach der Neuregelung um etwa 1.000 erhöhen. Durch das Protokoll
verzichtet die Bundesrepublik Deutschland mit der Neuregelung der Grenzgängerbesteuerung
einerseits in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Ländern oder den Gemeinden
zufließen. Die Mindereinnahmen, die durch die Anrechnung schweizerischer Abzugssteuer
auf die deutsche Einkommensteuer entstehen, werden zum Teil durch Mehreinnahmen
ausgeglichen, die dadurch entstehen, daß mehr deutsche Grenzgänger durch den Wegfall der
Grenzzone und der Verankerung der neuen 60-Tage-Regelung aus der schweizerischen in die
deutsche Besteuerung kommen. Insgesamt dürften die Neuregelung der
Grenzgängerbesteuerung und die Ergänzung bei der Vermögensteuer im Saldo zu jährlichen
Steuermindereinnahmen in der Größenordnung von 10 Mio. DM führen. Bei den geringen
Steuermindereinnahmen sind keine nennenswerten Auswirkungen auf das
gesamtwirtschaftliche Preisniveau und die Verbraucherpreise zu erwarten.

Protokoll
zu dem Abkommen vom 11. August 1971 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung von Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in der Fassung des Protokolls vom
17. Oktober 1989
Die Bundesrepublik Deutschland
und
die Schweizerische Eidgenossenschaft,



von dem Wunsch geleitet, das Abkommen vom 11. August 1971 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen in
der Fassung des Protokolls vom 17. Oktober 1989, im folgenden als "Abkommen" bezeichnet,
den veränderten Verhältnissen anzupassen,
haben folgendes vereinbart:

Artikel I
Artikel 15 des Abkommens wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 1 werden die Worte "Artikel 16 bis 19" durch die Worte "Artikel 15 a

bis 19" ersetzt.
2. Absatz 4 wird gestrichen.
3. Absatz 5 wird Absatz
4. In dem neuen Absatz 4 Satz 1 werden die Worte "des Absatzes 4" durch die

Worte "des Artikels 15a" ersetzt.

Artikel II
Nach Artikel 15 des Abkommens wird folgender Artikel 15 a eingefügt:
"(1) Ungeachtet des Artikels 15 können Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen,

die ein Grenzgänger aus unselbständiger Arbeit bezieht, in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem dieser ansässig ist. Zum Ausgleich kann der
Vertragstaat, in dem die Arbeit ausgeübt wird, von diesen Vergütungen eine
Steuer im Abzugsweg erheben. Diese Steuer darf 4,5 vom Hundert des
Bruttobetrages der Vergütungen nicht übersteigen, wenn die Ansässigkeit
durch eine amtliche Bescheinigung der zuständigen Finanzbehörde des
Vertragstaates, in dem der Steuerpflichtige ansässig ist, nachgewiesen wird.
Artikel 4 Absatz 4 bleibt vorbehalten.

(2) Grenzgänger im Sinne des Absatzes 1 ist jede in einem Vertragstaat ansässige
Person, die in dem anderen Vertragstaat ihren Arbeitsort hat und von dort
regelmäßig an ihren Wohnsitz zurückkehrt. Kehrt diese Person nicht jeweils
nach Arbeitsende an ihren Wohnsitz zurück, entfällt die
Grenzgängereigenschaft nur dann, wenn die Person bei einer Beschäftigung
während des gesamten Kalenderjahres an mehr als 60 Arbeitstagen auf Grund
ihrer Arbeitsausübung nicht an ihren Wohnsitz zurückkehrt.

(3) Der Vertragstaat, in dem der Grenzgänger ansässig ist, berücksichtigt die nach
Absatz 1 Satz 3 erhobene Steuer ungeachtet des Artikels 24 wie folgt:
a) in der Bundesrepublik Deutschland wird die Steuer entsprechend § 36

Einkommensteuergesetz unter Ausschluß von § 34c
Einkommensteuergesetz auf die deutsche Einkommensteuer angerechnet;
die Steuer wird auch bei der Festsetzung von Einkommensteuer-
Vorauszahlungen berücksichtigt;

b) in der Schweiz wird der Bruttobetrag der Vergütungen bei der Ermittlung
der Bemessungsgrundlage um ein Fünftel herabgesetzt.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten verständigen sich über die
weiteren Einzelheiten sowie die verfahrensmäßigen Voraussetzungen für die
Anwendung der vorstehenden Absätze. "

Artikel III
In Artikel 17 Absatz 2 des Abkommens sind nach dem Wort "Mitteln" die Worte "des Staates,
in dem der Künstler ansässig ist," einzufügen.

Artikel IV
In Artikel 19 Absatz 5 des Abkommens sind die Worte "Artikel 15 Absatz 4" durch die Worte
"Artikel 15 a" zu ersetzen.



Artikel V
In Artikel 24 des Abkommens wird in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a am Ende der
Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: "Dies gilt nicht für
Einkünfte aus einer stillen Beteiligung als Mitunternehmer an einem in der Schweiz
ansässigen Unternehmen, soweit die Schweiz diese Einkünfte nicht nach Artikel 7 besteuert. "

Artikel VI
In Artikel 27 des Abkommens ist in Absatz 1 nach Satz 1 folgender Satz einzufügen: "Dies
gilt auch für Auskünfte zur Feststellung der Voraussetzungen für die Besteuerung nach
Artikel 15 a. "

Artikel VII
(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden

sobald wie möglich in Bonn ausgetauscht.
(2) Das Protokoll tritt einen Monat nach Austausch der Ratifikationsurkunden in

Kraft und ist anzuwenden:
a) auf die nach Artikel 15 a im Abzugsweg erhobene Steuer auf nach dem 31.

Dezember 1993 zugeflossene Vergütungen;
b) auf die sonstigen für das Jahr 1994 und die folgenden Jahre erhobenen

Steuern.

Geschehen zu Bern am 21. Dezember 1992 in zwei Urschriften in deutscher Sprache.
Für die Bundesrepublik Deutschland Werner Graf von der Schulenburg
Für die Schweizerische Eidgenossenschaft R. Felber

Verhandlungsprotokoll vom 18. Dezember 1991
Im Bestreben, die Auslegung und Anwendung des mit dem heute paraphierten
Revisionsprotokoll in das Abkommen vom 11. August 1971 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Schweiz zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen aufgenommenen Artikels 15a sicherzustellen,
haben die zuständigen Behörden folgendes vereinbart:
I. Zu Artikel 15a Absatz 1 Satz 3:

Ein Muster einer Ansässigkeitsbescheinigung wird von den zuständigen
Behörden noch ausgearbeitet.

II. Zu Artikel 15a Absatz 2:
1. Die Annahme einer regelmäßigen Rückkehr an den Wohnsitz im Sinne des

Artikels 15a Absatz 2 Satz 1 wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß sich
die Arbeitsausübung bedingt durch betriebliche Umstände, wie z.B. bei
Schichtarbeitern oder Krankenhauspersonal mit Bereitschaftsdienst, über
mehrere Tage erstreckt.

2. Arbeitstage im Sinne dieser Regelung sind die in dem Arbeitsvertrag
vereinbarten Tage.

3. Ist ein Arbeitnehmer nicht während des gesamten Kalenderjahres in dem
anderen Staat beschäftigt, so sind die für die Grenzgängereigenschaft nicht
schädlichen Tage der Nichtrückkehr in der Weise zu berechnen, daß für
einen vollen Monat der Beschäftigung 5 Tage und für jede volle Woche der
Beschäftigung 1 Tag anzusetzen sind. Maßgebend für die Frage der
Grenzgängereigenschaft ist die Gesamtzahl der auf diese Weise errechneten
Tage.

4. Bei einem Teilzeitbeschäftigten, der stundenweise, aber an jedem
betriebsüblichen Arbeitstag im anderen Staat beschäftigt ist, ist für die
Frage der Grenzgängereigenschaft ebenfalls von 60 nicht schädlichen Tagen
der Nichtrückkehr auszugehen. Bei einem Teilzeitbeschäftigten, der nur



tageweise im anderen Staat beschäftigt ist, ist die Anzahl von 60
unschädlichen Tagen durch proportionale Kürzung im Verhältnis der
Arbeitstage herabzusetzen.

5. Die Bescheinigung des Arbeitgebers über die Tage der Nichtrückkehr ist mit
einem Sichtvermerk der für den Arbeitsort zuständigen Finanzbehörde zu
versehen. Dies schließt Ermittlungen der für den Wohnsitz zuständigen
Finanzbehörde nicht aus. Ein Muster wird von den zuständigen Behörden
noch ausgearbeitet.

III. Zu Artikel 15a Absatz 3:
Der Bruttobetrag der Vergütungen und die im Tätigkeitsstaat erhobene
Abzugssteuer sind für Zwecke der Berücksichtigung im Ansässigkeitsstaat
durch eine Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. Der Arbeitgeber ist
verpflichtet, diese Bescheinigung auf Verlangen des Arbeitnehmers
auszustellen.

Für die deutsche Delegation Dr. Manke
Für die schweizerische Delegation Lüthi
Denkschrift zum Protokoll

A.  Allgemeines
Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
besteht ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen vom 11. August 1971, das zuletzt am 17. Oktober 1989
durch ein Protokoll geändert wurde. Das Abkommen in der Fassung des Protokolls hat sich
im Grundsatz bewährt und als sichere steuerliche Grundlage für die Wirtschaftsbeziehungen
zwischen den beiden Staaten erwiesen. In neuerer Zeit sind jedoch bei der steuerlichen
Behandlung der Grenzgänger zunehmend Probleme aufgetreten. Diese ergeben sich aus einer
unterschiedlichen Auslegung des Grenzgängerbegriffs durch beide Staaten und führten zu
Versuchen deutscher Grenzgänger, durch entsprechende Gestaltung von der in der Regel
höheren deutschen in die niedrigere schweizerische Besteuerung zu wechseln. Das
vorliegende Protokoll dient daher vornehmlich dazu, die Rechtsunsicherheit bei der
Grenzgängerbesteuerung zu beheben. Zugleich soll es den Fiskalinteressen beider Staaten
gerecht werden. Das erste Ziel soll durch eine Neufassung des Grenzgängerbegriffs erreicht
werden. Das zweite Ziel wird durch eine Beteiligung des Tätigkeitsstaates am
Steueraufkommen erreicht, der allerdings eine Erweiterung des Besteuerungsrechts des
jeweiligen Wohnsitzstaates durch eine Neufestlegung des Grenzgängerbegriffs - Wegfall der
Grenzzone und Verankerung der neuen 60-Tage-Regelung - gegenübersteht. Mit der
Neuregelung soll weiterhin die Gleichmäßigkeit der Besteuerung im Wohnsitzstaat
sichergestellt werden. Der Nichtbesteuerung in beiden Staaten soll entgegengewirkt werden.
Die Neuregelung trägt damit zu größerer Steuergerechtigkeit bei.

B.  Zu den einzelnen Protokollregelungen

Artikel I
Durch diesen Artikel wird Artikel 15 des Abkommens geändert, in dessen Absatz 4 bislang
die steuerliche Behandlung der Grenzgänger geregelt ist; die Regelung befindet sich nun in
einem neuen Artikel 15a des Abkommens. Dies erfordert redaktionelle Änderungen des
Artikels 15 des Abkommens.

Artikel II
Dieser Artikel enthält die Neuregelung der Grenzgängerbesteuerung. In dem neuen Artikel
15a des Abkommens wird an dem Grundsatz der Besteuerung des Grenzgängers im



Wohnsitzstaat festgehalten. Der Tätigkeitsstaat kann aber künftig zum Ausgleich eine Steuer
im Abzugsweg in Höhe von bis zu 4,5 vom Hundert der Bruttovergütungen erheben. Die
Abzugssteuer wird bei einem deutschen Grenzgänger auf die (deutsche) Einkommensteuer -
wie deutsche Steuerabzugsbeträge - angerechnet. Die Neufassung des Grenzgängerbegriffs
bedeutet gegenüber dem bisherigen Recht:
- die bisherige 30 km-Grenzzone fällt fort;
- der Grenzgängerstatus hängt allein von der regelmäßigen Rückkehr an den

Wohnsitz im anderen Staat ab. Dabei bleibt eine Nichtrückkehr aus beruflichen
Gründen an höchstens 60 Arbeitstagen unbeachtlich;

- gelegentliche privat veranlaßte Übernachtungen im Tätigkeitsstaat haben
keinen Einfluß mehr auf den Grenzgängerstatus.

Durch ein Bescheinigungsverfahren, über das sich die zuständigen Behörden der
Vertragstaaten bereits verständigt haben, soll sichergestellt werden, daß die Nichtbesteuerung
von Grenzgängern in beiden Staaten in Zukunft ausgeschlossen ist.

Artikel III
Dieser Artikel hat die Besteuerung der Künstler und ähnlicher Personen zum Gegenstand.
Artikel 17 Absatz 1 des Abkommens ist unverändert geblieben, d. h. die Worte "ungeachtet
der Artikel 7, 14 und 15" sind nicht um "15a" ergänzt worden. Dies bedeutet, daß die
Grenzgängerregelung künftig auch bei angestellten Künstlern anwendbar ist, die nicht in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen, sondern in einem Arbeitsverhältnis zu
einem privaten Arbeitgeber (z.B. auch ein öffentlich geförderter Verein). Bislang gilt die
Grenzgängerbesteuerung nach Artikel 19 Abs. 5 i.V.m. Artikel 15 Abs. 4 des Abkommens
nur für öffentlich bedienstete Künstler. Durch die Neuregelung wird eine steuerliche
Gleichbehandlung unselbständig tätiger Künstler erreicht. In Artikel 17 Absatz 2 des
Abkommens wird verdeutlicht, daß der Tätigkeitsstaat bei Zuwendungen aus öffentlichen
Mitteln nur dann auf sein Besteuerungsrecht verzichten muß, wenn ein Künstler aus
öffentlichen Mitteln seines Wohnsitzstaates gefördert wird. Der bisherige Wortlaut läßt offen,
in welchem Staat die öffentliche Förderung erfolgen muß.

Artikel IV
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den neuen Artikel 15a des Abkommens.

Artikel V
In Artikel 24 des Abkommens wird für Einkünfte aus einer atypisch stillen Beteiligung an
einem schweizerischen Unternehmen klargestellt, daß die Doppelbesteuerung in der
Bundesrepublik Deutschland als Wohnsitzstaat durch Steuer-Anrechnung behoben wird.

Artikel VI
Die Ergänzung in Artikel 27 des Abkommens berechtigt die Vertragstaaten ausdrücklich, im
Rahmen des Informationsaustausches Auskünfte zur Feststellung der Voraussetzungen für die
Grenzgängerbesteuerung zu erteilen.

Artikel VII
Dieser Artikel regelt die Ratifikation, das Inkrafttreten und die erstmalige Anwendung des
Protokolls.

Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Nachlaß- und
Erbschaftssteuern



Datum: 30.11.1978

Fundstelle: BStBl 1980 I S. 243, BGBl. 1980 II S. 594

Jahr: 1978

Artikel 1
Dieses Abkommen gilt für Nachlässe von Erblassern, die im Zeitpunkt ihres Todes einen
Wohnsitz in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten hatten.

Artikel 2
(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Nachlaß-

und Erbschaftssteuern, die für Rechnung eines der beiden Vertragsstaaten, der
Länder, Kantone, Bezirke, Kreise, Gemeinden oder Gemeindeverbände (auch in
Form von Zuschlägen) erhoben werden.

(2) Als Nachlaß- und Erbschaftssteuern gelten alle Steuern, die von Todes wegen
als Nachlaßsteuern, Erbanfallsteuern, Abgaben vom Vermögensübergang oder
Steuern von Schenkungen auf den Todesfall erhoben werden.

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, gehören
a) in der Bundesrepublik Deutschland: die Erbschaftssteuer;
b) in der Schweiz: die von den Kantonen, Bezirken, Kreisen und Gemeinden

erhobenen Erbschaftssteuern (Erbanfall- und Nachlaßsteuern).
(4) Das Abkommen gilt auch für alle Nachlaß- und Erbschaftssteuern die nach der

Unterzeichnung dieses Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an
deren Stelle erhoben werden.

Artikel 3
(1) Im Sinne dieses Abkommens

a) bedeutet der Ausdruck "Bundesrepublik Deutschland", im geographischen
Sinne verwendet, das Gebiet des Geltungsbereichs des Grundgesetzes für
die Bundesrepublik Deutschland sowie das an die Hoheitsgewässer der
Bundesrepublik Deutschland angrenzende und steuerrechtlich als Inland
bezeichnete Gebiet, in dem die Bundesrepublik Deutschland in
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht ihre Rechte hinsichtlich des
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer Naturschätze
ausüben darf;

b) bedeutet der Ausdruck "Schweiz" die Schweizerische Eidgenossenschaft;
c) bedeuten die Ausdrücke "ein Vertragsstaat" und "der andere Vertragsstaat",

je nach dem Zusammenhang die Bundesrepublik Deutschland oder die
Schweiz;

d) bedeutet der Ausdruck "Staatsangehörige"
aa) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: Deutsche im Sinne des

Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland und juristische Personen, Personengesellschaften und
andere Personenvereinigungen, die nach dem in der Bundesrepublik
Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind;

bb) in bezug auf die Schweiz: natürliche Personen, die die schweizerische
Staatsangehörigkeit besitzen, und juristische Personen,
Personengesellschaften und andere Personenvereinigungen, die nach
dem in der Schweiz geltenden Recht errichtet worden sind;

e) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde"
aa) in der Bundesrepublik Deutschland: der Bundesminister der Finanzen;
bb) in der Schweiz: der Direktor der Eidgenössischen Steuerverwaltung oder

sein bevollmächtigter Vertreter.
(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der

Zusammenhang nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht



determinierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates
über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt.

Artikel 4
(1) Einen Wohnsitz im Sinne dieses Abkommens hatte der Erblasser

a) in der Bundesrepublik Deutschland, wenn er Inländer im Sinne des
Erbschaftsteuerrechts der Bundesrepublik Deutschland war;

b) in der Schweiz, wenn er dort im Sinne des schweizerischen
Erbschaftsteuerrechts Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt hatte oder wenn
dort der Erbgang zu eröffnen ist.

(2) Hatte nach Absatz 1 ein Erblasser in beiden Vertragsstaaten einen Wohnsitz, so
gilt folgendes:
a) Der Wohnsitz der Erblasser gilt als in dem Staat gelegen, in dem er über

eine ständige Wohnstätte verfügte. Verfügte er in beiden Staaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sein Wohnsitz als in dem Staat gelegen, zu dem
er die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hatte
(Mittelpunkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat der Erblasser den
Mittelpunkt seiner Lebensinteressen hatte, oder verfügte er in keinem der
Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sein Wohnsitz als in dem
Staat gelegen, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte.

c) Hatte der Erblasser seinen gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder
in keinem der Staaten, so gilt sein Wohnsitz als in dem Staat gelegen,
dessen Staatsangehöriger er war.

d) War der Erblasser Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der
Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten die Frage
in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Hatte ein Erblasser nach den Absätzen 1 und 2 seinen Wohnsitz in der Schweiz,
verfügte er aber im Zeitpunkt seines Todes seit mindestens fünf Jahren in der
Bundesrepublik Deutschland über eine ständige Wohnstätte, so kann das
Nachlaßvermögen ungeachtet der Artikel 5 bis 8 Absatz 1 nach dem Recht der
Bundesrepublik Deutschland besteuert werden. Die nach dem Abkommen in
der Schweiz zulässige Besteuerung bleibt unberührt. Artikel 10 Absatz 1 ist
entsprechend anzuwenden.

(4) Hatte ein Erblasser im Zeitpunkt seines Todes seinen Wohnsitz in der Schweiz
und hatte er vorher über eine ständige Wohnstätte in der Bundesrepublik
Deutschland verfügt, so kann das Nachlaßvermögen ungeachtet der Artikel 5
bis 8 Absatz 1 nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland besteuert
werden, wenn der Erblasser in den letzten zehn Jahren vor der Aufgabe seiner
letzten Wohnstätte in der Bundesrepublik Deutschland mindestens fünf Jahre
über eine solche Wohnstätte verfügt hatte und sein Tod in dem Jahr, in dem er
zuletzt über eine solche Wohnstätte verfügt hatte, oder in den folgenden fünf
Jahren eingetreten ist. Dies gilt nicht, wenn der Erblasser
a) in der Schweiz einen Wohnsitz begründet hatte

aa) wegen Aufnahme einer echten unselbständigen Tätigkeit in der Schweiz
für einen Arbeitgeber, an dem er über das Arbeitsverhältnis hinaus
weder unmittelbar noch mittelbar durch Beteiligung oder in anderer
Weise wirtschaftlich interessiert war, oder

bb) wegen Eheschließung mit einem schweizerischen Staatsangehörigen
oder

b) in dem Zeitpunkt, in dem er zuletzt über eine ständige Wohnstätte in der
Bundesrepublik Deutschland verfügt hatte, schweizerischer
Staatsangehöriger war.



Die nach dem Abkommen in der Schweiz zulässige Besteuerung bleibt
unberührt. Artikel 10 Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden.

(5) Als ständige Wohnstätte im Sinne dieses Artikels gelten nicht eine Wohnung
oder Räumlichkeiten, die Erholungs-, Kur-, Studien- oder Sportzwecken dienen
und nachweislich nur gelegentlich verwendet werden.

Artikel 5
(1) Unbewegliches Vermögen, das ein Erblasser, der im Zeitpunkt des Todes seinen

Wohnsitz in einem Vertragsstaat hatte, im anderen Vertragsstaat besaß, kann
im anderen Staat besteuert werden.

(2) Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" hat die Bedeutung, die ihm nach dem
Recht des Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck
umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende
und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für die
die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste
Vergütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und
Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für unbewegliches Vermögen eines
Unternehmens und für unbewegliches Vermögen, das der Ausübung eines
freien Berufs oder einer sonstigen selbständigen Tätigkeit ähnlicher Art dient.

Artikel 6
(1) Vermögen (ausgenommen das nach den Artikeln 5 und 7 zu behandelnde

Vermögen), das Betriebsvermögen einer Betriebstätte eines Unternehmens ist,
die ein Erblasser, der im Zeitpunkt des Todes seinen Wohnsitz in einem
Vertragsstaat hatte, im anderen Vertragsstaat hatte, kann im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Der Ausdruck "Betriebstätte" bedeutet eine feste Geschäftseinrichtung, in der
die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(3) Der Ausdruck "Betriebstätte" umfaßt insbesondere:
a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte und
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen.
(4) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre

Dauer zwölf Monate überschreitet.
(5) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als

Betriebstätten:
a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder

Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt werden;
b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die aus schließlich

zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung unter halten werden;
c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens die ausschließlich zu

dem Zweck unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet
oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder
Informationen zu beschaffen;



e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die
vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen;

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben a bis e genannten
Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich dar aus ergebende
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder
eine Hilfstätigkeit darstellt.

(6) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des
Absatzes 7 - für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat
die Vollmacht, im Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt
sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus so wird das Unternehmen ungeachtet der
Absätze 2 und 3 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der
Person für das Unternehmen ausgeübte Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei
denn diese Tätigkeiten beschränken sich auf die in Absatz 5 genannten
Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt,
diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte
machen.

(7) Ein Unternehmen eines Vertragsstaats wird nicht schon deshalb so behandelt
als habe es eine Betriebstätte in dem anderen Vertragsstaat, weil es dort seine
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen
Geschäftstätigkeit handeln.

(8) Vermögen (ausgenommen das nach Artikel 5 zu behandelnde Vermögen), das zu
einer der Ausübung eines freien Berufs oder einer sonstigen selbständigen
Tätigkeit ähnlicher Art dienenden festen Einrichtung gehört, die ein Erblasser,
der im Zeitpunkt des Todes seinen Wohnsitz in einem Vertragsstaat hatte, im
anderen Vertragsstaat hatte, kann im anderen Staat besteuert werden.

(9) Dieser Artikel gilt auch für Beteiligungen an Personengesellschaften. Er
erstreckt sich auch auf Darlehensforderungen, die dem Gesellschafter
gegenüber der Gesellschaft zustehen, und auf Wirtschaftsgüter, die der
Gesellschaft von dem Gesellschafter überlassen worden sind sofern diese
Gegenstände nach dem Recht des Vertragsstaats, in dem sich die Betriebstätte
befindet, dem Betriebsvermögen der Betriebstätte zugerechnet werden.

Artikel 7
Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr und der Binnenschiffahrt dienende
Schiffe, die von einem Unternehmen betrieben werden, das einem Erblasser gehörte, der im
Zeitpunkt des Todes seinen Wohnsitz in einem Vertragsstaat hatte, und bewegliches
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können im anderen
Vertragsstaat besteuert werden, wenn sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des
Unternehmens im anderen Staat befindet.

Artikel 8
(1) Das nicht nach den Artikeln 5 bis 7 zu behandelnde Vermögen kann nur in

dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Erblasser im Zeitpunkt des
Todes seinen Wohnsitz hatte.

(2) Ungeachtet der Artikel 5 bis 7 und Absatz 1 dieses Artikels kann das
Nachlaßvermögen nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland besteuert
werden, wenn der Erwerber im Zeitpunkt des Todes des Erblassers in der
Bundesrepublik Deutschland über eine ständige Wohnstätte verfügte oder dort
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Die nach dem Abkommen in der Schweiz
zulässige Besteuerung bleibt unberührt. Die Artikel 4 Absatz 5 und 10 Absatz 1
sind entsprechend anzuwenden. Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht,



wenn im Zeitpunkt des Todes des Erblassers dieser und der Erwerber
schweizerische Staatsangehörige waren.

Artikel 9
(1) Schulden, die mit einem bestimmten Vermögensgegenstand in wirtschaftlichem

Zusammenhang stehen, werden vom Wert dieses Vermögens abgezogen.
(2) Die anderen Schulden werden vom Wert des Vermögens abgezogen, das nur in

dem Vertragsstaat besteuert werden kann, in dem der Erblasser seinen
Wohnsitz hatte. Diese Schulden werden bei der Anwendung des Artikels 4
Absätze 3 und 4 und des Artikels 8 Absatz 2 auch in der Bundesrepublik
Deutschland abgezogen, wenn der Erblasser bzw. der Erwerber Inländer im
Sinne des Erbschaftsteuerrechts der Bundesrepublik Deutschland waren. War
der Erblasser nicht Inländer und besteuert die Bundesrepublik Deutschland
nach Artikel 4 Absatz 4 Vermögen, das nach Artikel 8 Absatz 1 nur in der
Schweiz besteuert werden kann, so wird vom Wert dieses Vermögens der Teil
der nach diesem Absatz von der Schweiz zu berücksichtigenden Schulden
abgezogen, der dem Verhältnis dieses Vermögens nach Berücksichtigung eines
Schuldenausgleichs nach Absatz 3 zum gesamten Rohvermögen nach Abzug der
unter Absatz 1 fallenden Schulden entspricht.

(3) Übersteigt eine Schuld den Wert des Vermögens, von dem sie in einem
Vertragsstaat nach den Absätzen 1 und 2 abzuziehen ist, so wird der
übersteigende Betrag vorn Wert des übrigen Vermögens, das in diesem Staat
besteuert werden kann, abgezogen.

(4) Verbleibt nach den Abzügen, die auf Grund der vorstehenden Absätze
vorzunehmen sind, ein Schuldenrest, wo wird dieser vom Wert des Vermögens,
das im anderen Vertragsstaat besteuert werden kann, abgezogen.

(5) Die vorstehenden Bestimmungen über den Schuldenabzug gelten sinngemäß
auch für den Abzug der Vermächtnisse.

Artikel 10
(1) Hatte der Erblasser im Zeitpunkt des Todes seinen Wohnsitz in der

Bundesrepublik Deutschland, so wird die Doppelbesteuerung wie folgt
vermieden:
a) Die Bundesrepublik Deutschland nimmt in der Schweiz gelegenes

unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 5 Absatz 2 von der
Besteuerung aus, wenn der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes
schweizerischer Staatsangehöriger war. Sie kann aber bei der Festsetzung
der Steuer für das Vermögen, für das sie das Besteuerungsrecht behält, den
Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn das unbewegliche
Vermögen nicht von der Besteuerung ausgenommen wäre.

b) Soweit Buchstabe a nicht anzuwenden ist, rechnet die Bundesrepublik
Deutschland nach Maßgabe der Vorschriften des deutschen Rechts über die
Anrechnung ausländischer Steuern auf die nach ihrem Recht festgesetzte
Steuer die Steuer an, die in der Schweiz für das Vermögen gezahlt wird, das
nach dem Abkommen in der Schweiz besteuert werden kann. Der
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung
ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf das Vermögen entfällt, das in
der Schweiz besteuert werden kann.

(2) Hatte der Erblasser im Zeitpunkt des Todes seinen Wohnsitz in der Schweiz, so
wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:
Die Schweiz nimmt das Vermögen, das nach den Artikeln 5, 6 und 7 in der
Bundesrepublik Deutschland besteuert werden kann, von der Besteuerung aus.
Sie kann aber bei der Festsetzung der Steuer für das Vermögen, für das sie das



Besteuerungsrecht behält, den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre,
wenn das betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung ausgenommen wäre.

Artikel 11
(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat

weder einer Besteuerung noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung
unterworfen werden, die anders oder belastender sind als die Besteuerung und
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen
des anderen Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder
unterworfen werden können.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragstaats
im anderen Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein, als
die Besteuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche
Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie
einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen
Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des
Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die er den in seinem
Gebiet ansässigen Personen gewährt.

(3) Die Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise,
unmittelbar oder mittelbar, einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person
oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen
im erstgenannten Vertragsstaat weder einer Besteuerung noch einer damit
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder
belastender sind als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten
Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können.

(4) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck "Besteuerung" Steuern jeder Art und
Bezeichnung.

Artikel 12
(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines Vertragsstaats oder

beider Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden,
die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem
innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der
zuständigen Behörde eines der beiden Staaten unterbreiten.

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst
nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des
anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen,
Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des
Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie
können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. Dies
gilt auch für die Besteuerung von Schenkungen und Zweckzuwendungen unter
Lebenden.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer
Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander
verkehren. Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die Herbeiführung
der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaustausch in einer
Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen
Behörden der Vertragsstaaten besteht.



Artikel 13
(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können auf Verlangen diejenigen

(gemäß den Steuergesetzgebungen der beiden Staaten im Rahmen der normalen
Verwaltungspraxis erhältlichen) Auskünfte austauschen, die notwendig sind für
eine richtige Durchführung dieses Abkommens. Jede auf diese Weise
ausgetauschte Auskunft soll geheimgehalten und niemandem zugänglich
gemacht werden, der sich nicht mit der Veranlagung, der Erhebung, der
Rechtsprechung oder der Strafverfolgung hinsichtlich der unter dieses
Abkommen fallenden Steuern befaßt. Auskünfte, die irgendein Handels- oder
Bank-, gewerbliches oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren
offenbaren würden, dürfen nicht ausgetauscht werden.

(2) Die Bestimmungen dieses Artikels dürfen auf keinen Fall dahin ausgelegt
werden, daß sie einem der Vertragsstaaten die Verpflichtung auferlegen,
Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von seinen eigenen Vorschriften
oder von seiner Verwaltungspraxis abweichen oder die seiner Souveränität,
seiner Sicherheit, seinen allgemeinen Interessen oder dem Ordre public
widersprechen, oder Angaben zu vermitteln, die nicht auf Grund seiner eigenen
und auf Grund der Gesetzgebung des ersuchenden Staates beschafft werden
können.

Artikel 14
Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern einer
diplomatischen Mission oder konsularischen Vertretung oder ihren Familienangehörigen nach
den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer Vereinbarungen
zustehen. Soweit eine Nachlaß- oder Erbschaftssteuer wegen dieser Vorrechte im
Empfangsstaat nicht erhoben werden kann, steht das Besteuerungsrecht dem Entsendestaat
zu.

Artikel 15
Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 15. Juli 1931 zwischen
dem Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern und der Erbschaftssteuern in der zur
Zeit gültigen Fassung außer Kraft. Es findet nicht mehr Anwendung auf Nachlässe, auf die
dieses Abkommen nach Artikel 17 Absatz 2 anzuwenden ist.

Artikel 16
Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt.

Artikel 17
(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so

bald wie möglich in Bern ausgetauscht.
(2) Das Abkommen tritt am 30. Tag nach dem Tag in Kraft (das DBA ist am

28.09.80 in Kraft getreten, BGBl. 1980 II S. 1341), an dem die
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. Seine Bestimmungen finden auf
Nachlässe von Personen Anwendung, die an oder nach diesem Tag sterben.

Artikel 18
Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem der Vertragsstaaten gekündigt
worden ist. Jeder Vertragsstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Weg unter
Einhaltung einer Frist von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres,
frühestens zum Ende des Jahres 1983, kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen nicht



mehr auf Nachlässe von Personen Anwendung, die nach Ablauf des Kalenderjahres
verstorben sind, zu dessen Ende das Abkommen gekündigt worden ist.

Finanzministerium Baden-Württemberg
Erlaß S-3806 - 679/56

Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Erbschaftssteuern im
Verhältnis zu einzelnen Kantonen der Schweiz
(Gegenseitigkeitserklärungen)
Datum: 09.08.1960

Fundstelle: ErbStK 1974 Teil I § 13/1/16 u. 17 ErbStG K 1
Inhaltlich entsprechende Verwaltungsanweisungen liegen vor: Niedersachsen(ND)
Jahr: 1960, 1974

Gesetz: ErbStG 13/1/16, ErbStG 13/1/17
Nach einem Schreiben des Herrn Bundesministers der Finanzen vom 19. Juli 1960 - IV B/5 -
S-1301 - Schweiz - 82/60 - an das Auswärtige Amt haben die Regierungen der folgenden
weiteren Kantone der Schweiz bestätigt, daß die seinerzeit zwischen ihnen und dem
Reichsminister der Finanzen ausgetauschten Gegenseitigkeitserklärungen nach wie vor in
Kraft sind und von ihnen angewendet werden:
Kanton Waadt Gegenseitigkeitserklärungen vom 24.11.1926 / 14.8.1930
Kanton Wallis 10.06.1931 / 9.7.1931
Kanton Thurgau 04.05.1934 / 12.6.1934.
Bibliographie der inhaltlich entsprechenden Verwaltungsanweisungen:
ND S-3805 - 6 - 31 3 vom 30.07.1960 OFD Hannover S-3812 - 2 StO 412 / 3 StH 432 vom
27.11.1981 ErbStK 1974 § 13/1/16 ErbStG K 2 Nr. 2
Finanzministerium Baden-Württemberg
Erlaß S-3806 - 679/56 Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Erbschaftssteuern im
Verhältnis zu einzelnen Kantonen der Schweiz (Gegenseitigkeitserklärungen)

Datum: 15.01.1959

Fundstelle: ErbStK 1974 Teil I § 13/1/16 u. 17 ErbStG K 1
Inhaltlich entsprechende Verwaltungsanweisungen liegen vor:
Niedersachsen (ND), Bayern (BY)
Jahr: 1959, 1974

Gesetz: ErbStG 13/1/16, ErbStG 13/1/17
In den Jahren 1926, 1927 und 1928 sind zwischen dem Reichsminister der Finanzen und
einzelnen Kantonen der Schweiz Gegenseitigkeitserklärungen zu § 18 Abs. 1 Nrn. 18 und 19
des ErbStG vom 22. August 1925 (RGBl I S. 320) abgegeben worden. In diesen
Gegenseitigkeitserklärungen wird im Ergebnis zugesichert, daß für Zuwendungen, für die
nach deutschem Recht gemäß § 18 Abs. 1 Nrn. 18 und 19 ErbStG a.F. (§ 13 Abs. 1 Nr. 16
und 17 ErbStG) oder auf Grund ähnlicher Vorschriften nach Schweizer Kantonalrecht eine
Erbschaftssteuer oder Schenkungssteuer zu erheben wäre, von der Besteuerung abgesehen
wird. Es ist die Frage aufgeworfen worden, ob diese Gegenseitigkeitserklärungen noch in
Kraft sind. Der Herr Bundesminister der Finanzen hat im Einvernehmen mit den Herren
Finanzministern (Finanzsenatoren) der Länder in einem Schreiben vom 12.12.1958 - IV B/5 -
S-1301 - Schweiz - 55/58 - an das Auswärtige Amt hierzu wie folgt Stellung genommen: Die
Regierungen folgender Kantone der Schweiz haben bestätigt, daß die seinerzeit zwischen



ihnen und dem Reichsminister der Finanzen ausgetauschten Gegenseitigkeitserklärungen
nach wie vor in Kraft sind und von ihnen angewendet werden:
Kanton Appenzell-Innerhoden Gegenseitigkeitserklärungen vom 24.11.26 / 16.4.1927
Kanton Uri 24.11.1926 / 23.4.1927
Kanton Appenzell-Ausserhoden 24.11.1926 / 18.6.1927
Kanton Nidwalden 24.11.1926 / 30.7.1927
Kanton Basel-Stadt 24.11.1926 / 3.4.1928
Kanton St. Gallen 24.11.1926 / 7.8.1928
Kanton Solothurn 24.11.1926 / 13.11.1928
Kanton Zug 24.11.1926 / 13.10.1928
Kanton Neuenburg 24.11.1926 / 30.3.1928
Ich bitte, den Regierungen der genannten Kantone auf diplomatischem Wege mitteilen zu
lassen, daß auch die entsprechenden deutschen Gegenseitgkeitserklärungen nach wie vor in
Kraft sind und in der Bundesrepublik, soweit die in den Gegenseitigkeitserklärungen
genannten Zuwendungen nicht bereits unmittelbar auf Grund des deutschen
Erbschaftsteuergesetzes (ErbStG) befreit sind, angewendet werden. Die seit dem 1. Januar
1955 geltende Fassung der von den Gegenseitigkeitserklärungen betroffenen deutschen
Vorschriften des § 18 Abs. 1 Nrn. 18 und 19 ErbStG (§ 13 Abs. 1 Nr. 16 und 17 ErbStG)
haben folgenden Wortlaut: "Steuerfrei bleiben außerdem 18. Zuwendungen
a) an inländische Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts oder an

inländische jüdische Kultusgemeinden
b) an inländische Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen,

die nach Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfassung und nach ihrer
tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar kirchlichen,
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen; 19. Zuwendungen, die
ausschließlich kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken gewidmet
sind, sofern die Verwendung zu dem bestimmten Zweck gesichert ist. "
Während Zuwendungen, die ausschließlich kirchlichen, gemeinnützigen oder
mildtätigen Zwecken in den vorgenannten Kantonen der Schweiz gewidmet
sind, seit der Neufassung des § 18 Abs. 1 Nr. 19 ErbStG a.F. (§ 13 Abs. 1 Nr. 16
und 17 ErbStG) bereits auf Grund dieser Vorschrift von der deutschen
Erbschaftssteuer befreit sind, werden sonstige Zuwendungen an
Religionsgesellschaften und Körperschaften in den vorgenannten Kantonen der
Schweiz, die den in § 18 Abs. 1 Nr. 18 Buchst. a und b ErbStG a.F. (§ 13 Abs. 1
Nr. 16 und 17 ErbStG) aufgeführten begünstigten inländischen Institutionen in
sachlicher Hinsicht entsprechen nach wie vor auf Grund der genannten
Gegenseitigkeitserklärungen von der deutschen Erbschaftssteuer befreit.

Bibliographie der inhaltlich entsprechenden Verwaltungsanweisungen:
ND S-3805 - 6 - 31 3 vom 14.01.1959 OFD Hannover
S-3812 - 2 StO 412 / 3 StH 432 vom 27.11.1981 ErbStK 1974 § 13/1/16 ErbStG K 2 Nr. 1
BY OFD München S-3930 - 1/5 St 334 vom 01.12.1983 ErbStK 1974 § 13/1/16 ErbStG
Karte 1
OFD Nürnberg S-3930 -3/St 34 vom 06.09.1983

Bundesministerium der Finanzen Bonn, 20. Mai 1997
IV C 6 - S 1301 Schz - 26/97

Oberste Finanzbehörden der Länder



nachrichtlich:
Vertretungen der Länder beim Bund
Bundesamt für Finanzen

Doppelbesteuerung
Deutsch-schweizerisches Doppelbesteuerungsabkommen vom 11. August 1971 (DBA-
Schweiz); Abfindungen an Arbeitnehmer für das vorzeitige Ausscheiden aus dem Dienst
Mein Schreiben vom 13. Oktober 1992-IV C 6-S 1301 Schz-101/92-;
Erörterung in der Sitzung ASt l/97 zu TOP 3.2
Mit dem Bezugsschreiben ist folgende Verständigungsvereinbarung mit der Eidgenössischen
Steuerverwaltung zu der Frage des Besteuerungsrechts bei Abfindungen an Arbeitnehmer
bekanntgegeben worden:
"Bei der steuerlichen Behandlung von Arbeitnehmer-Abfindungen nach dem DBA-Schweiz
kommt es darauf an, welchen Charakter eine Abfindung hat. Ist einer Abfindung
Versorgungscharakter beizumessen - z. B. wenn laufende Pensionszahlungen kapitalisiert in
einem Beitrag ausgezahlt werden -, steht das Besteuerungsrecht entsprechend Art. 18 des
Abkommens dem Wohnsitzstaat zu. Dagegen hat der frühere Tätigkeitsstaat das
Besteuerungsrecht, sofern es sich bei der Abfindung um Lohn- oder Gehaltsnachzahlungen
oder Tantiemen aus dem früheren Arbeitsverhältnis handelt oder die Abfindung allgemein für
das vorzeitige Ausscheiden aus dem Dienst gewährt wird. Für den Fall, daß der Arbeitnehmer
in der Zeit vor dem Ausscheiden aus dem Dienst auch teils in dem Staat, in dem er ansässig
ist, tätig war, ist die Abfindung zeitanteilig entsprechend der Besteuerungszuordnung der
Vergütungen aufzuteilen."
Sofern sich aus dem BFH-Urteil vom 10. Juli 1996 - I R 83/95 - (BStBI II 1997 S. 341) zu
Abfindungen für das vorzeitige Ausscheiden aus dem Dienst etwas anderes ergeben sollte, ist
das Urteil in Schweiz-Fällen nicht anzuwenden. Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der
Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder in der Sitzung ASt l/97 zu TOP 3.2
wird an der genannten Verständigungsvereinbarung festgehalten.
Im Auftrag
Dr. Kieschke

Bekanntmachung über das Inkrafttreten des deutsch-dänischen
Steuerabkommens (BGBI 11 S. 728 vom 2. April 1997)

Vom 17. Februar 1997

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 31. Oktober 1996 zu dem Abkommen vom 22.
November 1995 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Dänemark
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen sowie bei den Nachlaß-, Erbschaft- und Schenkungssteuern und zur
Beistandsleistung in Steuersachen (Deutsch-dänisches Steuerabkommen)-BGBI. 1996 11 S.
2565 -wird bekanntgemacht, daß das Abkommen nach seinem Artikel 49 Abs. 2 sowie das
zugehörige Protokoll vom selben Tag
am 25. Dezember 1996 in Kraft getreten sind.
Die Ratifikationsurkunden sind in Kopenhagen am 25. November 1996 ausgetauscht worden.

Bonn, den 17. Februar 1997
Auswärtiges Amt
Im Auftrag
Dr. Hilger



Bundesministerium der Finanzen Bonn, 30. Juni 1997
IV C 6 - S 1301 Schz - 34/97

Oberste Finanzbehörden der Länder

nachrichtlich:
Bundesamt für Finanzen

Doppelbesteuerung
Deutsch-schweizerisches Doppelbesteuerungsabkommen vom 11. August 1971 (DBA);
Schweizerische Fristenregelung bei Anträgen auf Einleitung von Verständigungsverfahren
Mein Schreiben vom 13. November 1987-IV C 6-S 1301 Schz-153/87-
1 Anlage
Zur Anwendung meines in der Anlage beigefügten Schreibens vom 13. November 1987 hat
die Eidgenössische Steuerverwaltung wegen Änderung der schweizerischen Fristenregelung
folgendes mitgeteilt:
"Im Unterschied zu dem bis Ende 1994 anwendbaren Beschluß über die direkte Bundessteuer
enthält das am 1. Januar 1995 in Kraft getretene Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer
(DBG) eine ausdrückliche Bestimmung über die Revision von in Rechtskraft erwachsenen
Steuerveranlagungen. Danach muß das Revisionsbegehren spätestens innert zehn Jahren nach
Eröffnung der Verfügung oder des Entscheides eingereicht werden (Art. 148 DBG). Da eine
Verständigungsvereinbarung aufgrund der Rechtsprechung des Schweizerischen
Bundesgerichts einem bundesrechtlichen Revisionsgrund gleichgestellt wird, ist diese Frist
auch für das Verständigungsverfahren maßgebend.
Das Steuerharmonisierungsgesetz enthält in Artikel 51 Absatz 3 eine gleichlautende
Regelung. Da die Kantone verpflichtet sind, die Bestimmungen des
Steuerharmonisierungsgesetzes spätestens bis zum 31. Dezember 2000 in den kantonalen
Steuergesetzen zu berücksichtigen, kann davon ausgegangen werden, daß ab dem Jahr 2001
sowohl für den Bund wie für die Kantone die gleichen Fristen Anwendung finden werden.
Für die Übergangszeit gilt es zu beachten, daß eine nach dem alten Recht abgelaufene
Revisionsfrist unter der DBG-Regelung nicht wieder aufleben kann. Liegt dem
Verständigungsverfahren daher eine Steuerveranlagung zugrunde, die mehr als 5 Jahre vor
Inkrafttreten des DBG rechtskräftig geworden ist, so kann eine Berichtigung der Veranlagung
nicht mehr vorgenommen werden."
Zur Fristenregelung in der Übergangszeit ist daher das Bezugsschreiben vom 13. November
1987 weiterhin zu beachten. Allerdings weise ich darauf hin, daß hinsichtlich des Fristablaufs
auch bei Antragstellung in Deutschland auf den Eingang des Antrags auf Einleitung eines
Verständigungsverfahrens bei dem für die Besteuerung des Abkommensberechtigten örtlich
zuständigen Finanzamt oder beim Bundesministerium der Finanzen abgestellt wird.
Im Auftrag
Dr. Kieschke

Der Bundesminister der Finanzen Bonn, 13. November 1987
IV C 6 - S 1301 Schz - 153/87
Anlage

Finanzminister (-senatoren) der Länder



Vertretungen der Länder beim Bund
Bundesamt für Finanzen

Betr.: Deutsch-schweizerisches Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von
1971-DBA 1971-; hier: Schweizerische Fristenregelung bei Anträgen auf Einleitung von
Verständigungsverfahren
Die Eidgenössische Steuerverwaltung hält die Änderung einer abkommenswidrigen zu hohen
schweizerischen Besteuerung nur dann für zulässig, wenn die sog. absolute Verjährung nach
schweizerischem Recht noch nicht eingetreten ist. Zur Vermeidung von Nachteilen halte ich
es für angezeigt, auf diese schweizerische Praxis hinzuweisen. Im wesentlichen stellt sich die
Rechtslage aus schweizerischer Sicht wie folgt dar:
Nach schweizerischem Recht können Veranlagungsverfügungen, die rechtskräftig geworden
sind, nur bei Vorliegen eines gesetzlichen oder nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung
gegebenen Revisionsgrundes geändert werden. Rechtskräftig ist eine Veranlagungsverfügung
dann, wenn nach deren Mitteilung die Einsprachefrist ungenutzt abgelaufen oder das
Einsprache- bzw. Rechtsmittelverfahren beendet ist.
Obwohl die schweizerische Gesetzgebung eine in einem Verständigungsverfahren erzielte
Lösung nicht als Revisionsgrund aufführt, wird sie nach ständiger Praxis der schweizerischen
Steuerbehörden einem Revisionsgrund gleichgestellt. Dadurch wird die Möglichkeit
geschaffen, rechtskräftige Veranlagungsverfügungen im Sinne der Verständigungslösung zu
ändern. Die Revision einer rechtskräftigen Veranlagung ist jedoch in entsprechender
Anwendung der Verjährungsfrist für die Erstattung von Steuern des Bundes und der Kantone
auf fünf Jahre begrenzt. Der Fristenlauf beginnt nach ständiger Praxis mit dem Zeitpunkt der
Rechtskraft der Veranlagungsverfügung. Im Zeitpunkt der Einreichung des Gesuchs um
Einleitung eines Verständigungsverfahrens darf die Frist noch nicht abgelaufen sein. Zu
beachten ist dabei, daß die Veranlagungen zur Gemeinde-, Staats- und direkten Bundessteuer
zu unterschiedlichen Zeitpunkten rechtskräftig werden können. Dies ist darauf
zurückzuführen, daß die Gemeinde- und Staatssteuer einerseits und die direkte Bundessteuer
andererseits in getrennten Steuerbescheiden festgesetzt werden und zu unterschiedlichen
Zeitpunkten nach Eröffnung der Steuerbescheide rechtskräftig werden. Bei der direkten
Bundessteuer tritt die Rechtskraft 30 Tage nach Eröffnung ein. Bei den Gemeinde- und
Staatssteuern sind die Fristen unterschiedlich geregelt.
Da die Einleitungsanträge von in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Personen
grundsätzlich beim Bundesminister der Finanzen gestellt werden müssen, bitte ich, darauf zu
achten, die Anträge so rechtzeitig zu stellen, daß mein Einleitungsschreiben nach Prüfung der
Sach- und Rechtslage rechtzeitig bei der Eidgenössischen Steuerverwaltung eingehen kann.
Wird der Antrag von Steuerpflichtigen bei den für die Besteuerung zuständigen
Landesfinanzbehörden gestellt, bitte ich gleichfalls, auf die Einhaltung der Fristen zu achten.
Bei in der Schweiz ansässigen Personen wird hinsichtlich des Fristablaufs auf den Eingang
des Antrags auf Einleitung eines Verständigungsverfahrens bei der zuständigen kantonalen
Steuerbehörde oder bei der Eidgenössischen Steuerverwaltung in Bern abgestellt.
Im Auftrag
Dr. Manke

Bundesministerium der Finanzen Bonn, 7. Juli 1997
IV C 6 - S 1301 Schz - 37/97

Oberste Finanzbehörden der Länder



nachrichtlich:
Bundesamt für Finanzen

Deutsch-schweizerisches Doppelbesteuerungsabkommen vom 11. August 1971 (DBA);
Grenzgängerbesteuerung, leitende Angestellte, Arbeitnehmer mit Drittstaateneinkünften
Meine Schreiben vom 18. Dezember 1985-IV C 6-S 1301 Schz-138/85- und vom 19.
September 1994-IV C 6-S 1301 Schz-60/94-(BStBI I S. 683)
Gestützt auf Artikel 26 Abs. 3 DBA haben die zuständigen Behörden folgende
Verständigungsvereinbarungen getroffen:
1. Grenzgängerbesteuerung

- Einführungsschreiben vom 19. September 1994-
a) Die Randziffern (Rz.) 11 und 12 des Einführungsschreibens werden wie folgt

gefaßt (Ergänzungen sind unterstrichen):
Rz. 11:
Als Nichtrückkehrtage kommen nur Arbeitstage, die im persönlichen
Arbeitsvertrag des Arbeitnehmers erfaßt sind, in Betracht.
Samstage, Sonn- und Feiertage können daher nur in Ausnahmefällen zu
den maßgeblichen Arbeitstagen zählen. Dies käme z. B. in Frage, wenn der
Arbeitgeber die Arbeit an diesen Tagen ausdrücklich anordnet und hieran
anknüpfend in der Regel entweder Freizeitausgleich oder zusätzliche
Bezahlung dafür gewährt. Trägt der Arbeitgeber die Reisekosten, so werden
bei mehrtägigen Geschäftsreisen alle Wochenend- und Feiertage als
Nichtrückkehrtage angesehen.
Rz. 12:
Ein Nichtrückkehrtag ist nicht schon deshalb anzunehmen, weil sich die
Arbeitszeit des einzelnen an seinem Arbeitsort entweder bedingt durch die
Anfangszeiten oder durch die Dauer der Arbeitszeit über mehr als einen
Kalendertag erstreckt. So sind Schichtarbeiter, Personal mit Nachtdiensten
und Krankenhauspersonal mit Bereitschaftsdienst nicht schon aufgrund
ihrer spezifischen Arbeitszeiten von der Grenzgängerregelung
ausgeschlossen (Verhandlungsprotokoll, Tz. Il Nr. 1). Bei den im
Verhandlungsprotokoll aufgelisteten Berufsgruppen handelt es sich jedoch
um keine abschließende Aufzählung. Als Arbeitsausübung im Sinne der Tz.
Il Nr. 1 des Verhandlungsprotokolls sind daher allgemein alle Zeiten
anzusehen, für die aufgrund des Arbeitsverhältnisses eine Verpflichtung des
Arbeitnehmers zur Anwesenheit am Arbeitsort besteht. Kurzfristige
Arbeitszeitunterbrechungen von weniger als vier Stunden beenden den
Arbeitstag nicht.

b) Nach Rz. 38 wird folgende neue Rz. 38 a mit der Überschrift “Bordpersonal”
eingefügt:
Rz 38 a:
Bei den unter Artikel 15 Abs. 3 DBA fallenden Arbeitnehmern an Bord von
Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr ist Artikel 15 a
DBA nicht anzuwenden.

2. Leitende Angestellte von Kapitalgesellschaften (Art. 15 Abs. 4 DBA)
a) Begriff

Es besteht Einvernehmen, daß zu den in Artikel 15 Abs. 4 DBA genannten
Direktoren auch stellvertretende Direktoren oder Vizedirektoren und
Generaldirektoren gehören. In der Regel sind die in Artikel 15 Abs. 4 DBA
genannten Personenkategorien im Handelsregister eingetragen. Da das
schweizerische wie auch das deutsche Recht die Eintragung der Vertretung
im Handelsregister nicht zwingend vorschreibt, ist Artikel 15 Abs. 4 DBA
nicht nur auf Personen anwendbar, die im Handelsregister namentlich



eingetragen sind. Bei nicht im Handelsregister eingetragenen Personen wird
aber verlangt, daß sie entweder die Prokura oder weitergehende
Vertretungsbefugnisse, wie z. B. die Zeichnungsberechtigung, haben. In
diesem Fall hat der leitende Angestellte eine Bestätigung seines
Arbeitgebers über seine Vertretungsbefugnisse vorzulegen.

b) Besteuerung im Staat des Arbeitgebers
Für Einkünfte leitender Angestellter von Kapitalgesellschaften, die keine
Grenzgänger im Sinne von Art. 15 a DBA sind, hat der Staat der
Ansässigkeit des Arbeitgebers (Kapitalgesellschaft) nach Art. 15 Abs. 4 DBA
auch insoweit ein Besteuerungsrecht, als die Einkünfte auf Tätigkeiten im
Staat der Ansässigkeit des leitenden Angestellten und in Drittstaaten
entfallen. Dies folgt aus Sinn und Wortlaut des Artikel 15 Abs. 4 DBA,
wonach dem Staat der Ansässigkeit des Arbeitgebers das Besteuerungsrecht
für sämtliche Erwerbseinkünfte aus dieser leitenden Tätigkeit zusteht,
sofern die Tätigkeit des leitenden Angestellten nicht so abgegrenzt ist, daß
sie lediglich Aufgaben außerhalb des Staates der Ansässigkeit des
Arbeitgebers umfaßt. Das Besteuerungsrecht des Staates der Ansässigkeit
des leitenden Angestellten bleibt unberührt.

c) Vermeidung der Doppelbesteuerung in Deutschland
Bei leitenden Angestellten von schweizerischen Kapitalgesellschaften ist
eine Doppelbesteuerung bei Einkünften, die durch Tätigkeiten in der
Schweiz erzielt werden, in Deutschland als Ansässigkeitsstaat durch
Steuerfreistellung zu beseitigen. Demgegenüber kann eine
Doppelbesteuerung bei Einkünften aus Inlands- oder
Drittstaatentätigkeiten nach dem eindeutigen Wortlaut in Art. 24 Abs. 1 Nr.
1 d DBA nur durch Anrechnung der schweizerischen Steuern vermieden
werden. Die bisher angewandte Befreiungsmethode ist ab dem
Veranlagungszeitraum 1996 nicht mehr anzuwenden. Die schweizerische
Seite kann sich dieser Auffassung nicht anschließen und behält sich vor,
die Frage bei einer Abkommensrevision erneut anzusprechen.

d) Sogenannte Management-Dienstleistungsverträge
Die Erörterungen mit der Eidgenössischen Steuerverwaltung hierüber sind
noch nicht abgeschlossen.

3. Arbeitnehmer mit Einkünften aus Drittstaaten
An der mit BMF-Schreiben vom 18. Dezember 1985 bekanntgegebenen
Verständigungsvereinbarung zu Arbeitnehmereinkünften aus Tätigkeiten in
Drittstaaten wird festgehalten. Danach können Arbeitseinkünfte eines
Arbeitnehmers, der in der Bundesrepublik Deutschland wohnt und bei einem
schweizerischen Arbeitgeber beschäftigt ist, nach Artikel 15 Abs. 1 DBA nur
insoweit in der Schweiz besteuert werden, als die Arbeit dort tatsächlich
ausgeübt wird. Der Ort der Arbeitsausübung ist dort anzunehmen, wo sich der
Arbeitnehmer zur Ausführung seiner Tätigkeit persönlich (körperlich) aufhält.
Ist zum Beispiel ein Arbeitnehmer mit Wohnsitz in der Bundesrepublik
Deutschland für seinen schweizerischen Arbeitgeber 70 Tage in der Schweiz
(Grenzgängereigenschaft fehlt), 120 Tage in Großbritannien und 30 Tage in
Saudi-Arabien tätig, dann sind seine Einkünfte für die Tätigkeit in
Großbritannien und in Saudi-Arabien in der Bundesrepublik Deutschland zu
versteuern.

Das BMF-Schreiben vom 18. Dezember 1985 ist in allen noch offenen Fällen nicht mehr
anzuwenden.
Im Auftrag
Krause


